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„Das Wort haben die Stummen in der Welt!“ Dies 
erklärte der indonesische Staatspräsident Achmed 
Sukarno zur Eröffnung der Bandungkonferenz 
(1955). 

Stumm waren sie nie, die Völker Asiens, Afrikas 

und Lateinamerikas. Die Kolonialmächte hatten 
versucht, sie zum Schweigen zu bringen. Vergeb- 
lich. Aus dem antikolonialen und antiimperialisti- 
schen Kampf, den Asiaten, Afrikaner und Latein- 
amerikaner führten, gingen souveräne Staaten 
hervor, die zunehmend das Weltgeschehen mitge- 
stalten. Bei der Verteidigung des Friedens und bei 
der Neugestaltung der Weltwirtschaftsbeziehun- 
gen ist ihre Stimme von entscheidender Bedeu- 
tung. 
Martin Robbe analysiert diese Zusammenhänge, 
und er berichtet über den Alltag der Menschen in 
den Entwicklungsländern, über Armut, Hunger, 
Krankheiten, Analphabetentum. Für viele Millionen 
wurde das Überleben zur vordringlichsten Auf- 
gabe, die täglich neu zu bewältigen ist. 
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Kontraste 


Der erste Eindruck - er ist schon wichtig. In einem Entwicklungs- 
land, gleich ob in Asien, Afrika oder Lateinamerika, ist er kon- 
trastreich. 

Verhältnisse sowie Verhaltens- und Denkweisen der traditionel- 
len arabisch-islamischen Gesellschaft sind in Ägypten zu Beginn 
der achtziger Jahre noch allenthalben gegenwärtig. Handwerks- 
betriebe und Geschäfte des gleichen Zweiges sind in Kairo - wie 
in der islamischen Stadt des Mittelalters — vielfach noch straßen- 
beziehungsweise stadtviertelweise zusammen angesiedelt. Eine 
in Jahrhunderten gewachsene Arbeitsteilung, untrennbar mit ei- 
ner entsprechenden sozialen Schichtung verknüpft, zeichnet vie- 
len Menschen, Männern wie Frauen, den Tagesablauf vor. Mo- 
scheen sind Zentren des Gemeinschaftsiebens geblieben. Fünf- 
mal innerhalb von 24 Stunden ruft von ihrem Turm, dem Minarett, 
der Muezzin zum Gebet, inzwischen zumeist per Lautsprecher. 
Jede Gebetsformel beginnt: „Allahu akhbar!" Allah ist groß! 
Zum Tagesanbruch heißt es: „Beten ist besser als schlafen." Ein 
Gewirr unterschiediicher und eigenwilliger Gebetsinterpretatio- 
nen - fast scheint es, als würden die Interpreten miteinander 
wetteifern - klingt in den frühen Morgenstunden, bevor sich der 
Lärm hupender Autos bis zur Unerträglichkeit steigert, über die 
Stadt. 

Es ist nicht ohne Reiz, sich am Morgen oder am Abend dem 
noch stark orientalisch geprägten Treiben in den älteren Stadt- 
vierteln Kairos hinzugeben. Das bis in die späten Nachtstunden 
pulsierende Leben zieht den Fremden immer erneut in seinen 
Bann. Die vorgezeichneten Bahnen, in denen es verläuft, vermit- 
teln ein Bild von Stabilität und Dauer. 

Reizvoll ist auch ein Gang über Land. Auf der Straße machen 
Motorfahrzeuge den Eseln, einer wichtigen Säule des ägyptischen 
Transportwesens, Konkurrenz. Doch der Boden wird vielfach 
noch wie zur Zeit der Pharaonen bebaut. Die Fellachen sind 
freundlich. Einer, der mit leerem Eselskarren aus der Stadt 
kommt, fordert mich zum Mitfahren auf. Ich zögere, folge, als er 
seine Aufforderung wiederholt. Als ich nach einer Weile ab- 
springe, um einen Seitenweg zu benutzen, lädt mich eine Män- 
nergruppe, die vor einem Haus sitzt, zum Tee ein. 

Die traditionelle arabisch-islamische Gesellschaft ist indessen 
längst im Zerfall begriffen. Kapitalismus entwickelt sich massiv. 
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Es begann dies schon, symbolisiert durch die Gründung der Bank 
„Misr", unter britischer Kolonialherrschaft nach dem ersten Welt- 
krieg. In den sechziger Jahren wurde die kapitalistische Entwick- 
lung beschränkt, als die „Freien Offiziere" unter Gamal Abdel 
Nasser (1918-1970), die im Juli 1952 die Macht in der Armee und 
im Staat ergriffen hatten, eine Reihe von Gesetzen zur Verstaatli- 
chung kapitalistischer Unternehmungen erließen. Doch in den 
siebziger Jahren erhielt sie neue Impulse - ihre Förderung wurde 
unter Präsident Anwar as-Sadat (1918-1981) geradezu Staatsdok- 
trin. Muhammad Sid Ahmed, ein namhafter Journalist und Peoliti- 
ker, erklärte dazu in einem Gespräch, Nasser habe die Bourgeoi- 
sie nur „beschnitten", nicht wirklich beseitigt; diese habe sich 
weiterentwickeln können bis zu einem gewissen Punkt. Nach der 
militärischen Niederlage Ägyptens im Juni 1967 habe sie begon- 
nen, für die erlittene Begrenzung ihres Profitstrebens „Revanche" 
zu nehmen. 

Die Reichen im Land am Nil wurden noch reicher, und ihre 
Schicht verbreiterte sich. (Die Zahl der Millionäre stieg von 500 
im Jahre 1975 auf 17 000 im Jahre 1981.') Diese „fetten Katzen", 
wie sie im Volksmund genannt wurden, trachteten danach, ihren 
Reichtum weiter zu mehren, den sie unter anderem in teuren Lu- 
xusautos und komfortablen Villen selbstgefällig zur Schau stell- 
ten. An die nationalen Interessen und an die Zukunft des Landes 
dachten sie nicht. 

Das hat teilweise unerträgliche Zustände geschaffen. Aus im- 
perialistischen Staaten werden moderne Konsumgüter impor- 
tiert: Autos, Fernsehempfänger, Kofferradios, Uhren, Schreibge- 
räte, Modeartikel, Delikatessen und anderes mehr. Viele einfache 
Ägypter träumen davon, dieses oder jenes zu besitzen. Man- 
cher kann sich auch hin und wieder einen Traum erfüllen. 
Doch vom Leben der ‚fetten Katzen" bleibt er ausgeschlossen. 
Der Alltag der meisten Ägypter kontrastiert zu den verführeri- 
schen Importgütern. In den Dörfern dominiert noch die Lehm- 
hütte. Die Bauernfamilie und ihr Vieh leben vielfach gemeinsam 
in einem Raum. Bei einer Bevölkerung von annähernd 50 Millio- 
nen Menschen kommen jährlich 1,2 Millionen hinzu. Das Dorf - 
in ihm herrscht bereits offene, vor allem aber versteckte Arbeits- 
losigkeit - kann den Bevölkerungszuwachs nicht mehr fassen. 
(Nur 7 Prozent der Gesamtfläche Ägyptens sind bisher landwirt- 
schaftlich nutzbar.) Viele Dorfbewohner strömen in die Städte. 
Doch auch diese sind hoffnungslos übervölkert. 

Kairo läßt diese Entwicklung augenfällig werden. Niemand ver- 
mag mit Sicherheit zu sagen, ob 8, 10 oder 12 Millionen Men- 
schen in seinen Mauern wohnen; sicher ist nur: Im kommenden 
Jahr werden es noch mehr sein. Die teuren Wohnungen, die al- 
lenthalben gebaut werden, sind für die meisten Ägypter uner- 
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schwinglich. Deshalb herrscht ein akuter Wohnungsmangel. Er 
hindert viele junge Paare daran zu heiraten. Alte Häuser sind vom 
Einsturz bedroht. (Durch Überbelegung — nicht selten teilen sich 
mehrere Familien eine Wohnung — sind sie einfach überbean- 
sprucht.) Nahezu % Million Menschen wohnen auf einem großen 
Friedhof am Rand der Stadt. Der öffentliche Verkehr trägt chaoti- 
sche Züge. Die Autobusse wie die Vorortzüge sind vom techni- 
schen Zustand wie vom Platzangebot her völlig unzureichend. 
Staatsangestellte rechnen einem vor, daß sie für den Hin- und 
Rückweg zur Arbeitsstelle je 2 Stunden benötigen. (Mitunter war- 
tet man über eine Stunde, bis man mit einem überfüllten Bus weg- 
kommt.) Während der Spitzenzeiten stauen sich die Autos im 
Zentrum so, daß der Verkehr zeitweise zusammenbricht. Das ver- 
altete und überlastete Telefonnetz läßt, das Telefonieren zum 
Glücksspiel werden. In der Stromversorgung gibt es häufig Aus- 
fälle, unter anderem dadurch, daß sich Familien auf eigene Faust 
an das Stromnetz anschließen, so daß es keinen Überblick über 
die Zahl der Abnehmer und ihren Verbrauch gibt. Defekte Was- 
serleitungen - auch ihr Netz ist überaltert - setzen Straßen unter 
Wasser, so daß sie partiell oder ganz unpassierbar sind. In der 
Presse werden diese und andere Mängel durchaus diskutiert. Es 
gibt Pläne, dieses oder jenes zu verbessern. Über 3 Millionen 
Ägypter arbeiten im Ausland. Die Aussicht, ihnen möglicher- 
weise folgen zu können, trägt dazu bei, daß sich noch viele im 
Land mit den Gegebenheiten abfinden. 

Muhammad Husni Mubarak, der Nachfolger Sadats, trat so ein 
schweres Erbe an. Er nahm den Kampf auf gegen Korruption, ge- 
gen parasitäres Verhalten in Kreisen der Bourgeoisie und andere 
gesellschaftliche Übel. 

Kontrastreich wie Ägypten ist jedes einzelne Entwicklungsland 
- ist dieses Phänomen in seiner globalen Dimension. 

Da ringen Hunderte Millionen Menschen in Asien, Afrika und 
Lateinamerika zäh und zumeist still mit der Armut. Das Überle- 
ben wurde für sie zur vordringlichen, täglich neu zu bewältigen- 
den Aufgabe: Vom Schicksal begünstigt, wer ein geregeltes Ar- 
beitsverhältnis hat. Viele Millionen, ihre Zahl wächst beständig, 
sind arbeitslos öder gehen Gelegenheitsarbeiten nach. Familien- 
angehörige geben ihnen, falls sie dazu in der Lage sind, das Aller- 
notwendigste zum Leben. Andere schaffen sich eine „Existenz", 
die faktisch Bettelei schamhaft verdeckt; sie verkaufen beispiels- 
weise an Straßenrändern gebrauchtes Packpapier oder getra- 
gene Schuhe oder weisen in untereinander abgegrenzten Revie- 
ren Autos in Parklücken ein. Hunger, Krankheiten, Analphabetis- 
mus gehören zum Alltag. 

Gleichzeitig gibt es in Entwicklungsländern - Ägypten ist da 
keine Ausnahme - sehr reiche Menschen. Einige erdölproduzie- 
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rende und -exportierende Staaten nehmen in der Weltrangliste 
der Pro-Kopf-Nationaleinkommen vordere Plätze ein. Und kein 
Land ist so arm, daß nicht eine Oberschicht aus den Ärmsten 
noch genügend herauspressen könnte, um ein vergleichsweise lu- 
xuriöses Leben zu führen. 

Betrachten wir die UNO: Dort stellen die Entwicklungsländer 
ungefähr drei Viertel der Mitgliedsstaaten. Die staatliche Souve- 
ränität eines jeden von ihnen markiert einen Sieg, abgerungen der 
einstigen Kolonialmacht wie dem Weltimperialismus, dabei un- 
terstützt von den Ländern des realen Sozialismus wie von ande- 
ren revolutionären Kräften in der Welt. Und in ihrer Gesamtheit 
spielen die Entwicklungsländer heute eine wachsende Rolle im 
Weltgeschehen, insbesondere in der Bewegung der Nichtpaktge- 
bundenen und im Ringen um eine Neue Internationale Wirt- 
schaftsordnung. 


Einerseits - menschliche Not, andererseits - welthistorische 
Größe. Beides Stichworte, um die Situation von Entwicklungs- 
ländern zu charakterisieren. 


In den kommenden Jahrzehnten wird ein immer größerer Teil der 
Weltbevölkerung in Entwicklungsländern leben; beträgt er heute 
die Hälfte (bei 4,5 Milliarden Menschen auf der Erde), so steigt er 
bis zum Jahr 2000 auf zwei Drittel (bei 6 Milliarden Menschen) 
und bis zum Jahr 2025 auf über drei Viertel (bei 8,3 Milliarden 
Menschen).2 Schon hieraus ergibt sich: Die Entwicklungsländer- 
problematik ist von globaler Dimension. Was Menschen in Ent- 
wicklungsländern widerfährt, kann uns nicht gleichgültig lassen. 
Und von ihrem Handeln hängt in hohem Maße die Zukunft der 
Menschheit ab, insbesondere im Hinblick auf die Verteidigung 
des Weltfriedens und auf den Fortgang des weltweiten Kampfes 
zwischen Sozialismus und Imperialismus. 


1 M. Heikal: Autumn of Fury. The Assassination of Sadat, 
London 1983, S. 87. 
2 Neues Deutschland, Berlin, 4./5. April 1981. 


Eigenstaatlichkeit - 
eine Zwischenbilanz 


Jedes Entwicklungsland hat eine eigene, unverwechselbare Ge- 
schichte. Doch eines ist jedem widerfahren: Die Menschen, die 
auf seinem Territorium lebten, gerieten im Rahmen der Heraus- 
bildung und Entwicklung des Weltkapitalismus in koloniale oder 
halbkoloniale Abhängigkeit; ihre Eigenstaatlichkeit errangen sie 
im antikolonialen und antiimperialistischen Kampf. 


Kapitalismus, Kolonialismus und 
vorkapitalistische Verhältnisse 


Im 16. Jahrhundert bildete sich, nachdem es zuvor schon Ansätze 
dazu gegeben hatte, auf der Erde eine neue Gesellschaftsforma- 
tion heraus: der Kapitalismus. Dies geschah zunächst - als Er- 
gebnis wie Fortsetzung der ungleichmäßigen Menschheitsent- 
wicklung - vornehmlich in Westeuropa. Westeuropäische Länder 
erlangten dadurch einen geschichtlichen Vorsprung, den sie nutz- 
ten, um sich die übrige Welt als Kolonien und Halbkolonien zu un- 
terwerfen. 

Das begann nach der Entdeckung Amerikas durch Christoph 
Kolumbus (1492) und des Seewegs nach Indien durch Vasco da 
Gama (1498, nachdem Bartholomeu Diaz 1487 bereits das Kap der 
Guten Hoffnung entdeckt hatte). Portugal, Spanien, die Nieder- 
lande, Frankreich und Großbritannien, die wichtigsten Kolonial- 
mächte, errichteten etappenweise ihre Herrschaft über die Karibi- 
schen Inseln, Mittel- und Südamerika sowie die Großen Antillen 
(16. Jahrhundert), Nordamerika und Indonesien (17. bis 19. Jahr- 
hundert), den indischen Subkontinent (18. und 19. Jahrhundert) 
sowie Afrika und noch unabhängige Teile Südostasiens, vor- 
nehmlich Burma und Indochina (19. Jahrhundert). 
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Im Kolonialismus zeigte der Kapitalismus sich gewalttätig und 
grausam. 


Die Kolonisierung begann vielfach damit, daß europäische Han- 
delsgesellschaften in den „entdeckten" Randzonen außereuropä- 
ischer Kontinente Handelsstützpunkte errichteten, ausgestattet 
mit dem Handelsmonopol. 1600 wurde die Englische Ostindische 
Kompanie gegründet. 1602 folgte die Niederländische Ostindi- 
sche Kompanie, 1621 die Niederländische Westindische Kompa- 
nie und 1664 die Französische Indische Kompanie. Die Gesell- 
schaften erwirtschafteten einträgliche Gewinne. Die Englische 
Ostindische Kompanie konnte in den 30 Jahren nach 1661 ihren 
Aktionären im Jahresdurchschnitt eine Dividende von 22 Prozent 
des Nominalwerts des Aktienkapitals zahlen. 

Doch das war nur das Vorspiel. 

Kapitalistische Mächte griffen fast durchweg zur bewaffneten 
Gewalt, um sich andere Territorien anzueignen. Großbritannien 
beispielsweise begann in der Mitte des 18. Jahrhunderts, schritt- 
weise Indien zu erobern, dabei geschickt die einheimischen Herr- 
scher gegeneinander ausspielend. 1818 hatte es seine Vor- 
machtstellung auf dem Subkontinent gesichert. 1858 wurde In- 
dien britische Kronkolonie. Eine französische Armee landete 1830 
in der Nähe von Algier, um Algerien militärisch zu unterwerfen. Vier 
Jahre später wurde das Land aufgrund einer königlichen Order 
zum französischen Besitz erklärt. Um auftretenden Widerstand 
und mit ihm auch den Widerstandswillen der Unterworfenen zu 
brechen, mordeten die Kolonialtruppen, zerstörten Siedlungen, 
verwüsteten die Felder. Friedrich Engels schrieb 1857 über Alge- 
rien: „Von der ersten Besetzung Algeriens durch die Franzosen 
bis zum heutigen Tage ist das unglückliche Land der Schauplatz 
endlosen Blutvergießens, des Raubes und der Gewalttaten gewe- 
sen. Jede Stadt, ob groß oder klein, ist Haus für Haus unter uner- 
meßlichen Opfern erobert worden. Die Araber- und Kabylen- 
stämme, denen die Unabhängigkeit kostbar und der Haß auf die 
Fremdherrschaft teurer ist als das eigene Leben, sind durch die 
schrecklichen Razzien, in deren Verlauf Behausungen und Eigen- 
tum verbrannt und zerstört, die Ernte auf dem Halm vernichtet 
und die Unglücklichen, die übrigblieben, niedergemetzelt oder al- 
len Schrecken der Lust und Brutalität ausgesetzt wurden, über- 
wältigt und entmutigt worden."? Um ihre Kolonialherrschaft auf- 
rechtzuerhalten, schufen die Kolonialmächte eigene Militärkon- 
tingente, deren Angehörige zum Teil aus den unterjochten VÖöl- 
kern rekrutiert wurden. 

Christliche Missionsgesellschaften unterstützten die kolonialen 
Eroberungen. Durch ihr Missionswerk unterwarfen sie die einhei- 
mische Bevölkerung der Religion der Kolonialherren, während sie 
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Bilder wie dieses - in Ketten gelegte Afrikaner - waren unter der Herr- 
schaft der europäischen Kolonialmächte nichts Außergewöhnliches. 


überkommene kulturelle Traditionen als „heidnisch" verunglimpf- 
ten und zerstörten. In Lateinamerika beriefen sich die spanischen 
Eroberer auf das Christentum, als sie mit der Einrichtung der en- 
comienda (wörtlich: „Auftrag") die einheimischen Indios zu Leib- 
eigenen machten, denen sie Arbeit und Abgaben abverlangten. 
Die spanische Königin Isabella erklärte im Jahr 1503 in einem Er- 
laß: „Da, wie Uns zugetragen, die Indios, weil sie sich einer allzu 
großen Freiheit erfreuen, Kontakt und Gemeinschaft mit den Spa- 
niern meiden in einem Maße, daß sie nicht einmal für Lohn arbei- 
ten, sondern müßig herumgehen und sich von den Christen auch 
nicht zum heiligen katholischen Glauben bekehren lassen wol- 
len..., gebiete ich Euch, Unserem Gouverneur, daß Ihr die Indios 
verpflichten und zwingen möget, mit den Christen zusammenzu- 
leben, an ihren Gebäuden zu arbeiten, Gold und andere Metalle 
zu sammeln und danach zu graben und die Felder zu bestellen 
und Nahrung zu erzeugen für die christlichen Bewohner und 
Siedler."3 Zwar wurde die encomienda 1520 von Kaiser Karl V. of- 
fiziel abgeschafft, doch die Beziehungen, die sie begründete, 
blieben. Bis zum heutigen Tag beuten die Grundherren in latein- 
amerikanischen Staaten die Landarbeiter und Pächter rücksichts- 
los aus. Jedes Aufbegehren gegen ihre fast unbeschränkte 
Macht ahnden sie im Namen einer geheiligten Tradition mit bluti- 
gem Terror. 
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Auf ihrer Jagd nach Kolonialbesitzungen waren die kapitalisti- 
schen Mächte Konkurrenten. Wiederholt kam es zwischen ihnen 
zu kriegerischen Auseinandersetzungen - doch auch zu Abspra- 
chen. Vom November 1884 bis Februar 1885 suchten sich die 
wichtigsten von ihnen auf der „Kongokonferenz" in Berlin über 
die Aufteilung Afrikas zu verständigen, das weitgehend noch 
nicht kolonial unterworfen war. Dabei konnte das deutsche Kai- 
serreich, das sich im Erwerb von Kolonien benachteiligt fühlte, 
seine Protektoratsherrschaft in Togo und Kamerun durchsetzen. 
(Es kamen noch Deutsch-Südwestafrika und Deutsch-Ostafrika 
hinzu. Doch im Ergebnis des ersten Weltkrieges verlor Deutsch- 
land seine Kolonialgebiete in Afrika an andere Kolonialmächte.) 

Gegen Ende des 19. Jahrhunderts - die Berliner „Kongokonfe- 
renz" kennzeichnet das Ende dieses Vorgangs - war die Welt im 
wesentlichen wirtschaftlich und territorial unter internationale 
monopolistische Kapitalistenverbände beziehungsweise unter 
den kapitalistischen Großmächten aufgeteilt. Nach der von 
W. I. Lenin vorgenommenen Analyse gehört dies zu den wesentli- 
chen Kennzeichen des Übergangs des Kapitalismus in sein impe- 
rialistisches Stadium.*? 

Am Vorabend des ersten Weltkriegs waren ungefähr zwei Drit- 
tel der Menschheit innerhalb des imperialistischen Kolonialsy- 
stems kolonialer und halbkolonialer Ausbeutung unterworfen. 
Großbritannien besaß zu diesem Zeitpunkt das mit Abstand 
größte Kolonialreich; es umfaßte über 33 Millionen Quadratkilo- 
meter, und in ihm lebten annähernd 400 Millionen Menschen. Es 
folgte Frankreich mit einem Kolonialbesitz von mehr als 10 Millio- 
nen Quadratkilometern und fast 50 Millionen Einwohnern. Die 
Niederlande nannten Kolonien mit einem Umfang von 2 Millionen 
Quadratkilometern und einer Bevölkerungszahl von etwa 40 Mil- 
lionen ihr eigen.® 


Kolonialismus - er gehört historisch wie wesensmäßig zur ant- 
agonistischen Klassengesellschaft - bedeutet allgemein die 
politische Beherrschung und ökonomische Ausbeutung eines 
Volkes durch die herrschenden Klassen eines anderen. Sein 
Charakter hängt von der jeweiligen Gesellschaftsordnung ab, 
in deren Rahmen er praktiziert wird. In der Antike beruhte er 
wesentlich auf äußerer Gewalt und Administration; die unter- 
worfenen Völker wurden mit Hilfe beider ausgeplündert, ohne 
daß dadurch notwendigerweise das überkommene Wirt- 
schafts- und Gesellschaftsgefüge wesentlich verändert wurde. 
Anders im Kapitalismus; der Kolonialismus wurde jetzt zum in- 
ternationalisierten Kapitalverhältnis. 


Die Gebiete, die zu Kolonien wurden, verloren weitgehend oder 
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Zu den Kolonien, die das deutsche Kaiserreich in Afrika erwarb, gehörte 
Deutsch-Ostafrika. Unter der Knute der Kolonialbeamten wurde die ein- 
heimische Bevölkerung zur härtesten Arbeit gezwungen. 


ganz ihre Souveränität. Die Kolonialmächte, als Zentren von Kolo- 
nialreichen auch „Kolonialmetropolen" genannt (die Kolonialisten 
selbst sprachen von „Mutterländern"), bildeten hierzu den Ge- 
genpol. Sie beherrschten die Kolonien. (In der französischen „En- 
cyclopedie", die zwischen 1751 und 1772 erschien, wurde dieses 
Verhältnis wie folgt definiert: „Da die Kolonien ausschließlich im 
Interesse des Mutterlandes gegründet worden sind, ergibt sich 
daraus: 1. daß sie vom Mutterland direkt abhängen und den 
Schutz des Mutterlandes genießen, 2. daß die Begründer der Ko- 
lonien ein ausschließliches Recht auf den Handel besitzen."°) In 
der konkreten Handhabung der Kolonialherrschaft gab es Unter- 
schiede. Frankreich bevorzugte die „direkte Herrschaft", das 
heißt, es setzte eigene Gouverneure und Distriktoffiziere ein. 
Großbritannien wandte demgegenüber weithin die „indirekte 
Herrschaft" an: Traditionelle Autoritäten, etwa die Emire der Sa- 
helzone oder die indischen Fürsten, sollten seine Interessen ge- 
genüber der einheimischen Bevölkerung durchsetzen. 

Das war der „äußere", politisch-administrative Rahmen, um die 
Kolonien und Halbkolonien auszubeuten und sie in spezifischer 
Weise in das kapitalistische Wirtschaftssystem mit einzubezie- 
hen. 

Für die ursprüngliche Akkumulation bereits, das heißt für die 
Entstehung des Kapitals und des Kapitalismus, erschlossen euro- 
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päische Kapitalisten in Kolonialgebieten ergiebige Quellen. Sie 
raubten Edelmetalle, betrieben Sklavenhandel, betrogen die ein- 
heimische Bevölkerung, indem sie billige Fertigprodukte, wie Mo- 
deschmuck, Schnaps und Gewehre, gegen wertvolle Rohstoffe 
eintauschten. „Die Entdeckung der Gold- und Silberländer in 
Amerika, die Ausrottung, Versklavung und Vergrabung der einge- 
bornen Bevölkerung in die Bergwerke, die beginnende Eroberung 
und Ausplünderung von Ostindien, die Verwandlung von Afrika in 
ein Geheg zur Handelsjagd auf Schwarzhäute, bezeichnen die 
Morgenröte der kapitalistischen Produktionsära", bemerkte Karl 
Marx dazu. „Der außerhalb Europa direkt durch Plünderung, Ver- 
sklavung und Raubmord erbeutete Schatz floß ins Mutterland zu- 
rück und verwandelte sich hier in Kapital."7 

Mit der vollen Herausbildung des kapitalistischen Kolonialis- 
mus im imperialistischen Kolonialsysttem wurde die koloniale 
Ausbeutung zunehmend institutionalisiert: Die Kolonien und ab- 
hängigen Gebiete gerieten als Lieferanten von Rohstoffen und 
Arbeitskräften, als Absatzmärkte sowie als Kapitalanlagesphäre 
in einen internationalen Reproduktionszyklus, der den Bedürfnis- 
sen der Kolonialmetropolen folgte. Konkret bedeutete das: In ei- 
ner Kolonie wurde in erster Linie nicht produziert, was die einhei- 
mische Bevölkerung, sondern was die Kolonialmacht brauchte: 
So erzwang Frankreich in der Sahelzone den Baumwollanbau, 
die Niederlande forcierten in Indonesien die Zuckergewinnung. 

Gleichzeitig wurden überkommene Produktionszweige zerstört, 
um einen Markt für Industriegüter aus entwickelten kapitalisti- 
schen Ländern zu schaffen. Die Industrialisierung in den Kolonial- 
metropolen ging dadurch teilweise mit einer „Entindustrialisie- 
rung" in den Kolonien einher, wie der britische Journalist Paul 
Harrison formuliert.® In Großbritannien etwa war es verboten, Sei- 
den- und Kattunstoffe aus Indien, Persien und China zu tragen 
und britische Textilverarbeitungsmaschinen nach Indien zu ex- 
portieren, während der indische Markt mit Fertigqwaren aus der 
britischen Metropole überschwemmt wurde; das ruinierte die in- 
dische Textilindustrie, und auch mit dem Spinnen von Baumwolle 
in den indischen Dörfern ging es bergab. 

Das war noch nicht alles. Ein großer Teil des in den Kolonien 
und Halbkolonien erwirtschafteten Nationaleinkommens floß in 
die Kolonialmetropolen, als Gewinne der Kolonialfirmen, als Pro- 
fite aus dem nichtäquivalenten Warenaustausch, als Steuern. Um 
die Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert dürfte beispielsweise 
Großbritannien aus Indien jährlich über eine halbe Milliarde Mark 
herausgepreßt haben. Hinzu kamen ungefähr 300 Millionen Mark, 
die pro Jahr in Indien in Form von Löhnen und Gehältern an Eng- 
länder gezahlt wurden. (Den Angaben liegt der damalige Um- 
rechnungskurs zugrunde.) 
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Das Resultat: Die kolonial und halbkolonial unterjochten Völker 
gerieten in eine als strukturell — das heißt die Totalität ihres ge- 
sellschaftlichen Lebens erfassende - zu charakterisierende Ab- 
hängigkeit. Die Diskrepanz im Entwicklungsniveau zwischen Ko- 
lonie und Metropole wurde in ihrem Rahmen reproduziert, als 
entscheidende Bedingung der Fortexistenz imperialistischer Ko- 
lonialherrschaft. Mit anderen Worten: Die koloniale Ausbeutung 
verdammte die ihr Unterworfenen dazu, ihr weiter ausgesetzt zu 
sein. Auch Länder, die formell als souverän galten - wie China, 
Persien und die Türkei -, erlagen dem wirtschaftlichen und politi- 
schen Einfluß kapitalistischer Großmächte mit den daraus er- 
wachsenden Folgeerscheinungen. 

Doch hat der Kolonialismus nicht auch Fortschritt bewirkt? 
Brachte er nicht Bewegung in erstarrte Gesellschaften? Setzte er 
in rückständigen Gebieten nicht neue, revolutionierende MaßR- 
stäbe? Kolonialapologeten, sie treten in den letzten Jahren mit 
größerer Lautstärke auf, werden nicht müde, den Kolonialmäch- 
ten eine „zivilisatorische Mission" zuzuerkennen, wobei sie Zzu- 
meist von einer „Modernisierung" sprechen. 


Nimmt man die Weltgeschichte als Bewertungsrahmen, so be- 
förderte der Kolonialismus Fortschritt, insofern und soweit er 
Mittel zur Fierausbildung des Kapitalismus freisetzte. 


Doch schon hier muß eingeschränkt werden. Gewiß, durch die 
Kolonialherrschaft wurden Völker, die noch weitgehend oder ganz 
unter vorkapitalistischen Verhältnissen lebten - bis hin zu Resten 
der Urgemeinschaft und Sklaverei -, in das kapitalistische Welt- 
wirtschaftssystem hineingezwungen. Das hat ihre Arbeits- und 
Lebensweise entscheidend verändert. Kapitalistische Entwicklun- 
gen - hier gibt es zwischen den verschiedenen Regionen und 
Ländern beträchtliche Unterschiede - setzten indessen höch- 
stens partiell ein. Und nur in Ausnahmefällen, so in den USA, in 
Australien und Neuseeland, führte dies zur Herausbildung einer 
neuen Gesellschaftsformation. Im allgemeinen blieb die Entwick- 
lung von Kapitalismus sehr begrenzt, eben weil den Bedürfnissen 
der Kolonialmetropolen ein- und untergeordet; nirgendwo führte 
sie zu einer Produktion von Produktionsmitteln. (Der DDR-Histori- 
ker Helmuth Stoecker schlägt vor, deshalb von einem kolonialen 
Ergänzungs-, Komplementär- oder Zubringerkapitalismus zu spre- 
chen.9) Zugleich wurden in den meisten Ländern vorkapitalisti- 
sche Verhältnisse reproduziert, nicht selten sogar erweitert, ge- 
fördert auch durch Kolonialmächte, die im Fortbestand archa- 
ischer Verhältnisse eine Sicherung ihrer Herrschaft sahen. Und es 
entstanden für den Kolonialismus typische Ausbeutungsverhält- 
nisse, in denen der außerökonomische Zwang eine große Rolle 
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spielte (so in der Gestalt langfristiger Kontraktverpflichtungen, 
von Strafarbeit und einer Abarbeit von Steuern). 

Die Gesellschaftsstrukturen gestalteten sich dadurch überaus 
heterogen. Verhältnisse verschiedener Gesellschaftsformationen 
existierten nebeneinander, wofür der Begriff „Mehrsektorenstruk- 
tur" geprägt wurde. Damit verbunden war ein Nebeneinander 
entsprechender Verhaltens- und Denkweisen der Menschen. Die 
Jahrhunderte hindurch nur extensiv betriebene koloniale Aus- 
plünderung ließ denen, die ihr ausgesetzt waren, vielfach nicht 
das Existenzminimum. Hohe Sterblichkeitsraten, Massenarmut, 
Krankheit und Hunger traten allenthalben auf. 


So hat der Kolonialismus schon einiges in Bewegung ge- 
bracht, doch in einer für den Kapitalismus charakteristischen 
Weise - qualvoll für die Völker. Im Imperialismus diente er 
dazu, ein historisch überlebtes System, dessen menschheits- 
feindliche Züge immer deutlicher hervortreten sollten, gewis- 
sermaßen neues Blut zuzuführen. Hier von einer „zivilisatori- 
schen Mission" zu sprechen ist eine Verhöhnung der Opfer 
kolonialer Unterdrückung und Ausbeutung. 


In der Welt vollzog sich im Ergebnis des Kolonialismus eine ex- 
treme Polarisierung, mit deren Folgen die Menschheit noch heute 
drastisch konfrontiert ist. In den Kolonialmetropolen beschleu- 
nigte sich das Tempo der gesellschaftlichen Entwicklung, wovon 
in erster Linie die herrschende Klasse profitierte, was aber auch 
Auswirkungen auf den Lebensstandard breiterer Kreise der Be- 
völkerung hatte. (So wurde die Herausbildung einer Arbeiterari- 
stokratie begünstigt.) Eine wesentliche Bedingung dafür war - 
als Kehrseite der Medaille - die Abhängigkeit der Kolonien, ihre 
gesellschaftliche Rückständigkeit und die Armut ihrer Menschen. 

Starke Besonderheiten wies der Siedlerkolonialismus auf, der 
in Südafrika noch heute existiert. Der Begriff ist in gewisser 
Weise paradox, da das aus dem Lateinischen kommende Wort 
„Kolonie" ursprünglich bereits „Siedlung" bedeutet. Gemeint ist: 
Europäer siedelten in abhängigen Gebieten, beispielsweise in Au- 
stralien, Nord- und Südamerika, Kenia, Südafrika und Algerien, 
errichteten dort ihre Herrschaft und drängten die einheimische 
Bevölkerung an die Peripherie des wirtschaftlichen und gesell- 
schaftlichen Lebens oder rotteten sie teilweise oder ganz aus. 
Aus den meisten Siedlerkolonien gingen selbständige Staaten 
hervor. Einige, so Australien und die USA, behielten ihre Selb- 
ständigkeit, andere, vornehmlich in Lateinamerika, wurden in er- 
neute koloniale Abhängigkeiten verstrickt. 

Die politischen Zionisten praktizierten in Palästina eine beson- 
dere Form des Siedlerkolonialismus. Von Großbritannien unter- 
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So gingen die europäischen „Demokratien“ mit den Freiheitskämpfern in 
ihren „Kolonien“ um. 


stützt (Balfour-Deklaration, 1917), eroberten sie mittels Lander- 
werb und Durchsetzung des Prinzips der „hunderprozentigen jü- 
dischen Arbeit" das Land wirtschaftlich, um dort einen „Juden- 
staat" (Theodor Herzl) zu errichten. Das arabische Volk von Palä- 
stina wehrte sich, doch vermochte es vorerst nicht, seine legiti- 
men nationalen Rechte durchzusetzen. Die zionistischen Macht- 
haber in Israel, die die Unterstützung imperialistischer Mächte, 
vornehmlich der USA, haben, widersetzen sich bis heute militant 
einer palästinensischen Eigenstaatlichkeit. Durch stetige Aggres- 
sivität, die vor Völkermord nicht zurückschreckt (Libanon-Aggres- 
sion 1982), suchen sie die Palästinenser, deren legitime Reprä- 
sentantin die PLO ist, zur Kapitulation zu treiben. '0 


Nationale Befreiung: 
Aufgabe und Bewegung 


Zunächst wandten sich vielfach Menschen, die noch unter vorka- 
pitalistischen Verhältnissen lebten, gegen koloniale Ausbeutung 
und Unterdrückung, denen sie unterworfen worden waren. So re- 
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bellierten Vertreter der Stammes- und Feudalaristokratie; um ihre 
Privilegien zu erhalten, wollten sie vorkoloniale Verhältnisse wie- 
derherstellen. Oder Bauern bäumten sich gegen besonders 
krasse Auswirkungen des Kolonialismus auf, beispielsweise in In- 
dien, Indonesien, China, Sudan, Südwest- und Ostafrika. 

Die Kolonialherrschaft wurde vom Ansatz her grundsätzlich in 
Frage gestellt, als sich kapitalistische Verhältnisse in Kolonien 
und Halbkolonien herausbildeten: Die neuentstehenden Klassen 
und Schichten konnten sich nur durch eine eigenständige Ent- 
wicklung des Kapitalismus voll entfalten, weshalb sie antraten, 
die Kolonialfesseln zu sprengen. 

Die Kolonialregierung von Niederländisch-Indien deckte in ei- 
nem 1920 verfaßten Bericht diesen Zusammenhang nüchtern auf. 
„Der eigentliche Sinn und Zweck der Eingeborenenbewegung ist 
das Bemühen, die durch die Konkurrenz ausländischer kapitalisti- 
scher Unternehmen geschaffenen Einschränkungen zu beseiti- 
gen, um so zu versuchen, der politischen wie auch wirtschaftli- 
chen Beherrschung durch das Ausland ein Ende zu setzen. Das 
Wesentliche an der nationalistischen Bewegung ist also die Re- 
volte der aufstrebenden produktiven Kräfte einer am Anfang des 
Kapitalismus stehenden Gesellschaft von Eingeborenen gegen 
die politische und wirtschaftliche Beherrschung durch ausländi- 
sches Kapital."11 


Nationale Befreiung wurde zur Aufgabe. Und zur Bewegung - 
in Gestalt der nationalen Befreiungsbewegung. 


Das Nationale hatte dabei von Anfang an eine soziale Dimension. 
Es waren verschiedene Klassen und Schichten, in der Hauptsa- 
che Bauern, Bourgeoisie, Proletariat und Zwischenschichten, die 
sich für nationale Befreiung einsetzten. Aufgrund ihrer unter- 
schiedlichen objektiven Interessenlage hatten sie verschiedenar- 
tige Vorstellungen darüber, wie diese zu erlangen sei, wie sie aus- 
zusehen habe und was sie ihnen bringen könne. Jede nationale 
Befreiungsbewegung nahm so erst im Verlauf eines historischen 
Prozesses, der mehrere Etappen durchlief und mit Auseinander- 
setzungen wie mit der Verarbeitung von Erfahrungen ausgefüllt 
war. Gestalt an, wobei sich ihre soziale Heterogenität in dem 
Fortbestehen verschiedener politischer Richtungen und ideologi- 
scher Strömungen reproduzierte.e Doch nationale Befreiung 
wurde als gemeinsames Anliegen zum einigenden Band. Darin 
beruhte die Einheit einer jeden Bewegung. Und das erlaubt es, 
von ihnen in ihrer Gesamtheit in der Einzahl zu sprechen. 

Nationale Befreiungsbewegungen nahmen, im allgemeinen ge- 
führt von bürgerlichen oder kleinbürgerlichen Kräften und mit 
dem Nationalismus als Leitbild, zunächst den Kampf gegen „ihre" 
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Kolonialmacht auf. Dieser Antikolonialismus war objektiv - zu- 
mindest im Ansatz - Antiimperialismus, richtete er sich doch ge- 
gen Teilstrukturen des imperialistischen Kolonialsystems. Er 
stellte indessen imperialistische Kolonialherrschaft noch nicht 
grundsätzlich in Frage. Nationalisten gaben sich vielmehr wieder- 
holt der Vorstellung hin - diese Haltung ist nicht selten noch 
heute anzutreffen-, in der Auseinandersetzung mit den „eige- 
nen" Kolonialherren den Beistand anderer imperialistischer 
Mächte zu finden. Patrioten verlangten vielfach zunächst auch 
nur Zugeständnisse, das heißt Reformen, seitens der Kolonial- 
macht, etwa bestimmte politische Grundrechte oder „Autono- 
mie", 

So übersandte vor dem Hintergrund immer wieder aufflam- 
mender Aufstände gegen die sich ausbreitende und festigende 
britische Kolonialherrschaft in Indien eine Indische Assoziation in 
Bombay 1852 eine Petition an Großbritannien, in der sie um einen 
konstitutionellen Wandel ersuchte. Der 1885 in derselben Stadt 
gegründete Indische Nationalkongreß wollte ein größeres Mit- 
spracherecht im Rahmen der gegebenen Machtverhältnisse.!2 
Auf seiner zweiten Zusammenkunft in Madras verlangte er die 
Vergrößerung der Gesetzgebenden Räte der Provinzen und die 
Zulassung einheimischer Bürger zu höheren Rängen im zivilen 
und militärischen Dienst. Großbritannien hatte in den Augen der 
Kongreßführer Indien gegenüber Verpflichtungen zu erfüllen, 
weshalb in Resolutionen wiederholt beklagt wurde, daß es mit 
seiner praktizierten Kolonialpolitik eigene Prinzipien verrate und 
sich „unbritisch" verhalte.'3 

Vorstellungen und Forderungen dieser Art mögen nach heuti- 
gen Maßstäben bescheiden klingen - damals wurden sie von den 
britischen Kolonialherren als Herausforderung empfunden. Sir 
John Strachey erklärte 1888, „daß die Regierung durch Ausländer 
in keinem Land wirklich jemals volkstümlich war". Daraus fol- 
gerte er: „Es wird der Anfang vom Ende unseres Imperiums sein, 
sollten wir diese grundlegende Tatsache vergessen und den Ein- 
geborenen größere Vollmachten überlassen in der Annahme, daß 
sie unsere Herrschaft stets treu und fest unterstützen werden."4 

Die ägyptische Nationalbewegung ging unmittelbar aus dem 
Kampf gegen die Privilegien der Turko-Tscherkessen in der Ar- 
mee hervor, um dann im Aufstand 1879-1882 gegen die absolute 
Herrschaft des Khediven, das heißt des türkischen Vizekönigs 
Ägyptens, und den wachsenden Einfluß Großbritanniens und 
Frankreichs Front zu machen. Ihr Führer Ahmad Urabi erhob am 
9. September 1881 drei Forderungen: Entlassung der amtierenden 
Regierung, Einberufung der Delegiertenkammer (einer Art von 
Parlament) und Vergrößerung der Armee auf 18 000 Mann.'5 Der 
Ägypter Salama Musa (1887-1958) forderte zu Beginn des 
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20. Jahrhunderts, angesichts des nationalen Befreiungskampfes 
nicht die sozialen Belange der Werktätigen zu ignorieren. An die 
bürgerlichen Nationalisten gewandt, schrieb er 1910: „Sie sehen, 
daß 80 Prozent ihrer Landsleute unter menschenunwürdigen Ver- 
hältnissen leben, was sie der Herrschaft der Großgrundbesitzer 
zu verdanken haben, die Nationalisten aber sagen kein Wort ge- 
gen diese Landherren."16 

Einige Vertreter der sich formierenden nationalen Befreiungs- 
bewegungen beschäftigten sich mit der Frage, warum ihre Völker 
dem Expansionsdrang kapitalistischer Mächte nicht hatten er- 
folgreich widerstehen können. Sie machten dafür einen eingetre- 
tenen Rückstand in der gesellschaftlichen Entwicklung verant- 
wortliich. Um Fremdherrschaft erfolgreich bekämpfen zu können, 
folgerten sie, sei deshalb eine Reformierung überkommener ein- 
heimischer Verhältnisse sowie der Verhaltens- und Denkweisen 
erforderlich. Dschamal ad-Din al-Afghani (1839-1897) und Mu- 
hammad Abduh (1849-1905), die zu diesen Neuerern gehörten, 
begründeten eine Reformbewegung, den „islamischen Modernis- 
mus", die den Islam mit den Anforderungen des antikolonialen 
Kampfes und mit neuen Erkenntnissen der Wissenschaft in Über- 
einstimmung zu bringen suchte. 

In einigen Ländern reifte indessen auch der Gedanke an Revo- 
lution. So standen sich in China um die Jahrhundertwende im 
Kampf um die Zukunft des Landes Reformisten und Revolutio- 
näre gegenüber. Beide suchten ihre Positionen auch in gegen- 
sätzlichen Interpretationen der Französischen Revolution von 
1789, die zum Leitbild bürgerlicher Revolutionäre und Revolutio- 
nen geworden war, zu bekräftigen. Die Reformisten sahen in die- 
sem Ereignis nur Zerstörung und Blutvergießen, weshalb sie es 
als Vorbild für China ablehnten. Revolutionäre demgegenüber ge- 
standen zwar zu, daß es in der Französischen Revolution blutig 
zugegangen sei; dennoch wollten sie die Leistungen dieser Revo- 
lution gewürdigt wissen, insbesondere ihre Zielsetzung, feudale 
Verhältnisse und den Despotismus abzuschaffen und dem Volk 
ein größeres Mitspracherecht in staatlichen Angelegenheiten ein- 
zuräumen.!” Unter dem Einfluß der russischen Revolution von 
1905 bis 1907 kam es zu Revolutionen bürgerlichen Charakters in 
Iran (1905-1911, „konstitutionelle Revolution"), in der Türkei 
(1908-1909) und in China (1911-1913). 

Der Kampf gegen kapitalistische und imperialistische Kolonial- 
herrschaft wurde auch in den Kolonialmetropolen aufgenommen. 
Bürgerliche Liberale in Großbritannien griffen beispielsweise an- 
tikoloniale Reformbestrebungen in Indien auf und unterstützten 
sie. Als Reaktion auf die von der Indischen Assoziation in Bom- 
bay 1852 verfaßte Petition gründeten „Freunde Indiens" auf einer 
Versammlung in London eine „Gesellschaft für Reformen in In- 
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dien" („India Reform Society"). Die revolutionäre Arbeiterbewe- 
gung, die sich im 19. Jahrhundert formierte, bekämpfte den Kolo- 
nialismus konsequent von der Position des proletarischen Inter- 
nationalismus aus. Sie und die nationale Befreiungsbewegung 
hatten, ungeachtet der Unterschiede in den unmittelbaren Ziel- 
setzungen, im internationalen Kapital einen gemeinsamen Feind, 
was ihr Zusammengehen objektiv ermöglichte und im Interesse 
beider zu einem Gebot werden ließ. Es hatte negative Auswirkun- 
gen, als sich in der Arbeiterbewegung in Gestalt des Sozialrefor- 
mismus bürgerliche Ideologie ausbreitete: Seine Vertreter forder- 
ten nicht mehr die Liquidierung, sondern die Reformierung des 
imperialistischen Kolonialsystems. Sie erklärten, da angeblich 
auch das Proletariat von Kolonien profitiere, die Kolonialpolitik zu 
einer „sozialistischen Angelegenheit".'9 


Insgesamt und auf vielfältige Weise blieben die Geschicke na- 
tionaler Befreiungsbewegungen mit den Klassenkämpfen in 
den Kolonielmetropolen verbünden. Es betraf dies die objek- 
tive Ebene, die Kräftekonstellationen, die sich auf jeder Seite 
herausbildeten, ebenso wie den politisch-ideologischen Be- 
reich. 


Oktoberrevolution: 
Radikalisierung des Befreiungs- 


kampfes 


Die Oktoberrevolution 1917 wandelte die Weltsituation grundle- 
gend. Der Kapitalismus hörte auf, weltumfassend zu sein. In der 
Sowjetunion nahm die sozialistische Alternative Gestalt an, 
praktisch demonstrierend, daß Ausbeutung und Unterdrückung 
kein unentrinnbares Schicksal sind. Es setzte der weltweite Über- 
gang zum Sozialismus und Kommunismus ein, der - auch als 
weltrevolutionärer Prozeß bezeichnet - zum Hauptinhalt der ge- 
genwärtigen Epoche wurde. 

Die nationale Befreiungsbewegung war unmittelbar und ent- 
scheidend von diesem Wandel betroffen, und zwar in mehrfacher 
Hinsicht. Es begann die Krise des imperialistischen Kolonialsy- 
stems. Der Kampf der kolonial und halbkolonial versklavten Völ- 
ker um Eigenstaatlichkeit und Unabhängigkeit verschmolz zuneh- 
mend mit dem weltrevolutionären Prozeß, der in der UdSSR und 
der in der Kommunistischen Internationale zusammengeschlos- 
senen revolutionären Arbeiterbewegung sein Zentrum hatte. Er 
erhielt eine reale Chance, die Möglichkeit auch, die nationale 
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durch die soziale Befreiung zu ergänzen und zu fundieren. 

Unter dem Einfluß der Oktoberrevolution und mit Uhnterstüt- 
zung der Kommunistischen Internationale formierten sich in einer 
Reihe von Kolonien und Halbkolonien kommunistische und Arbei- 
terparteien, so in Palästina (1919), Indonesien (1920), Ägypten 
(1922) und Indien (1925). Da das Proletariat dort noch schwach 
war, blieb ihre zahlenmäßige Stärke zunächst im allgemeinen ge- 
ring. 

Dennoch trugen die neuen Parteien wesentlich zur Profilie- 
rung der nationalen Befreiungsbewegung als antiimperialistische 
und antikapitalistische Kraft bei. In ihrer Programmatik wie in ih- 
ren Aktivitäten verknüpften die Kommunisten die Sache der na- 
tionalen und der sozialen Befreiung miteinander. Sie zeigten, daß 
die kolonial und halbkolonial versklavten Völker ihre Freiheit nur 
im Gesamtprozeß der revolutionären Erneuerung der Welt finden 
können, zu der sie ihrerseits wiederum einen entscheidenden Bei- 
trag zu leisten haben. „In der Politik der Il. Internationale in der 
Kolonialfrage zeigte sich mehr als anderswo das wahre Gesicht 
dieser kleinbürgerlichen Organiation", erklärte dazu Ho Chi Minh 
(1890-1969) am 21. Januar 1926. „Daher sah man bis zur Oktober- 
revolution in den Kolonialländern den Sozialismus als eine aus- 
schließlich für die Weißen bestimmte Lehre... an. Lenin eröff- 
nete eine neue, wahrhaft revolutionäre Epoche in den Kolonial- 


ländern. ... Lenin verstand und betonte als erster die große Be- 
deutung einer richtigen Lösung der Kolonialfrage für die Weltre- 
volution. ... Lenin verstand als erster in vollem Maße, wie unge- 


heuer wichtig es war, die Kolonialvölker in die revolutionäre Bewe- 
gung einzubeziehen. Lenin verstand als erster, daß ohne ihre Be- 
teilligung eine soziale Revolution undenkbar ist."20 


Die Bündnisfrage gewann in der so radikal veränderten Situa- 
tion einen neuen Stellenwert. Drei revolutionäre Hauptkräfte 
standen jetzt dem Imperialismus gegenüber: der reale Sozia- 
lismus - seit 1922 in Gestalt der UdSSR, nach dem zweiten 
Weltkrieg als Weltsystem -, die nationale Befreiungsbewe- 
gung und die revolutionäre Arbeiterbewegung in den Ländern 
des Kapitals. Von ihrem Zusammenwirken hing und hängt es 
bis in die Gegenwart hinein entscheidend ab, in welchem Maß 
diese Kräfte die ihnen neu zugewachsenen enormen Möglich- 
keiten nutzen und Fortschritte bei der revolutionären Umge- 
staltung der Welt machen. 


Die Liga gegen den Imperialismus (1927-1935) vereinte erstmals 
Vertreter der drei revolutionären Hauptkräfte zu einem antiimpe- 
rialistischen Bündnis auf internationaler Ebene. An ihrem Grün- 
dungskongreß im Februar 1927 in Brüssel nahmen 180 Persönlich- 
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In Indien rief Mahatma Gandhi seine Landsleute zum gewaltlosen Kampf 
gegen die britische Kolonialmacht auf. 


keiten teil, darunter der Franzose Henri Barbusse (1873-1935), 
der Inder Jawaharlal Nehru (1889-1964), der Indonesier Moham- 
med Hatta (1902-1980), der Araber Messali Hadj (1898-1974), der 
Afrikaner Lamine Senghor (1889-1927) und der Peruaner Victor 
Raul Haya de la Torre (1895-1979). Senghor, er verstarb im No- 
vember desselben Jahres, rief leidenschaftlich zur Einigung im 
Kampf gegen Kolonialismus und Imperialismus auf: „Der hier ver- 
einigte Kongreß hat, glaube ich, den Wunsch Vieler verwirklicht, 
die, wie ich, sich vollständig der Arbeit der Weltbefreiung hinge- 
ben möchten... Die imperialistische Unterdrückung, die wir bei 
uns Kolonialisierung nennen und die Ihr hier als Imperialismus 
bezeichnet, ist die gleiche Sache. Alles dies kommt vom Kapita- 
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lismus. Er ist es, der bei den Völkern der Hauptländer den Impe- 
rialismus gebärt. Darum müssen diejenigen, die unter kolonialer 
Unterdrückung leiden, sich die Hände geben und sich Seite an 
Seite mit denjenigen stellen, die unter dem Imperialismus der 
Hauptländer leiden. Kämpft mit den gleichen Waffen und zerstört 
das Weltübel, den Weltimperialismus. Man muß ihn zerstören 
und ihn durch den Bund freier Völker ersetzen, dann wird es 
keine Sklaverei mehr geben."?! 

Einheit im Kampf gegen den Imperialismus stand auch im na- 
tionalen Rahmen auf der Tagesordnung. In mehreren Kolonien 
und Halbkolonien bildeten sich antiimperialistische Einheitsfron- 
ten, so in den dreißiger Jahren in Algerien, Burma, China, Indien, 
Indonesien, Laos, auf den Philippinen und in Vietnam. 

Vor dem Hintergrund des sich vertiefenden Antagonismus zwi- 
schen den Völkern und den Kolonialherren radikalisierte sich der 
Befreiungskampf in den Kolonien und Halbkolonien. Zwar wurden 
in ihm vielfach immer noch Reformen gefordert, doch zeichneten 
sich in diesen stärker als zuvor Konturen einer revolutionären Ziel- 
setzung ab, das heißt, nicht der Reformismus triumphierte, son- 
dern die Revolution wurde auch hier zur dominierenden Orientie- 
rung. 

So erschütterten, 1918/19 in Ägypten beginnend, Volkserhe- 
bungen die arabische Welt vom Osten bis zum Westen. In Indien 
rief Mohandas Karamchand Gandhi (1869-1948) - der Dichter 
Rabindranath Tagore begrüßte ihn als „Mahatma", als „große 
Seele" - seine Landsleute dazu auf, der britischen Kolonialmacht 
gegenüber, für die er nach seinen eigenen Worten „weder Re- 
spekt noch Zuneigung hatte", sondern die er als „satanische 
Sünde" brandmarkte, eine Haltung der Nicht-Zusammenarbeit 
einzunehmen.22 Er gab persönlich ein Beispiel: Er griff zum hölzer- 
nen Spinnrad, um seine Bekleidung selbst zu spinnen, und nö- 
tigte seine Anhänger, dasselbe zu tun. Baumwollkhadi, das Pro- 
dukt dieser Bemühungen, wurde zur Einheitskleidung der Natio- 
nalbewegung. Die Bevölkerung sollte sich, so angespornt, briti- 
schen Importen versagen und die Heimindustrie erneut beleben, 
um daraus zugleich Selbstvertrauen zu schöpfen. Die indischen 
Patrioten traten für größere Befugnisse einer Selbstverwaltung in 
den Provinzen ein, die Großbritannien ihnen im Ergebnis heftiger 
Kämpfe teilweise zugestehen mußte; zugleich gingen sie weiter 
und erhoben gegen Ende der zwanziger Jahre immer energischer 
die Forderung nach Unabhängigkeit. (Nehru Sprach, diese Ziel- 
stellung präzisierend, von „voller Unabhängigkeit".22) Im Indi- 
schen Nationalkongreß kam es zu Differenzierungen, und der 
linke Flügel brachte soziale Belange der Werktätigen zur Geltung. 
Der Nationalkongreß hielt es 1929 für notwendig, „revolutionäre 
Veränderungen der gegenwärtigen sozialen und ökonomischen 
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Struktur der Gesellschaft durchzuführen und die krassen Un- 
gleichheiten abzuschaffen". 


Kolonialmächte konnten ihre Herrschaft vorerst noch aufrecht- 
erhalten, doch nur um den Preis von Zugeständnissen. Groß- 
britannien erklärte Ägypten 1922 zum „unabhängigen König- 
reich". Ein Jahrzehnt später, im Jahr 1932, erlangte Irak eine 
formale Selbständigkeit und trat als erster arabischer Staat 
dem Völkerbund bei. 


„Wenn es Mitternacht schlägt, 
während die Welt im Schlafe liegt...“ 


Im Ergebnis des zweiten Weltkrieges wandelte sich erneut die Si- 
tuation für nationale Befreiungsbewegungen. Die faschistischen 
Mächte, die den Krieg angezettelt hatten, um Weltherrschaft zu 
erringen, wurden vernichtend geschlagen, und die Sowjetunion, 
der erste sozialistische Staat der Erde, leistete hierzu den Haupt- 
beitrag. Zugleich war die Schwächung der Kolonialmächte - mit 
Ausnahme der USA -, insbesondere der beiden Hauptkolonial- 
mächte Großbritannien und Frankreich, offenkundig geworden. 
Dies alles gab den revolutionären und demokratischen Kräften in 
der Welt, darunter auch in Asien, Afrika und Lateinamerika, 
mächtige Impulse. Weitere Staaten in Europa und Asien beschrit- 
ten den Weg des Sozialismus, und das sozialistische Weltsystem 
bildete sich heraus. Das schränkte den Bewegungsraum des Im- 
perialismus weiter ein, und die Völker, die um nationale und so- 
ziale Befreiung kämpften, erhielten einen starken Rückhalt. 


Das imperialistische Kolonialsystem, bereits in einer allgemei- 
nen Krise, wurde unter den veränderten Bedingungen im Er- 
gebnis antikolonialer und antiimperialistischer Revolutionen 
zerschlagen. 


Das begann noch in den vierziger Jahren in Asien. Im Kampf ge- 
gen die japanischen Okkupanten waren dort große Volksmassen 
in Bewegung geraten. 

Am 2. September 1945 proklamierte Ho Chi Minh nach einem 
erfolgreichen bewaffneten Aufstand im ganzen Land die Unab- 
hängigkeit Vietnams und die Demokratische Republik Vietnam 
(DRV). In der Unabhängigkeitserklärung verwies er auf den be- 
harrlichen Kampf, den das vietnamesische Volk gegen die franzö- 
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sische Herrschaft und in den Reihen der Alliierten gegen den Fa- 
schismus geführt hatte. Er schloß: „Vietnam hat das Recht, frei 
und unabhängig zu sein, und ist tatsächlich frei und unabhängig 
geworden. Das vietnamesische Volk ist entschlossen, all seine 
geistigen und materiellen Kräfte aufzubieten, Leben und Besitz zu 
opfern, um sein Recht auf Freiheit und Unabhängigkeit zu be- 
haupten."25 Es war dies der erste Sieg einer von der Arbeiter- 
klasse geführten nationalen Befreiungsrevolution. 

Im selben Jahr erlangten Korea und Indonesien die staatliche 
Souveränität. 

1947 wurde der indische Subkontinent souverän, in Gestalt 
zweier Staaten: Indien und Pakistan. 16 Jahre zuvor, im Februar 
1931, hatte Winston Churchill (1874-1965) - er gehörte verschie- 
denen Kabinetten als Premier oder Minister an - vor dem brriti- 
schen Unterhaus erklärt: „Der Verlust Indiens wäre für uns nicht 
wiedergutzumachen, ein Verhängnis. Unfehlbar würde er mit ei- 
nem Prozeß einhergehen, der uns auf den Rang einer niederen 
Macht herabdrücken würde."26 Jetzt verlor Großbritannien seinen 
größten und wichtigsten Kolonialbesitz, und die indischen Patrio- 
ten konnten einen großen Sieg feiern. „Vor langen Jahren haben 
wir einen Pakt mit dem Schicksal geschlossen, und jetzt kommt 
die Zeit, da wir unser Gelöbnis einlösen werden...", erklärte 
Nehru am 14. August . 1947 vor der Verfassunggebenden Ver- 
sammlung Indiens. „Wenn es Mitternacht schlägt, während die 
Welt im Schlafe liegt, wird Indien zu Leben und Freiheit erwa- 
chen. Ein Augenblick naht, selten in der Geschichte: Wir schrei- 
ten aus dem Alten ins Neue, ein Zeitalter geht zu Ende, und die 
Seele einer so lange unterdrückten Nation findet ihre Sprache."?7 
Die große Stunde des Sieges war indessen von einer Tragödie 
überschattet: Großbritannien hatte mit einer religiös motivierten 
Grenzziehung bewaffnete Konflikte zwischen Hindus und Mus- 
lims vorprogrammiert, die nun ausbrachen und viele Todesopfer 
forderten. 

In den beiden folgenden Jahren errangen Burma, Ceylon (Sri 
Lanka) und China ihre Freiheit aus kolonialer beziehungsweise 
halbkolonialer Knechtschafl. Am 1. Oktober 1949 wurde die 
Volksrepublik China gegründet. Für das volkreichste Land der 
Erde bedeutete dies eine radikale Wende: Ein Jahrzehnte wäh- 
render heldenhafter und opferreicher Kampf war beendet; es 
wurden Voraussetzungen geschaffen, um zum Aufbau des Sozia- 
lismus überzugehen. 

In einem verzweifelten kolonialen ‚roll back", das mit der Ära 
des kalten Krieges in Europa parallel verlief, versuchten die Kolo- 
nialmächte, ihre Kolonialreiche zu restaurieren — doch vergeb- 
lich. Frankreichs Versuch, in einem Kolonialkrieg (1946 - 1954) 
das unabhängige Vietnam niederzuringen, endete mit seiner Nie- 
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derlage in der legendären Schlacht von Dien Bien Phu (1954). Al- 
lerdings nutzten die USA eine provisorische militärische Demar- 
kationslinie, wie sie auf der Genfer Konferenz (1954) vereinbart 
worden war, um durch eine militärische Intervention den Süden 
Vietnams vom Norden zu trennen und zu einem Satelliten herab- 
zuwürdigen - bis das siegreiche vietnamesische Volk in den sieb- 
ziger Jahren diesen Völkerrechtsbruch rückgängig machte. Die 
Aggressionen, die die Niederlande mit britischer und USA-Unter- 
stützung in Indonesien sowie die USA in Korea durchführten, 
scheiterten gleichfalls. Indonesien konnte die Eigenstaatlichkeit, 
die bereits am 17. August 1945 von Achmed Sukarno (1901-1970) 
und Hatta proklamiert worden war, im Dezember 1949 endgültig 
erringen. 

Für die arabischen Völker brachten die fünfziger Jahre die 
Wende, konkret: die ägyptische Revolution (Juli 1952) und der 
Beginn des bewaffneten Befreiungskampfes in Algerien (1954). 
Sudan, Marokko und Tunesien wurden staatlich unabhängig. 
1962 führte das algerische Volk seinen opferreichen Befreiungs- 
kampf, in dem es eineinhalb Millionen Tote zu beklagen hatte - 
bei einer Gesamtbevölkerung von 9 Millionen -, zum Sieg („Ver- 
träge von Evian"). 

In den sechziger Jahren triumphierte die Sache der nationalen 
Befreiung im subsaharischen Afrika. Imperialistische Kolonial- 
herrschaft konnte sich hier am längsten behaupten - der Prozeß 
ihrer Zerschlagung, in Asien in Gang gekommen, sich unerhört 
verbreiternd und an Wucht zunehmend, ging jetzt um so rascher 
vonstatten. Nach Ghana (1957) und Guinea (1958) erlangten 1960, 
im „afrikanischen Jahr", die meisten arfikanischen Länder die Ei- 
genstaatlichkeit. Bis Mitte der sechziger Jahre waren das briti- 
sche, französiche und belgische Kolonialreich auf afrikanischem 
Boden nahezu völlig verschwunden. Lediglich das portugiesische 
Kolonialreich konnte sich bis in die Mitte der siebziger Jahre be- 
haupten. Und es verblieben rassistische Kolonialpositionen in 
Südrhodesien/Simbabwe - bis 1980 - sowie in Südwestafrika/ 
Namibia - bis heute. 

1959 begann in Kuba - nachdem 1953 der erste Ansatz hierzu, 
der Angriff auf die Moncada-Kaserne, gescheitert war - mit dem 
Sturz des diktatorischen Batista-Regimes eine Revolution, die 
Aufgaben der nationalen Befreiung in Angriff nahm und rasch in 
den Aufbau einer sozialistischen Gesellschaft hinüberwuchs. (Zu- 
vor hatte das USA-Kapital unter anderem 90 Prozent der Berg- 
bauproduktion, 37 Prozent der Zuckererzeugung, fast die ge- 
samte Energieversorgung, das Kommunikationswesen und den 
Tourismus kontrolliert.) Die Revolutionäre, zusammengeschlos- 
sen in der „Bewegung des 26. Juli" und geführt von Fidel Castro, 
standen in der Tradition des revolutionären Demokratismus von 
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Jose Marti (1853-1895) - und lernten dazu, indem die fortge- 
schrittensten unter ihnen sich den Marxismus-Leninismus an- 
eigneten. Im Ergebnis ihres Wirkens entstand der erste soziali- 
stische Staat in der westlichen Hemisphäre, der, unterstützt vom 
Weltsozialismus, dem konterrevolutionären Druck der benach- 
barten USA, der Hauptmacht des Imperialismus, widerstand. Von 
dem Beispiel, das Kuba gibt, gingen und gehen Impulse für die 
revolutionären Prozesse in Lateinamerika - so für den Kampf der 
Sandinisten in Nikaragua, die 1979 über die Somoza-Diktatur 
siegten - wie für den Bereich der nationalen Befreiungsbewe- 
gung insgesamt aus. Darüber hinaus half und hilft das kubani- 
sche Volk unmittelbar anderen Völkern - darunter dem angolani- 
schen -, sich gegen Attacken der Konterrevolution zu verteidigen 
sowie an der Überwindung der überkommenen Rückständigkeit 
zu arbeiten. 

Bis zu Beginn der achtziger Jahre wurde die Einflußsphäre di- 
rekter Kolonialherrschaft auf etwa 1 Prozent des Erdterritoriums 
und drei Zehntel Prozent der Weltbevölkerung reduziert. Das be- 
deutet jedoch auch: Mehrere Millionen Menschen leben noch in 
kolonial beziehungsweise fremdstaatlich beherrschten Gebieten, 
von denen drei Viertel den USA und Großbritannien „gehören". 
Und von noch verbleibenden Kolonialpositionen, so vom Rassi- 
stenregime in Südafrika, von USA-Stützpunkten in Diego Garcia 
und auf Inseln im Stillen Ozean sowie vom britischen Verbleiben 
auf den Islas Malvinas (Falkland-Inseln), gehen erhebliche Gefah- 
ren für den Frieden in diesen Räumen wie weltweit aus. 


Die Erringung der Eigenstaatlichkeit war in jedem Fall ein revo- 
lutionärer Akt, ungeachtet der Wege, die dabei jeweils be- 
schritten würden. Die direkte Kolonialherrschaft wurde been- 
det, einheimische politische Kräfte übten fortan in den sou- 
verän gewordenen Staaten die Macht aus. Und dies in einem 
welthistorischen Kontext, für den die Revolution charakteri- 
stisch war und ist. 


Zweierlei ist zu bedenken. 

Erstens. Nach der Oktoberrevolution ordneten sich die antiko- 
lonialen Revolutionen in ihrer Gesamtheit und Allgemeinheit von 
vornherein dem weltrevolutionären Prozeß ein. Das betrifft die 
Möglichkeit ihres Zustandekommens, ihre Frontstellung wie ihre 
Perspektive. Die Oktoberrevolution, eine sozialistische Revolu- 
tion, schuf für die Völker der Kolonien und Halbkolonien neue 
Voraussetzungen, um souveräne Staaten zu errichten. Es galt, Ei- 
genstaatlichkeit durchzusetzen gegen den Imperialismus, der 
sich als Hauptfeind des Menschheitsfortschritts insgesamt er- 
wies. Und wo sie erreicht wurde, war nur die erste Etappe natio- 
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naler Befreiungsrevolution vollendet; um volle - vor allem auch 
ökonomische - Unabhängigkeit zu erreichen, mußte der antiim- 
perialistische Kampf fortgesetzt werden, in dem, folgte er seinen 
inneren „Sachzwängen", immer stärker - um die inneren Voraus- 
setzungen imperialistischer Einflußnahme zu beseitigen - antika- 
pitalistische Züge hervortraten. (Antikoloniale Revolutionen vor 
der Oktoberrevolution, wie sie etwa im vergangenen Jahrhundert 
in Lateinamerika stattfanden, können als Typ bürgerlicher Revolu- 
tionen gekennzeichnet werden. Für die Zeit danach ist diese Cha- 
rakterisierung nicht mehr zutreffend, auch wenn in den meisten 
Staaten, die aus dem antikolonialen Kampf hervorgingen, bürger- 
liche und kleinbürgerliche Kräfte an die Macht kamen. Die Eigen- 
staatlichkeit war im Rahmen des weltrevolutionären Prozesses 
gegen imperialistische Kolonialmächte durchzusetzen, weshalb 
es angemessen ist, von antiimperialistischen Befreiungsrevolutio- 
nen zu sprechen. Ihr jeweils spezifisches Gepräge wird durch zu- 
sätzliche Attribute wie „antimonarchisch", „antifeudal" oder „de- 
mokratisch" gekennzeichnet.) 

Zweitens. Jede einzelne antikoloniale Revolution erlangte ihre 
volle Dimension dadurch, daß sie Teil eines globalen Vorgangs 
war, einer „antikolonialen Weltrevolution", wie die Staats- und 
Regierungschefs nichtpaktgebundener Staaten auf ihrer Ill. Kon- 
ferenz im September 1970 in Lusaka (Sambia) formulierten.?® Na- 
tionale Befreiungsbewegungen erreichten vielfach von imperiali- 
stischen Kolonialmächten Zugeständnisse, für die ihre eigene 
Stärke, wären sie allein auf sie angewiesen gewesen, nicht aus- 
gereicht hätte. Doch sie hatten, das war entscheidend, den Bei- 
stand des Sozialismus. Und Staaten, die aus dem antikolonialen 
Kampf hervorgegangen waren, solidarisierten sich - das begann 
mit der Bandung-Konferenz 1955 - und halfen Völkern, die noch 
um die Eigenstaatlichkeit rangen. Nationalen Befreiungsbewe- 
gungen kam auch zugute, daß die imperialistische Seite sich 
weltweiten Angriffen auf ihren Kolonialbesitz ausgesetzt sah und 
ihre politischen Vertreter zunehmend befürchteten - Furcht ist 
für die privilegierten Klassen nach den Worten des Franzosen 
Maxime Rodinson zuweilen der Anfang der Weisheit?9-, Staaten, 
die ihre Existenz dem bewaffneten Kampf schuldeten, könnten 
radikal mit dem imperialistischen System brechen. Symptoma- 
tisch war, daß sich Charles de Gaulle, während er sich im Alge- 
rienkrieg noch unnachgiebig verhielt, in Reaktion auf diesen 
Krieg den französischen Kolonien im subsaharischen Afrika ge- 
genüber kompromißbereit zeigte, so daß diese im „afrikanischen 
Jahr" fast alle die Eigenstaatlichkeit errangen (während die alge- 
rischen Patrioten noch 2 Jahre für dieses Ziel kämpfen mußten). 
Er schrieb zur Motivierung seiner Haltung; Eine gewaltige Unab- 
hängigkeitsbewegung erfaßte gleichzeitig alle kolonisierten Völ- 
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ker. Der Erdkreis trieb „auf einen Strudel zu, dessen Sog zwar in 
umgekehrter Richtung wirkte, der aber nicht weniger tief war als 
jener, der einst die Entdeckungen und Eroberungen der Mächte 
des alten Europa ausgelöst hatte". „Kein Zweifel, mit dem Herr- 
schen aus der Ferne, das einst die Weltreiche begründet hatte, 
war es vorbei. Aber könnte man nicht die alten Abhängigkeitsver- 
hältnisse in Vorzugsbande politischer, wirtschaftlicher und kultu- 
reller Zusammenarbeit umzuwandeln versuchen?"30 In der Auf- 
gabe von Positionen, die in seinen Augen auf Dauer ohnehin 
nicht zu halten waren, sah de Gaulle eine Chance, den traditionel- 
len Kolonialismus in den Neokolonialismus hinüberzuleiten. 

Eingebettet in den weltrevolutionären Prozeß im allgemeinen 
und in die „antikoloniale Weltrevolution" im besonderen, konnte 
Eigenstaatlichkeit im Einzelfall nicht selten auf dem Weg schritt- 
weiser Reformen errungen werden, ausgehandelt zwischen Ver- 
tretern der nationalen Befreiungsbewegung und der Kolonial- 
macht. Das nährte in Entwicklungsländern wie in entwickelten 
kapitalistischen Ländern Illusionen, ließ Menschen an die „Deko- 
lonisations"these glauben, wonach imperialistische Staaten ihre 
Kolonien aufgrund „humanitärer Erwägungen" und auf eigenen 
freiwilligen Entschluß hin in die „Freiheit" entlassen haben. Doch 
geht es eben nicht an, eine antikoloniale Revolution als isolierten 
Vorgang untersuchen zu wollen; nur im welthistorischen Zusam- 
menhang können ihr Verlauf, ihr Charakter und ihre Tragweite 
sachgemäß verstanden und gewertet werden. 

Gerade weil revolutionäre Prozesse und Bestrebungen unter- 
schiedlicher Art zusammenwirkten, vollzog sich die Zerschlagung 
des imperialistischen Kolonialsystems vergleichsweise überaus 
schnell. „Das überraschendste Ereignis der gesamten Kolonialge- 
schichte war das Tempo, in dem die Imperien untergingen", stellt 
der britische Historiker David K. Fieldhouse in einer Nachbetrach- 
tung zu seiner Geschichte der „Kolonialreiche seit dem 18. Jahr- 
hundert" fest. „Noch im Jahr 1939 schienen die Kolonialreiche 
auf ihrem Höhepunkt zu stehen, doch 1965 hatten sie praktisch zu 
bestehen aufgehört."3 


USA: 
Politik der „brinkmanship“ 


Imperialistische Mächte blieben indessen auf Ausbeutung und 
Raub aus. Angepaßt an die veränderten Bedingungen, praktizier- 
ten sie Neokolonialismus. 
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Die aggressivsten Kreise wollten nach dem zweiten Weltkrieg 
ebenso wie den Sozialismus auch die Sache der nationalen Be- 
freiung im Zeichen des kalten Krieges gewaltsam liquidieren. 
Konnten sie schon nicht verhindern, daß die Völker im antikolo- 
nialen und antiimperialistischen Kampf die Eigenstaatlichkeit er- 
rangen, so wollten sie zumindest die neuen Staaten durch Einbin- 
dung in imperialistische Militärpakte auf die Seite der internatio- 
nalen Konterrevolution ziehen. 

John Foster Dulles, seit 1953 USA-Außenminister, engagierte 
sich hier besonder militant. Mit seiner Politik der „brinkmanship", 
das heißt der „Politik am Rande des Abgrunds", kalkulierte er, um 
den gesellschaftlichen Fortschritt niederzuringen, einen „heißen 
Krieg" ein. Der amerikanische Ökonom und Politiker John Ken- 
neth Galbraith, der zu seinen Gegnern zählte - zeitweise war er 
USA-Botschafter in Indien -, schreibt in seinen Memoiren über 
ihn: „Vor allem war er daran interessiert zu beweisen, daß der Ka- 
pitalismus das war, wofür alle Sozialisten ihn hielten. Die ameri- 
kanische Außenpolitik wurde von einer einzigen, alles andere do- 
minierenden Leidenschaft bestimmt: der Niederwerfung des 
Kommunismus. Das Christentum, ja selbst Jesus segnete diesen 
Kreuzzug ab. Jeder antikommunistische Despot war sein Verbün- 
deter; überall bestand seine Politik darin, militärische Allianzen zu 
schließen und die Ärmsten zu bewaffnen. Neutralität wurde Neu- 
tralismus genannt und galt als unmoralisch, und die Inder waren 
dafür das Paradebeispiel."32 

Wiederholt griffen imperialistische Mächte zur bewaffneten 
Gewalt, um nationale Befreiungsbewegungen niederzuschlagen. 
So intervenierten die USA unter anderem in Korea (1950-1953), 
Iran (1953), Guatemala (1954), Libanon (1957/58), Vietnam 
(1960-1975), Kuba (1961), in der Dominikanischen Republik 
(1965), in Kampuchea (1973-1975), Chile (1973) und Iran (1980). 
Doch überall stießen sie auf Widerstand. Das heldenhaft kämp- 
fende vietnamesische Volk fand eine Unterstützung, wie es sie in 
dieser Breite bislang nicht gegeben hatte, in erster Linie durch 
sozialistische Staaten, aber auch bei nationalen Befreiungsbewe- 
gungen und bei revolutionären und demokratischen Kräften in 
imperialistischen Staaten. Als sich in den sechziger Jahren nicht- 
proletarische Kräfte zur „Neuen Linken" formierten, geschah dies 
vornehmlich aus einer Solidarisierung mit dem Kampf der Vietna- 
mesen heraus. 

Die USA hatten sich, das wurde spätestens in Vietnam klar, mit 
ihrem „globalen Interventionismus" übernommen. Sie trachteten 
deshalb danach, stärker als zuvor die einheimische Reaktion in 
Entwicklungsländern zur Verteidigung eigener Belange wie zur 
Wahrnehmung gesamtimperialistischer Interessen heranzuzie- 
hen. USA Präsident Richard Nixon erhob dies 1969 zu einer Dok- 
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trin, die seinen Namen erhielt (Nixon-Doktrin). Erläuternd führte 
er dazu aus: „In zwei Kriegen, erst in Korea und jetzt in Vietnam, 
haben wir den größten Teil des Geldes, den größten Teil der Waf- 
fen und den größten Teil der Soldaten gestellt ... Weder die Ver- 
teidigung noch die Entwicklung anderer Nationen kann aus- 
schließlich oder in erster Linie eine amerikanische Angelegenheit 
sein ... Die Länder in allen Teilen der Welt sollten ... die Haupt- 
verantwortung ... selbst übernehmen, ... aber wir werden unser 
Engagement und unsere Präsenz, was die Angelegenheiten der 
anderen Völker betrifft, aopbauen."33 

In Vietnam zielte diese Orientierung auf eine „Vietnamisierung" 
des Krieges: Zur eigenen Entlastung sollten zunehmend Vietna- 
mesen für die amerikanischen Kriegsziele kämpfen, was demago- 
gisch dann noch als „Deeskalation" bezeichnet wurde. 

In Nahost konnten die USA mit Israel rechnen, das wiederholt, 
1956, 1967 und 1982, Aggressionen gegen arabische Staaten star- 
tete. Doch das reichte ihnen nicht aus. Um der Region ihren 
„Frieden" (Pax Americana) aufzuzwingen, suchten sie weitere 
Staaten auf ihre Seite zu ziehen. Mit israelischer Hilfe brachen 
sie Ägypten aus der arabischen Front heraus (Camp-David-Gipfel 
1978) und gehörten zu denen, die in Jordanien (1970) und in Li- 
banon (1975 beginnend) Bürgerkriege schürten, um linke und pa- 
triotische Kräfte, insbesondere die PLO, auszuschalten. USA-Poli- 
tikern gelang es indessen nicht, die gewünschte Achse Kairo - 
Tel Aviv — Teheran - Riad herzustellen. Die 1978 in Iran eruptiv 
einsetzende antiimperialistische und antimonarchische Revolu- 
tion, von ihren Führern als „islamisch" charakterisiert, beseitigte 
das Schahregime und die USA-Präsenz im Land. Und mit der Er- 
mordung Sadats (1981) ging den USA eine Schlüsselfigur der in 
Camp David getätigten ägyptisch-israelischen Separatverhand- 
lungen verloren. 

Heute möchten die reaktionärsten Kräfte des Imperialismus, 
die vornehmlich, aber nicht nur, in den USA zu Hause sind, mit ei- 
ner Politik der Konfrontation und Hochrüstung zum kalten Krieg 
zurückkehren. In erster Linie geht es ihnen darum, den Sozialis- 
mus zu vernichten. Dafür riskieren sie selbst einen Atomkrieg. Zu- 
gleich wollen sie, das hängt damit zusammen, jeden Fortschritt in 
Entwicklungsländern brutal ersticken, den Export von Konterrevo- 
lution einkalkulierend und praktizierend. Die schon zuvor zur Mo- 
tiviierung eigener Aggressivität gebrauchte Bedrohungsdemago- 
gie haben sie aktualisiert: Angeblich bedroht ein von Moskau aus 
zentral gesteuerter „internationaler Terrorismus" die „westlichen 
Demokratien", und jede Befreiungsbewegung, gleich, welcher 
Mittel sie sich bedient, wird als „terroristisch" eingestuft, so je- 
des Aufbegehren gegen Ausbeutung und Unterdrückung als „Ter- 
ror" brandmarkend.3* 
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Der israelische Aggressor bei seinem Vormarsch in Beirut 


Mit dieser Charakterisierung des Gegners wird der Einsatz jeg- 
licher Mittel zu seiner Bekämpfung gerechtfertigt: die Verfolgung 
und Ermordung von Freiheitskämpfern durch die einheimische 
Reaktion und USA-Agenten in EI Salvador ebenso wie der Völker- 
mord der Israelis an Libanesen und Palästinensern 1982 in Li- 
banon. (Menachem Begin machte sich das genannte antikommuni- 
stische Argumentationsmodell zu eigen. In einem Brief, den er zu 
Beginn der israelischen Aggression in Libanon an den USA-Präsi- 
denten Ronald Reagan sandte, nannte er die PLO eine „von den 
Sowjets geförderte Terroristenorganisation", die als „blutrünsti- 
ger Aggressor... an unserer Türschwelle" steht und „beabsich- 
tigt, Juden - Männer, Frauen und Kinder - zu töten". Den Li- 
banon bezeichnten die israelischen Machthaber als Zentrum des 
„internationalen Terrorismus".) Die USA nutzten die israelische 
Aggression, um selbst in Libanon militärisch präsent zu werden. 
Am 25. Oktober 1983 überfielen und besetzten sie die Karibikinsel 
Grenada, um dort unter dem Vorwand „Recht und Ordnung" so- 
wie „demokratische Zustände" wiederherzustellen, ein ihnen höri- 
ges Regime zu installieren. 

Doch wirken in imperialistischen Staaten auch imperialistische 
und proimperialistische Kräfte, die nicht alles beim alten belas- 
sen wollen. In Westeuropa sind sie vornehmlich in der Sozialisti- 
schen Internationale zusammengeschlossen, die sich in den letz- 
ten Jahren verstärkt um ihre eigene „Internationalisierung" be- 
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müht, das heißt bestrebt ist, in Afrika, Lateinamerika und Asien 
Fuß zu fassen (wozu die 1981 erfolgte Gründung der Interafrikani- 
schen Organisation Sozialistischer Parteien - Interafricaine So- 
cialiste - gehört).3° Sie raten ihren Staaten, den Entwicklungslän- 
dern gegenüber Zugeständnisse zu machen, um letztere mit der 
Empfehlung, mittels Reformen einen „demokratischen Sozialis- 
mus" zu praktizieren, dem kapitalistischen System zu erhalten. 
Der SPD-Politiker Egon Bahr hat das deutlich gemacht. Sozialde- 
mokraten, meint er, hätten ihre geschichtliche Erfahrung im 
Kampf um mehr Rechte für unterprivilegierte Mehrheiten mit der 
Aufgabe zu verbinden, die Interessen „unserer Menschen" - er 
versteht darunter die Bürger der BRD - zu vertreten. „Bei der Su- 
che nach dem Weg kann uns unsere Erfahrung dienen, die wir zu 
Hause gemacht haben", fährt er fort. „Wir haben gelernt, daß für 
eine Gesellschaft eine revolutionäre Situation entsteht, wenn be- 
rechtigte Forderungen der Mehrheit abgelehnt werden und ihr 
kein anderer Weg übrig zu bleiben scheint, als sich diese Rechte 
mit Gewalt zu nehmen." Bahr befürwortet im Zusammenhang da- 
mit - das heißt, um revolutionären Bestrebungen in Entwick- 
lungsländern zuvorzukommen - Gespräche, für die allgemein der 
Begriff „Nord-Süd-Dialog" Verwendung fand. In ihnen soll es 
darum gehen, ein globales System zum Schutze schwacher Staa- 
ten und Völker zu entwickeln.37 

Gewaltanwendung und Reformangebote schließen indessen 
für imperialistische und andere reaktionäre Kräfte einander nicht 
aus. Als in Iran der Schah Mohammed Reza Pahlawi durch die 
sich 1978/79 entfaltende „islamische Revolution" in die Defensive 
geriet, griff er zu brutalem Terror - am 8. September 1978, dem 
„Blutigen" beziehungsweise „Schwarzen Freitag", mordeten Mili- 
tärs 3000 Zivilisten -, und zugleich bot er Zugeständnisse an, von 
seinen Parteigängern als „Liberalisierung" des Regimes geprie- 
sen. Retten konnte ihn allerdings nichts mehr. (Seine Witwe Fa- 
rah kommentierte 1982 in einem Interview: „Wenn man Konzes- 
sionen anbietet, während man bereits in Schwierigkeiten steckt 
und geschwächt ist, bringt das nichts."38) Den Patrioten, die in EI 
Salvador für Freiheit und soziale Gerechtigkeit kämpfen - unter 
anderem verlangen sie die sofortige Einstellung sämtlicher Unter- 
drückungsmaßnahmen gegen das Volk und die Freilassung der 
politischen Gefangenen, eine Verstaatlichung des gesamten Ban- 
ken- und Finanzwesens, des Außenhandels und der Ölraffinerien 
sowie eine umfassende Bodenreform?® -, setzten die einheimi- 
sche Oligarchie und die USA nicht nur blutige Gewalt entgegen, 
sondern auch ein „Reformprogramm", das in seinem militant kon- 
terrevolutionären Kontext diesen Namen indessen wohl kaum 
verdient. 
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Trennen sich die Wege? 


Es gibt gegenwärtig ungefähr 120 Entwicklungsländer. Ihre ge- 
schichtliche Dimension ist - es wurde dies charakteristisch für 
sie - in der fortgesetzt gegebenen Abhängigkeit vom Imperialis- 
mus wie der damit untrennbar verbundenen komplexen Rück- 
ständigkeit gegenwärtig. Es bildet dies die objektive Grundlage 
für Interessengemeinsamkeiten, wie sie sich vornehmlich in der 
Bewegung der Nichtpaktgebundenen dokumentieren. Doch zu- 
gleich vollziehen sich unter den Entwicklungsländern weitrei- 
chende Differenzierungen, einmal hinsichtlich des Standes der 
Produktivkräfte und des Pro-Kopf-Bruttosozialprodukts bezie- 
hungsweise des Pro-Kopf-Nationaleinkommens, zum anderen - 
und das ist von besonderer Tragweite — in sozialökonomischer 
und politischer Hinsicht. 

Das wirft mit Blick auf die Entwicklungsländer die Frage auf: 
Trennen sich ihre Wege? 

Ungefähr 30 Entwicklungsländer gehören nach 1971 aufgestell- 
ten UN-Kriterien zu den am wenigsten entwickelten Ländern 
(Least Development Countries - LLDC). Das bedeutet, daß ihr Pro- 
Kopf-Bruttosozialprodukt im Jahr unter 100 Dollar liegt, der Indu- 
strieanteil am Bruttosozialprodukt weniger als 10 Prozent beträgt 
und die Alphabetisierungsrate unter 20 Prozent bleibt. Von 45 Ent- 
wicklungsländern sagt die UNO, daß sie in ihrer Entwicklung 
durch die Krise der kapitalistischen Weltwirtschaft besonders 
stark beeinträchtigt sind (Most Seriousiy Affected Countries - 
MSAC). In ihnen erreicht das Pro-Kopf-Bruttosozialprodukt höch- 
stens 400 Dollar im Jahr. Sie sind konfrontiert mit einem Zah- 
lungsdefizit, gestiegenen Transportkosten, geringen Export- 
erlösen, einem hohen Schuldendienst, niedrigen \Währungsre- 
serven und dergleichen. Demgegenüber nähern sich andere Ent- 
wicklungsländer den entwickelten kapitalistischen Ländern oder 
übertreffen diese sogar in einigen ökonomischen Kennziffern. So 
betrug 1980 das Pro-Kopf-Bruttosozialprodukt in Katar 26 080 Dol- 
lar, in Kuweit 22 840 Dollar, in Saudi Arabien 11 260 Dollar, in Li- 
byen 8 640 Dollar, in Singapur 4 480 Dollar, in Venezuela 3 630 
Dollar und in Argentinien 2 390 Dollar.*% (Die hohen Einnahmen 
erdölproduzierender und -exportierender Staaten sind allerdings 
kein hinreichendes Kriterium für Entwicklung, da sie beispiels- 
weise über die Infrastruktur oder die Arbeitsmittel produzierende 
Industrie nichts aussagen.) 
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Die Entwicklungsländer insgesamt sind noch weithin durch ein 
Nebeneinander von Verhältnissen verschiedener Gesell- 
schaftsformationen charakterisiert. Doch macht sich in ihnen 
als Ausdruck des Charakters unserer Epoche verstärkt eine 
Tendenz zur Vereinheitlichung geltend, was einmal zu einer 
sozialistisch orientierten, zum anderen zu einer abhängigen 
kapitalistischen Entwicklung, in der Endkonsequenz zu Diffe- 
renzierungen und Polarisierungen in ihren Reihen führt. 


In etwa 100 Entwicklungsländern gehen kapitalistische Entwick- 
lungen vonstatten, die - teilweise setzten sie bereits vor oder in 


der Kolonialzeit ein - indessen unterschiedlich weit gediehen 
sind. Vielfach gibt es sie - so in der Mehrheit der Länder des tro- 
pischen Afrika - bei Dominanz vorkapitalistischer Verhältnisse 


erst ansatzweise, so daß die Chance einer nichtkapitalistischen 
Entwicklung im Sinn der Vermeidung einer vollen Herausbildung 
von Kapitalismus besteht. Demgegenüber bilden sich in anderen 
Ländern, so in Argentinien, Brasilien und Indien, bereits Mono- 
pole und mit ihnen Züge einer staatsmonopolistischen Regulie- 
rung heraus. 

Die Entwicklung von Kapitalismus in Entwicklungsländern hat 
zwiespältige, im einzelnen noch näher zu untersuchende Konse- 
quenzen. Einerseits weitet sich extensiv wie intensiv das kapitali- 
stische Weltwirtschaftssystem und mit ihm die Ausbeutungs- 
sphäre des Imperialismus. Andererseits: Der Kapitalismus, der 
sich da entwickelt, ist ökonomisch wie technologisch von impe- 
rialistischen Staaten abhängig. Seine Repräsentanten können da- 
durch motiviert werden, Aspekte des antiimperialistischen Kamp- 
fes zu unterstützen, wobei die Konsequenz, zu der sie sich hierbei 
durchringen, in hohem Maß von der Stärke der revolutionären 
und anderen demokratischen Kräfte im jeweiligen Land sowie 
von Situationen und Trends im regionalen und internationalen 
Kräfteverhältnis abhängt. Auch vollziehen sich die gegenwärtigen 
kapitalistischen Entwicklungen in Entwicklungsländern in einer 
Epoche, in der der Kapitalismus als Gesellschaftsformation histo- 
risch überholt ist, konfrontiert mit dem aufsteigenden Sozialis- 
mus und seiner Vorbildwirkung. 


Hoffnungen bürgerlicher Politiker und Ideologen, den Weltka- 
pitalismus von der „Peripherie" her zu verjüngen oder zu er- 
neuern, sind deshalb illusionär. Mit der Entwicklung von Kapi- 
talismus in Entwicklungsländern treten nicht nur die ihm eige- 
nen, sondern angesichts der Epoche zusätzliche Widersprü- 
che auf, was die Ansammlung einer außerordentlich starken 
sozialen Sprengkraft bedeutet. 
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In ungefähr 15 Entwicklungsländern — sie umfassen etwa ein 
Viertel der Bevölkerung und 27 Prozent des Territoriums Afrikas 
sowie 4 Prozent der Bevölkerung und 11 Prozent des Territoriums 
im nichtsozialistischen Teil Asiens — hat sich eine sozialistische 
Orientierung beziehungsweise Entwicklung durchgesetzt. Die er- 
ste umfassende Bewegung in dieser Richtung vollzog sich zu Be- 
ginn der sechziger Jahre unter anderem in Ägypten, Algerien, 
Ghana, Guinea, Irak, in der VR Kongo, in Mali, Syrien und Tansa- 
nia. Zu denen, die in der Mitte der siebziger Jahre folgten, gehö- 
ren Angola, Äthiopien, die VDR Jemen und Mocambique. Es war 
dies nicht nur zeitlich, sondern auch in ihrer Eigenart eine zweite 
„Welle"; die Führungskräfte der vier letztgenannten Länder 
orientieren sich - im Unterschied zu den erstgenannten - am 
Marxismus-Leninismus wie am realen Sozialismus. 


Eine sozialistische Orientierung beziehungsweise Entwicklung 
in Entwicklungsländern ist etwas qualitativ Neues und welthi- 
storisch überaus bedeutsam. Die Möglichkeit hierzu ergibt 
sich aus der Existenz und Stärke des Weltsozialismus, der als 
Beispiel wirkt und Beistand leistet - und dessen Wirkungsbe- 
reich sich quantitativ und qualitativ weitet. Die Völker, die 
einen sozialistischen Weg wählen, können den Geschichtsver- 
lauf „verkürzen"; sie können zum Sozialismus gelangen - auch 
wenn dies nicht einfach sein wird -, ohne daß sich der Kapita- 
lismus mit seinen qualvollen Folgeerscheinungen voll heraus- 
zubilden braucht. 


Für die Sache der nationalen und sozialen Befreiung verändern 
sich im Zusammenhang mit diesen Entwicklungen die Bedingun- 
gen. Im Kampf gegen Neokolonialismus und Imperialismus gibt 
es nach wie vor objektive Interessengemeinsamkeiten zwischen 
verschiedenen Klassen und Schichten, vom Proletariat bis zu 
bestimmten bourgeoisen Kräften. Zugleich konnte die Bourgeoi- 
sie in Entwicklungsländern, die sich kapitalistisch entwickeln, be- 
reits wesentliche Klassenziele verwirklichen. Teile dieser Klasse 
haben deshalb die antiimperialistische Front verlassen oder sind 
bereit, diesen Schritt zu tun, um an der Seite imperialistischer 
Hauptmächte an der Systemerhaltung des Kapitalismus mitzuwir- 
ken. Symptomatisch hierfür war die Politik, die Präsident Sadat in 
Ägypten betrieb. 


Die nationale Befreiungsbewegung selbst unterliegt einem 
Wandel. Sie wird getragen von allen Kräften, die im Bereich 
der Entwicklungsländer wie in noch abhängigen Gebieten den 
Kampf um volle Unabhängigkeit vom Imperialismus führen. 
Dazu gehören Staaten, insofern und soweit sie antiimperiali- 
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stisch orientiert sind, ebenso wie oppositionelle Kräfte, wenn 
sie sich im eigenen Land mit proimperiaiistischen Regimes 
auseinanderzusetzen haben. Die Herrschenden in einigen be- 
deutenden kapitalistischen Entwicklungsländern, so in Indien, 
Nigeria und Mexiko, unterstützen wichtige Aspekte des antiim- 
perialistischen Kampfes. 


Im Weltgeschehen spielen Entwicklungsländer zunehmend ver- 
schiedenartige Rollen. Die fortgeschrittenen unter ihnen, wie 
Afghanistan, Angola, Äthiopien, Mocambique, Nikaragua und die 
VDR Jemen, gehen eng mit der sozialistischen Staatengemein- 
schaft zusammen. Die Regierungen anderer Entwicklungsländer, 
so Chiles und Südkoreas, ergreifen - um die Extreme anzudeuten 
- militant Partei für den Imperialismus. Spannungen und Kon- 
flikte zwischen Entwicklungsländern nehmen zu. Kriege unterein- 
ander brechen aus, so im September 1980 zwischen Irak und Iran. 

Die Wege der Entwicklungsländer trennen sich also, um auf die 
gestellte Frage zurückzukommen? 

Es wäre dies eine voreilige Schlußfolgerung, eine gefährliche 
zudem. Noch immer dominiert unter den Entwicklungsländern 
das in objektiven Interessengemeinsamkeiten wurzelnde Bestre- 
ben, in der Lösung innerer Probleme wie in der Regelung interna- 
tionaler Angelegenheiten, vor allem in der Verteidigung des Frie- 
dens, zusammenzuwirken. Die Begriffe „Einheit" und „Differen- 
zierung" kennzeichnen in ihrer Dialektik am ehesten die sich ge- 
genwärtig in den Reihen der Entwicklungsländer vollziehenden 


Prozesse.“ 
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Armut: 
Erbe und Herausforderung 


Bourgeoise und probourgeoise Politiker und Ideologen überse- 
hen gern die geschichtliche Dimension der Entwicklungsländer 
und damit die mit den Begriffen Kolonialismus, Antikolonialismus 
und Eigenstaatlichkeit umrissenen Zusammenhänge. Das ist 
nicht einfach Vergeßlichkeit. Sie wollen andere vergessen ma- 
chen, daß kapitalistische beziehungsweise imperialistische 
Mächte mit dem Kolonialismus der Vergangenheit und dem Neo- 
kolonialismus der Gegenwart für die in Asien, Afrika und Latein- 
amerika weitverbreitette Rückständigkeit („Unterentwicklung") 
und die damit verbundenen unerhörten menschlichen Probleme 
verantwortlich sind. Und sie möchten ignorieren, daß der antiim- 
perialistische Kampf den kolonial und halbkolonial versklavten 
Völkern die Eigenstaatlichkeit brachte und aktuell bleibt, um den 
Frieden zu verteidigen und weiteren gesellschaftliichen Fortschritt 
zu erlangen. 


Nord = reich, Süd = arm? 


Die Repräsentanten bürgerlicher Politik und Ideologie sind prak- 
tisch übereingekommen, die Entwicklungsländer, dabei ein ge- 
wisses Verständnis für deren Belange bekundend, als die „Ar- 
men" zu bezeichnen. Ihnen stellen sie die industriell entwickelten 
Länder als die „Reichen" gegenüber, wobei sie vor allem die kapi- 
talistischen im Auge haben, weithin aber auch die sozialistischen 
meinen. Die gegenwärtige Weltentwicklung vollzieht sich ihrer 
Meinung nach in der Polarität von „reich" und „arm" oder, womit 
dasselbe gemeint ist, von „Nord" und „Süd". Das Verhältnis bei- 
der Seiten zueinander - Zusammenarbeit oder Konfrontation - 
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soll entscheidend für die künftigen Menschheitsgeschicke sein. - 

In der Einführung zu einem der Problematik gewidmeten Sam- 
melband schrieb der Wirtschaftswissenschaftler Michael Bohnet 
(BRD) zu Beginn der siebziger Jahre, der „Nord-Süd-Konflikt" 
werde zu einem zentralen Problem des letzten Drittels des 20. 
Jahrhunderts. „Der Nord-Süd-Konflikt wird den Ost-West-Kon- 
flikt überlagern und die Struktur der internationalen Beziehungen 
wesentlich verändern. Sc treffen sich schon heute die hochent- 
wickelten Staaten von Ost und West nicht selten auf der gleichen 
‚Anklagebank' internationaler Verhandlungen."! 

Ende der sechziger Jahre war der Club of Rome gegründet 
worden. Politiker, Industrielle und Wissenschaftler suchten in 
ihm von bürgerlichen Positionen aus die „Lage der Menschheit" 
zu erkunden, um daraus strategische Konzepte für politisches 
Handeln abzuleiten. Ein von ihm initiiertes und unter der Leitung 
von Jan Tinbergen (Niederlande) stehendes Projekt „Reform der 
internationalen Ordnung" (RIO) legte 1976 einen Bericht („Wir ha- 
ben nur eine Zukunft") vor, in dem es heißt: „Ein Vorhang der Ar- 
mut teilt die Welt in materieller und anschauungsmäßiger Hin- 
sicht. Die eine Welt ist gebildet, die andere größtenteils nicht; die 
eine ist industrialisiertt und städtischh die andere vorwiegend 
agrarisch und ländlich; die eine ist konsumorientiert, die andere 
kämpft ums Überleben. In der reichen Welt macht man sich Ge- 
danken über die Lebensqualität, in der armen über das Leben 
überhaupt, das bedroht ist durch Krankheit, Hunger und Unterer- 
nährung."? 

Die 1977 auf Initiative der Weltbank gegründete Unabhängige 
Kommission für Internationale Entwicklungsfragen, kurz Nord- 
Süd-Kommission genannt, kam zu einem gleichen Ergebnis. In ih- 
rem 1980 vorgelegten Abschlußbericht erörtert sie nach den Wor- 
ten ihres Vorsitzenden Willy Brandt die Nord-Süd-Beziehungen 
„als die große soziale Herausforderung unserer Zeit". Im Bericht 
wird von „einer in zwei Lager gespaltenen Welt" gesprochen. Der 
„Norden" gilt als „reich" und „entwickelt", der „Süden" als „arm" 
und „sich entwickelnd". „Der Norden einschließlich Osteuropas 
umfaßt ein Viertel der Weltbevölkerung und verfügt über vier 
Fünftel des Welteinkommens; im Süden einschließlich Chinas le- 
ben drei Milliarden Menschen - drei Viertel der Weltbevölkerung 
— von nur einem Fünftel des Welteinkommens."* 

Maurice Guernier (Frankreich), der zu den Gründern des Club 
of Rome gehört, meint in seinem unter dem Titel „Die Dritte 
Welt: drei Viertel der Welt" erschienenen Bericht an ebendiesen 
Club: „Das Problem der Dritten Welt ist der Kern aller Probleme, 
und alle Probleme sind in ihm enthalten. ...Das Problem der Drit- 
ten Welt ist ganz offensichtlich das Hauptproblem, mit dem die 
Menschheit im Laufe der kommenden Jahrzehnte fertig werden 
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muß. Alle anderen Probleme werden in Wirklichkeit von dem der 
Dritten Welt beherrscht: die Weltüberbevölkerung, der Hunger, 
das Wirtschaftswachstum, die Energie, die Arbeitslosigkeit, der 
Bedarf an Investitionen, die Zerstörung des ökologischen Gleich- 
gewichts und schließlich das Problem des Friedens, bei dem die 
Dritte Welt den Supermächten (gemeint sind die USA und die 
UdSSR - M. R.) gleichzeitig als Ursache, Vorwand und Schlacht- 
feld dient." 

Aus der Vielzahl der Stimmen noch eine - Papst Johannes 
Paul Il. In seiner Enzyklika „Laborem exercens" (1981), der 
menschlichen Arbeit gewidmet, beklagt er das wachsende MiR- 
verhältnis zwischen den Nationaleinkommen der Länder der 
Welt. Der Abstand zwischen den meisten reichen und den ärme- 
ren Ländern verringere sich nicht, sondern werde immer noch 
größer, den letzteren zum Schaden. 


Rückständigkeit — was ist das? 


Niemand wird bestreiten, daß Entwicklungsländer in ihrem ge- 
sellschaftlichen Entwicklungsniveau hinter den industriell entwik- 
kelten Ländern zurückgeblieben sind. Das gehört zu ihren charak- 
teristischen Merkmalen. Die Armut, die in ihnen herrscht und 
Massencharakter trägt, ist eine Herausforderung für die Mensch- 
heit. Wenn bürgerliche Ideologen diese Sachlage in der Gegen- 
überstellung von „‚reich" und „arm" beziehungsweise von „Nord" 
und „Süd" kennzeichnen, haben sie den Augenschein für sich. 
Das sichert dieser Weltbeschreibung eine nicht geringe Reso- 
nanz, in kapitalistischen Staaten wie in der „dritten Welt". 

Doch trifft die Gegenüberstellung, die hier vorgenommen wird, 
das Wesen der Angelegenheit? Ist sie hilfreich, um Rückständig- 
keit und Armut zu überwinden? 

Ihre Charakterisierung als „arm" gründet sich darauf, daß Ent- 
wicklungsländer weniger haben als die industriell entwickelten 
Länder, die „Reichen“. Rückständigkeit wird damit quantitativ 
charakterisiert. 

Das ist bis zu einem gewissen Grad berechtigt. Welche wichti- 
gen Kriterien man auch nimmt, die Arbeitsproduktivität, das Pro- 
Kopf-Bruttosozialprodukt oder das Pro-Kopf-Nationaleinkommen 
— die Entwicklungsländer liegen eins zu acht, eins zu zehn oder 
eins zu zwölf hinter den industriell entwickelten Ländern zurück, 
und die Diskrepanz wächst noch. George Thomas Kurian rechnet 
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in seiner „Enzyklopädie der dritten Welt" das Pro-Kopf-Bruttoso- 
zialprodukt zu den grundlegenden ökonomischen Indikatoren und 
hat von hier aus eine Art „Weltrangliste" aufgestellt. Danach neh- 
men ein: Ghana Platz 97, Ägypten Platz 104, Indonesien Platz 105, 
Kenia Platz 110, Indien Platz 122, Afghanistan Platz 133, Somalia 
Platz 140 und Mali Platz 142.7 

Besonders drastisch wird das Gefälle, wenn man den Pro-Kopf- 
Verbrauch an Energie nimmt. Ende der siebziger Jahre ver- 
brauchten Mali 30 Kilogramm Steinkohle-Äquivalent, Laos 60 Ki- 
logramm, Indien und Pakistan je etwa 170 Kilogramm, Kolumbien 
700 Kilogramm, Syrien 968 Kilogramm, die BRD demgegenüber 
6000 Kilogramm und die USA 11 370 Kilogramm. 

Doch ist Rückständigkeit nicht ein ausschließlich quantitativ zu 
fassendes Defizit, daß heißt ein Zuwenig an diesem oder jenem. 
Sie trägt qualitative Züge, die sich im Quantitativen niederschla- 
gen. 

Was bedeutet das? 


Rückständigkeit drückt einen gesamtgesellschaftlichen Zu- 
stand aus. Sie zeigt sich in allen Bereichen einer gegebenen 
Gesellschaft. Ihre verschiedenen Existenzformen wirken dabei 
im Sinn ihrer Konservierung aufeinander ein. 


Aus der Kolonialzeit existiert die Mehrsektorenwirtschaft fort, 
das heißt das Nebeneinander von Verhältnissen verschiedener 
Gesellschaftsformationen. Das macht es schwer, wenn nicht un- 
möglich, zu einem einheitlichen Reproduktionszyklus zu gelan- 
gen, steht mithin auch als objektiver Faktor einer Wirtschaftspla- 
nung entgegen. 

Im Wirtschaftsleben dominiert die Landwirtschaft. Ihr Mecha- 
nisierungsgrad ist gering. Massenhaft werden primitive Arbeits- 
mittel wie Hacke und hölzerner Hakenpflug eingesetzt. Die Folge: 
eine niedrige Arbeitsproduktivität. In einigen Entwicklungslän- 
dern ist der Zeitaufwand, um eine bestimmte Menge eines Pro- 
dukts herzustellen, fünfzigmal so hoch wie in industriell entwik- 
kelten kapitalistischen Ländern. Das Durchschnittseinkommen 
der Bauern ist entsprechend gering und liegt nicht selten unter 
100 Dollar im Jahr.® 

Es sind hauptsächlich die noch weitverbreiteten vorkapitalisti- 
schen Verhältnisse, die einer Erhöhung der Produktivität in der 
Landwirtschaft entgegenstehen. Die für sie charakteristische Do- 
minanz des Großgrundbesitzes, mitunter mit einem Monopol an 
Wasserquellen verbunden, läßt bei den unmittelbaren Produzen- 
ten, die zumeist landlose oder landarme Bauern und Landarbeiter 
sind, kein Interesse an einer Erhöhung der Produktion aufkom- 
men. (So müssen Pächter die Hälfte ihrer Ernte und mehr als 
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Dürreperioden gehören für die Völker in den Entwicklungsländern zu den 
schlimmsten Naturkatastrophen. 


Grundrente an den Grundbesitzer abliefern. Produzieren sie 
mehr, hat letzterer hauptsächlich den Nutzen davon, ohne auch 
nur die Hand gerührt zu haben.) 

Obwohl die Landwirtschaft die meisten Menschen beschäftigt, 
vermag sie in zahlreichen Entwicklungsländern aufgrund ihrer 
Rückständigkeit die wachsende Bevölkerung nicht zu ernähren. 
Das macht es erforderlich, Lebensmittel zu importieren. Imperia- 
listische Staaten, vor allem die USA, die in der Landwirtschaft 
über Exportüberschüsse verfügen, nutzen das zu politischen Er- 
pressungsversuchen aus. Getreide vor allem wird für sie zur poli- 
tischen Waffe. 

Die industrielle Produktion in Entwicklungsländern ist schwach 
entwickelt. Ihr Anteil an der industriellen Weltproduktion liegt bei 
knapp 10 Prozent. Die Zahl verbirgt, daß einige Länder, darunter 
Argentinien, Brasilien, Indien, Mexiko und Südkorea, die Indu- 
strialisierung vergleichsweise rasch vorantrieben, während sie in 
anderen Entwicklungsländern weitgehend stagnierrt. 

Massenhaft gibt es Kleinbetriebe — Handwerker, Dienstlei- 
stende, Händler. Sie arbeiten für den einheimischen Bedarf 
ebenso wie für Touristen. Einige haben es zu. Wohlstand ge- 
bracht, wenngleich die ausländische und die einheimische Indu- 
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strie zum erbarmungslosen Konkurrenten für sie wurde. Weitaus 
mehr gehören einer Definition des Internationalen Arbeitsamtes 
zufolge zum „informellen Sektor", das heißt, sie beschäftigen nur 
eine Handvoll Arbeiter (vielfach nur sich selbst), zahlen niedrige 
Löhne, benutzen eine elementare Ausrüstung und sind außerhalb 
der gesetzlichen Regelungen tätig. Konkret handelt es sich um 
Schuhputzer, Zigarettenverkäufer, Schreiber, aber auch um 
Handwerker, die etwa aus alten Autoreifen Sandalen oder aus ge- 
brauchten Blechdosen Kessel, Pfannen und Trichter herstellen. In 
Kairo ist die Beseitigung des Mülls zu einem eigenen Wirtschafts- 
zweig geworden: Die „Müllmänner" holen ihn mit Eselskarren aus 
den Häusern „ihres" kleinen Bezirks, und Zehntausende sind mit 
seiner \Weiterverarbeitung beschäftigt; kaum etwas bleibt unge- 
nutzt, so daß man unter abstrakt-wirtschaftlichen Gesichtspunk- 
ten von einem nahezu perfekten „Recycling" sprechen könnte, 
also einer nahezu lückenlosen Rückführung der Sekundärroh- 
stoffe in den Wirtschaftskreislauf. In manchen Städten arbeiten 
über 50 Prozent der Bevölkerung im „informellen Sektor". Ihr Ein- 
kommen ist minimal. 


Heterogen wie die sozialökonomischen Verhältnisse ist die So- 
zialstruktur in Entwicklungsländern. Es gibt eine Vielzahl von 
Klassen und Schichten, wobei die Grenzen zwischen ihnen 
fließend sind. 


Die Arbeiterklasse ist noch jung und schwach, doch entwickelt 
sie sich relativ rasch. Von 1960 bis 1975 wuchs sie um über 50 
Prozent von 108 Millionen auf 168 Millionen Menschen. Ihr Anteil 
an der erwerbsfähigen Bevölkerung stieg indessen im gleichen 
Zeitraum nur von 22 auf rund 24 Prozent, da im Gefolge der „Be- 
völkerungsexplosion" die Zahl der Erwerbsfähigen gleichzeitig 
um 40 Prozent zunahm. Viele Arbeiter sind in der Kleinproduktion 
und im Dienstleistungssektor tätig. Viele fühlen sich auch noch 
dem Dorf verbunden, aus dem sie stammen. Doch wächst die 
Zahl der Industriearbeiter; sie stellten Mitte der siebziger Jahre 
40 Prozent der Lohnarbeiter und 10 Prozent der erwerbsfähigen 
Bevölkerung. Im Zusammenhang damit nimmt die Zahl derer zu, 
die in der zweiten oder dritten Generation Arbeiter sind. Ihre Bin- 
dungen zum Dorf werden schwächer und reißen schließlich ab - 
eine wichtige Voraussetzung, um ein eigenes Klassenbewußtsein 
zu entwickeln. 

Die Bourgeoisie vergrößert sich gleichfalls, und dies vielgestal- 
tig. Es gibt sie, überliefert noch aus vorkapitalistischen Verhält- 
nissen, als Zwischenhandels- und Wucherbourgeoisie. Es for- 
miert sich eine moderne Handels- und Industriebourgeoisie, in 
einigen Ländern, so in Argentinien, Brasilien, Indien, Mexiko, in 
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der Türkei und in Pakistan, hin bis zur Herausbildung einer Mono- 
polbourgeoisie. Aus bürokratischen Oberschichten erwächst, den 
Staat als „melkende Kuh" nutzend, eine bürokratische Bourgeoi- 
sie. Und in einigen erdölproduzierenden und -exportierenden Län- 
dern des Nahen und des Mittleren Ostens gehen aus den Herr- 
scherhäusern oligarchisch-bourgeoise Oberschichten hervor. 

In den Städten gehören ungefähr 65 Prozent der Bevölkerung 
zu den Zwischenschichten. Sie sind in sich stark differenziert; 
Kleinhändier und Handwerker sind ihnen ebenso zuzurechnen 
wie die Intelligenz und die halbproletarische Stadtarmut.? 

Die Mehrheit der Bevölkerung, ungefähr zwei Drittel, rekrutiert 
sich noch aus Bauern. Sie leben, wenngleich es hier von Region zu 
Region und von Land zu Land beträchtliche Unterschiede gibt, in 
einer Umbruchsituation: Vorkapitalistische Verhältnisse sind 
noch stark, doch werden sie durch die partielle Entwicklung mo- 
derner Produktivkräfte und die Ausdehnung der Ware-Geld-Be- 
ziehungen in der Landwirtschaft angegriffen und tendenziell zer- 
stört. Großgrundbesitzer verwandeln sich dadurch in Großbour- 
geois, und eine Dorfbourgeoisie bildet sich heraus; zugleich wer- 
den massenhaft Klein- und Mittelbauern sowie Pächter und Halb- 
pächter ruiniert, und das Landproletariat wächst.'? 

Rückständigkeit manifestiert sich nicht zuletzt in Verhaltens- 
und Denkweisen - es handelt sich hierbei hauptsächlich, aber 
nicht nur, um Religionen —, die vorkapitalistischen Verhältnissen 
entstammen und die allgemein als traditionell gekennzeichnet 
werden. Sie haben sich im Zusammenhang mit den gesellschaft- 
lichen Entwicklungen gegenüber ihrer Ursprungszeit gewandelt 
und sind weiterhin im Wandel begriffen. Im Versuch, in ihnen 
Antworten auf Fragen zu finden, die der Gegenwart entspringen, 
erfahren sie teilweise eine Wiederbelebung, wie dies beim Islam 
der Fall ist, der mit 750 Millionen Anhängern verbreitetsten Reli- 
gion im Bereich der Entwicklungsländer. Doch ist ihnen, darin 
schlägt sich die Zählebigkeit vorkapitalistischer Verhältnisse nie- 
der, ein unerhörtes Beharrungsvermögen eigen. Überkommenes, 
und dazu rechnen sie selbst, ist ihnen zufolge allein dadurch ge- 
rechtfertigt, daß eine Generation es als Gegebenes und damit 
gleichsam Bewährtes vorfindet. Sie stehen dadurch weitgehend 
der Entwicklung von Neuem entgegen. So ist das Kastenwesen, 
das für den Hinduismus mit seinen 600 Millionen Anhängern cha- 
rakteristisch ist, in Indien zwar gesetzlich abgeschafft; dennoch 
ist es eine Realität, das die Herausbildung und Formierung der 
für den Kapitalismus eigentümlichen Klassen behindert, und Klas- 
senkämpfe werden, vornehmlich auf dem Dorf, nicht selten als 
Kastenkämpfe ausgefochten. 

Tradition ist so nach den Worten von Friedrich Engels „eine 
große hemmende Kraft", „die Trägheitskraft der Geschichte"”!!. 
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Oder wie Karl Marx formulierte: „Die Tradition aller toten Ge- 
schlechter lastet wie ein Alp auf dem Gehirne der Lebenden."!2 

Mit ihrer Charakterisierung als traditionell verteidigen reaktio- 
näre und konservative Kräfte Strukturen der antagonistischen 
Klassengesellschaft. Anwar as-Sadat etwa idealisierte die über- 
kommene ägyptische Dorfgemeinschaft, die tatsächlich im Zer- 
fall begriffen ist, als eine den Menschen bergende Idylle. „In sei- 
ner Heimat - in seinem Dorf - findet der Mensch Seelenfrieden", 
schrieb er in seiner Autobiographie. „Alle Bewohner des Dorfes 
haben an diesem inneren Frieden teil, so gering, arm oder 
schwach sie auch sein mögen. Denn jeder besitzt ein Heim oder 
doch zumindest die Vorstellung (!) eines Heims. Selbst wenn 
seine tatsächliche Heimstätte nur aus einem Zimmer, einem 
Waschraum und einer gemauerten Bank besteht. Sobald ein 
Mensch die Türe hinter sich geschlossen hat, kann es für ihn kei- 
nen größeren Seelenfrieden geben. Dies ist die Quintessenz des 
bäuerlichen Lebens: Seelenfrieden und Sicherheit."!3 Allerdings, 
und das ist nicht zu unterschätzen: In der Vergangenheit begehr- 
ten Menschen auch immer wieder gegen Ausbeutung und Uhnter- 
drückung auf. Auch das ist Tradition. Auf diese Traditionslinie 
können sich heute Fortschrittskräfte berufen und tun es auch. Die 
antiimperialistische und antimonarchische Revolution 1978/79 in 
Iran fand im Zeichen des Islam statt. Es ist nur natürlich, daß 
Menschen, die zur Treue gegenüber der Tradition erzogen wur- 
den, dann, wenn sie an traditionellen Strukturen rütteln, dies zu- 
nächst in der Überzeugung tun, im Sinn der Tradition zu handeln. 

Kapitalistische Praktiken haben durch Deformierung  traditio- 
neller Verhaltens- und Denkweisen dazu geführt - es begann 
dies in der Kolonialzeit —, daß sich Korruption wie ein Krebsge- 
schwür in vielen Entwicklungsländern ausbreitet, vor allem städti- 
sche Gesellschaftsschichten durchdringend. Willst du eine wich- 
tige Bescheinigung erhalten? Dann zahle! Ein Examen erfolgreich 
ablegen? Einen Führerschein erwerben? Waren komplikationslos 
durch den Zoll bekommen? Im Krankenhaus anständig behandelt 
werden? Geld ermöglicht beziehungsweise beschleunigt alles. 
Bei kleinen Angestellten ist es ihre kümmerliche Bezahlung, die 
sie nach zusätzlichen Einnahmequellen Ausschau halten läßt. 
Empfänger höherer Gehälter möchten nicht selten ihr Einkom- 
men aufbessern, um es im Lebensstil den Reichen gleichtun zu 
können. 

Korruption ist nicht nur im Einzelfall moralisch verdammens- 
wert - sie ist ein gesamtgesellschaftliches Übel. In den meisten 
Entwicklungsländern existiert ein „schwacher Staat", wie der 
schwedische Wirtschaftswissenschaftler Gunnar Myrdal dieses 
Phänomen charakterisiert. Er meint damit mannigfaltige Formen 
sozialer Disziplinlosigkeit wie Unzulänglichkeiten in der Gesetzge- 
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bung und besonders in der Befolgung des Gesetzes, weitverbrei- 
tetes Nichtbeachten von Anordnungen und Anweisungen seitens 
des Behördenpersonals (auf allen Administrationsebenen) sowie 
häufig geheime Abkommen der Beamten mit mächtigen Perso- 
nen und Personengruppen, deren Verhalten sie eigentlich lenken 
sollten.'* Korruption gehört nach Myrdal wesenhaft zum Begriff 
des „schwachen Staates": „Es ist einerseits der allgemeine Rah- 
men des schwachen Staates, der die Korruption möglich macht, 
und andererseits wirkt das Übergewicht der Korruption als ein 
mächtiger Einfluß, diese Länder als schwache Staaten zu erhal- 
ten."15 

Schließlich sind die Entwicklungsländer konfrontiert, auch das 
ist ein qualitatives Merkmal ihrer Rückständigkeit, mit der wissen- 
schaftlich-technischen Revolution. Ihre Industrialisierung, der 
Schlüssel zum allgemeinen Fortschritt der Produktivkräfte, kann 
nicht einfach Nachvollzug dieses Prozesses sein, wie ihn die 
heute industriell entwickelten Länder einst durchgemacht haben. 
Nicht nur, daß ihnen koloniale Ausbeutung als Finanzierungs- 
quelle nicht zur Verfügung steht, sie vielmehr ihrerseits noch 
heute Leidtragende der ursprünglichen Akkumulation des Kapi- 
tals sind; Industrialisierung ist heute unvergleichlich teurer als zu 
der Zeit, da sie weltgeschichtlich einsetzte. Für die Schaffung ei- 
nes einzigen Arbeitsplatzes in einem modernen Betrieb sind ei- 
nige hunderttausend Mark erforderlich, zuweilen mehr. Eine Indu- 
strialisierung verlangt folglich ein Vielfaches der Mittel, die zur 
Verfügung stehen. (Nun mag jemand einwenden: Entwicklungs- 
länder müssen, um zu industrialisieren, nicht die neueste und 
kostspieligste Technologie übernehmen. Dieser Einwand ist bis 
zu einem gewissen Grad berechtigt, in Berücksichtigung auch 
des Umstandes, daß modernste Produktionsstätten tendenziell 
Arbeitskräfte freisetzen, während es gerade darauf ankommt, 
möglichst viele neue Arbeitsplätze zu schaffen. Das läßt in man- 
chen Produktionszweigen arbeitsintensive Technologien empfeh- 
lenswert erscheinen. Doch abgesehen davon, daß auch sie im 
Verhältnis zu dem Vorhandenen enorme Kosten verursachen, 
kann ein Entwicklungsland, will es seinen Rückstand nicht ver- 
ewigen, nicht auf Dauer darauf verzichten, zumindest punktuell 
Anschluß an die wissenschaftlich-technische Revolution zu ge- 
winnen.) 
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Hunger, Krankheit, Analphabetentum 


Für Hunderte Millionen Menschen bedeutet Rückständigkeit Ar- 
mut, Hunger, Krankheit und Analphabetentum. 

Der Begriff „arm" ist uns geläufig. Doch auf wen ist er anwend- 
bar? Wer ist ein armer Mensch? 

Armut kann eine Relation ausdrücken, dann, wenn mit dem Be- 
griff gemeint ist, daß ein Mensch über wesentlich weniger mate- 
rielle Mittel verfügt als ein anderer. So gesehen, sind die meisten 
Menschen in Entwicklungsländern arm. Sie müssen in ihrem Le- 
ben mit wesentlich weniger auskommen als Menschen in indu- 
striell entwickelten Staaten. Und sie haben viel weniger auch als 
die Reichen in den eigenen Ländern. „Massenarmut dominiert... 
das Bild der Entwicklungsländer, und Arbeitslosigkeit hat in vie- 
len von ihnen ernste Ausmaße angenommen", heißt es in einem 
1972 erschienenen UN-Bericht. „Während große Teile der Bevöl- 
kerung... unzureichende Arbeitsmöglichkeiten haben, bedrük- 
kend arm sind, unter Mangelernährung leiden und in elenden 
Hütten leben, schwelgt eine sehr kleine Gruppe in vielen dieser 
Länder in großem Luxus. ...Der Kontrast zwischen reich und arm 
wird sowohl zwischen entwickelten und Entwicklungsländern als 
auch vielfach in den Entwicklungsländern selbst schärfer."'6 

Doch Armut kann auch absolut sein, dann, wenn sie den Men- 
schen hindert, sich physisch und geistig normal zu entwickeln. 
Robert S. McNamara, von 1968 bis 1981 Präsident der Weltbank, 
sprach in einer Rede am 24. September 1973 in diesem Sinn von 
„absoluter Armut". Er sah sie charakterisiert „durch einen Zu- 
stand solch entwürdigender Lebensbedingungen wie Krankheit, 
Analphabetentum, Uhnterernährung und Verwahrlosung..., daß 
die Opfer dieser Armut nicht einmal die grundlegendsten 
menschlichen Existenzbedürfnisse befriedigen können"’7, 


Gegenwärtig leben etwa 800 Millionen Menschen in Entwick- 
lungsländern unter Bedingungen der „absoluten Armut". Sie 
verfügen über die Hälfte oder weniger des Einkommens, das 
in den jeweiligen Staaten als Existenzminimum errechnet 
wurde. 


Relative wie absolute Armut trifft Menschen in Abhängigkeit von 
ihrer Klassenzugehörigkeit. Im Durchschnitt der Entwicklungslän- 
der verfügen 20 Prozent der Bevölkerung über 60 Prozent der Na- 
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Hunger ist ein Begleiter der Armut. Nach Schätzungen der UN-Organisa- 
tion für Ernährung und Landwirtschaft sind gegenwärtig etwa 500 Millio- 
nen Menschen „ernstlich unterernährt". 


tionaleinkommen, während 40 Prozent der Bevölkerung sich mit 
12 Prozent der Nationaleinkommen begnügen müssen. In nicht 
wenigen Ländern eignet sich eine kleine Oberschicht von 5 Pro- 
zent der Bevölkerung ein Drittel oder die Hälfte des Nationalein- 
kommens an.!® Osvaldo Sunkel stellte 1970 für Chile fest, daß 10 
Prozent der Privilegierten, die fast 40 Prozent des Gesamteinkom- 
mens des Landes erhielten, über ein jährliches Pro-Kopf-Einkom- 
men von durchschnittlich 2 400 Dollar verfügten, was über dem 
damaligen westeuropäischen Durchschnittswert lag, während 
das durchschnittliche Pro Kopf-Einkommen nur ungefähr 600 Dol- 
lar betrug. !9 

Hunger ist ein Begleiter der Armut. Nach Schätzungen der 
FAO, der UN-Organisation für Ernährung und Landwirtschaft, 
sind gegenwärtig ungefähr 500 Millionen Menschen „ernstlich un- 
terernährt". Fast alle leben in Entwicklungsländern: Während dort 
je Kopf und Tag 2 200 Kalorien zur Verfügung stehen - was unter 
dem Energiebedarf liegt -, sind es in der übrigen Welt 3 150 Kalo- 
rien, was den normalen Energiebedarf übersteigt. In Entwick- 
lungsländern selbst gibt es, was die Ernährung betrifft, zudem ein 
starkes Gefälle. In Maharaschtra, Indien, konsumieren die 20 Pro- 
zent der Bevölkerung, die man zu den Ärmsten rechnen muß, je 
Kopf unter 1 540 Kalorien am Tag, während auf dem Gegenpol, 
bei den 20 Prozent, die zu den Reichen und Wohlhabenden gehö- 
ren, über 2940 Kalorien je Kopf und Tag zur Verfügung stehen. 
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Im Nordosten Brasiliens stehen in diesem Vergleich 1 500 und 
2 850 Kalorien gegenüber.2° Und aus den für die übrige Welt an- 
gegebenen höheren Zahlen geht nicht hervor, daß die aku- 
ten Krisenerscheinungen und die Folgen der Hochrüstung in im- 
perialistischen Staaten mit einem hohen Pro-Kopf-Nationalein- 
kommen Hunger in nennenswertem Umfang auftreten lassen. 

Hunger bedeutet, daß ein Mensch zuwenig zu essen hat. Doch 
das ist noch nicht alles. Die Nahrung, die er zu sich nimmt, ist im 
allgemeinen falsch zusammengesetzt. Wir sprechen deshalb von 
Unter- und Mangelernährung. 

Hunger überschattet das ganze Leben derer, die er heimsucht. 
Hungrige Menschen sind Krankheiten gegenüber anfällig. Ihre 
physische wie psychische Leistungsfähigkeit ist stark herabge- 
setzt, abgesehen davon, daß die beständige Überlegung, wann, 
wo und wie etwas zu essen zu erlangen ist, die geistige Konzen- 
trationsfähigkeit mindert. Zu den sozialen Schranken, die jeman- 
den zu einem Hungerdasein verdammen, kommen so zusätzliche 
physische. Kinder, die hungern, und vielfach ist das die erste Er- 
fahrung ihres Lebens, die schon im Mutterleib beginnt, verküm- 
mern und tragen bleibende Schäden davon. 

Wer arm ist, wird leichter krank. Die Armen in Entwicklungslän- 
dern haben ihre „eigenen" Krankheiten, hauptsächlich Infektio- 
nen, Parasitenbefall und Erkrankungen der Atemwege. 1 Milliarde 
Menschen sind von Fadenwürmern befallen; je eine halbe Mil- 
liarde Menschen leiden unter Hakenwürmern oder unter Tra- 
chom, einer Augenkrankheit, die zur Blindheit führt. 

Es sind die allgemeinen Lebensbedingungen, die Krankheit als 
Massenerscheinung hervorbringen. Zu ihnen gehören unsaube- 
res Trinkwasser und schlechte sanitäre Verhältnisse. So hatten 
1975 nur 22 Prozent der ländlichen Bevölkerung in Entwicklungs- 
ländern Zugang zu sicherer Wasserversorgung. Im selben Jahr 
verfügten nur 6 Prozent der ländlichen Haushalte in Asien, 25 Pro- 
zent in Lateinamerika und 28 Prozent in Afrika über angemessene 
sanitäre Anlagen. Die medizinische Versorgung ist weithin unzu- 
reichend. 

In den siebziger Jahren hatte ein Arzt in Indien 4 160, in Indone- 
sien 18 100, in Nigeria 25 000 und in Obervolta 60 000 Menschen 
zu versorgen. Bei Zahnärzten war das Verhältnis noch katastro- 
phaler: Da kamen auf einen Arzt in Indien 66 000, in Nigeria 
580 000 und im Tschad wie in Ruanda 2 Millionen Menschen. 
(Von „Patienten" kann man hier wohl kaum sprechen.) Dabei sa- 
gen die Zahlen noch nicht alles. Die wenigen Ärzte sind weitge- 
hend in den Städten konzentriert, wo sie, bei einer teilweise ex- 
tremen Spezialisierung, den Wohlhabenderen zur Verfügung ste- 
hen, während die ländlichen Gebiete und die Prophylaxe sträflich 
vernachlässigt werden. 
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Krankheit mindert nicht nur die Lebensqualität der Betroffenen, 
sie wird in Entwicklungsländern zusätzlich zu einer sozialen Gei- 
ßel. Der kranke Mensch kann nicht arbeiten, so daß sein Einkom- 
men - nur die wenigsten haben Versicherungsschutz - geschmä- 
lert wird oder ganz fortfällt. Statt dessen muß er, falls er dazu 
überhaupt in der Lage ist, zusätzliche Kosten aufbringen, für den 
Arzt, für Arzneimittel. Haben Parasiten wie Hakenwürmer, Band- 
würmer und Rundwürmer ihn befallen, so muß er, um sie mit- 
zuernähren, auch mehr essen. 

Das Leben der Armen ist nicht nur schwer, es ist auch kürzer. 
Beträgt die durchschnittliiche Lebenserwartung in industriell ent- 
wickelten Ländern 70 bis 75 Jahre, so liegt sie in Lateinamerika 
bei 61 Jahren, in Ostasien bei 52 Jahren, in Südasien bei 49 Jah- 
ren und in Afrika bei 46 Jahren. 

Armut geht schließlich mit Analphabetentum einher. Prozen- 
tual hat es abgenommen; betraf es 1960 knapp 60 Prozent der Er- 
wachsenenbevölkerung, so waren es 1980 nur noch 41 Prozent. 
Doch mit dem Bevölkerungswachstum nahm die absolute Zahl 
der Analphabeten zu, in dem genannten Zeitraum von 20 Jahren 
von 701 Millionen auf 795 Millionen. Tatsächlich dürfte diese Zahl 
beträchtlich höher liegen, denn von denen, die lesen und schrei- 
ben gelernt haben und die in der Statistik als Alphabeten geführt 
werden, haben viele diese Fähigkeiten wieder verlernt. 

Analphabetentum macht den ohnehin Armen hilflos. Ihm ist 
von, vornherein der Zugang zu bestimmten Berufen verwehrt. Er 
hat große Schwierigkeiten, am politischen Leben teilzunehmen. 
Im Verkehr mit den Behörden, die in vielen Ländern nahezu all- 
mächtig sind, ist er auf andere angewiesen, die lesen und schrei- 
ben können - und die sich nicht selten seine Hilflosigkeit zu ihren 
Gunsten zunutze machen. (Gebühren nehmen sie sowieso für 
ihre Dienste.) 

Wo Bildung vermittelt wird, geschieht dies nicht selten lebens- 
fremd. Diejenigen, die sie sich aneignen, wollen allzu häufig, aus- 
gestattet mit den entsprechenden Zeugnissen, Karriere machen, 
nicht aber das Gelernte in die Praxis umsetzen. Beliebt sind Büro- 
jobs, bei denen man „mit weißem Kragen" zur Arbeit erscheinen 
kann. Hier leben weithin noch traditionelle Verhaltens- und Denk- 
weisen fort, denen zufolge körperliche Arbeit in der Hierarchie 
der sozialen Werte ganz unten steht. Und es wurde mitunter ein 
Ausbildungsmechanismus beibehalten beziehungsweise nur ge- 
ringfügig modifiziert, der in der Kolonialzeit dazu diente, für die 
Kolonialmächte „einheimische" Gehilfen heranzubilden. Auf eini- 
gen Fachgebieten kommt es häufig zu einem Überangebot von 
Akademikern. Das Bemühen, ihnen dennoch eine Anstellung zu 
vermitteln, führt zur weiteren Aufblähung der schon umfangrei- 
chen bürokratischen Apparate. 
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Frauen trifft die Armut besonders hart. In den meisten Gesell- 
schaften nehmen sie traditionell eine dem Mann untergeordnete 
Stellung ein. Die Ehefrau und Mutter muß sehen, wie sie die 
große Familie mit dem wenigen durchbringt, was ihr zur Verfü- 
gung steht. Daneben ist sie auf dem Dorf fast durchweg in der 
Produktion tätig; in weiten Gebieten des subsaharischen Afrika 
leistet sie den Hauptteil der landwirtschaftlichen Arbeit. In der 
Stadt bemüht sie sich zunehmend, für die Familie etwas dazuzu- 
verdienen, doch steht hier die Massenarbeitslosigkeit diesem Be- 
mühen entgegen. Sexuell ist sie weithin Objekt des Mannes. In 
Ländern und Schichten, die stark dem Islam verpflichtet sind, er- 
wartet man noch heute von einem Mädchen, daß es als Jungfrau 
in die Ehe geht. Damit ihm das leichter fällt, wird es frühzeitig be- 
schnitten, was seine Fähigkeit, Sexualität als Genuß zu erleben, 
auf Lebenszeit wesentlich beeinträchtigt. 


Die Pflasterbewohner von Kalkutta 


In den meisten Entwicklungsländern gibt es eine Bevölkerungszu- 
nahme von 2 bis 4 Prozent jährlich. Dafür wurde der Begriff „Be- 
völkerungsexplosion" geprägt. Um das zu veranschaulichen: Bei 
einer Gesamtbevölkerung von ungefähr 730 Millionen Menschen 
kommen in Indien jährlich etwa 16 Millionen hinzu, was der Ge- 
samtbevölkerung Australiens oder der DDR entspricht. 

Hier von „Explosion" zu sprechen mag vielleicht übertrieben er- 
scheinen. Doch handelt es sich um einen Vorgang, der ver- 
gleichsweise sehr rasch verläuft, was besonders deutlich wird, 
wenn man ihn zu vorangegangenen Entwicklungen auf diesem 
Gebiet in Beziehung setzt und wenn man sich seine Auswirkun- 
gen über einen längeren Zeitraum hinweg vergegenwärtigt. 

So lebten nach heutigen Schätzungen um 1000 v. u. Z. unge- 
fähr 5 Millionen Menschen auf der Erde. Um die Zeitenwende wa- 
ren es etwa 250 Millionen und um das Jahr 1830 rund 1 Milliarde. 
Bis 1950 wuchs die Menschheit auf 2,5 Milliarden an, sie über- 
schritt Mitte der siebziger Jahre die 4-Milliarden-Grenze und wird 
bis zum Jahr 2000 auf etwa 6 Milliarden ansteigen. Das bedeutet: 
Um 1 Milliarde Menschen zu erreichen, brauchte es 1 Million 
Jahre (nämlich vom Beginn der Menschheit bis 1830), die näch- 
ste Milliarde kam in etwa 100 Jahren hinzu (bis 1930), während 
die dritte Milliarde in 30 Jahren (um 1960) und die vierte Milliarde 
in 14 Jahren erreicht wurde. 
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An diesem stürmischen Wachstum haben die Entwicklungslän- 
der den Hauptanteil. Das sieht so aus: 1979 hatte die Menschheit 
eine Zuwachsrate von 1,7 Prozent jährlich, doch während diese in 
den industriell entwickelten Ländern nur 0,7 Prozent betrug, lag 
sie in Entwicklungsländern durchschnittlich bei 2,1 Prozent (in 
Afrika bei 2,9 Prozent). Man nimmt an, daß sie zum Ende des 
Jahrhunderts in der „dritten Welt" auf 1,84 Prozent zurückgegan- 
gen sein wird. Dennoch - vorerst hält die Bevölkerungsexplosion 
dort an. Nach Prognosen der Weltbank wird die Bevölkerung im 
Jahr 2150 in Indien 1,643 Milliarden, in Indonesien 357 Millionen 
(1980: 144 Millionen), in Bangladesh 334 Millionen (1980: 90 Millio- 
nen), in Nigeria 435 Millionen (1980: 77 Millionen) und in Kenia 94 
Millionen (1980: 16 Millionen) Menschen betragen. Mag man die- 
sen Voraussagen gegenüber auch skeptisch sein, so deuten die 
Zahlen doch an, um welche Größenordnungen es sich handelt. 
(In Europa gab es im 19. Jahrhundert Vergleichbares, doch in be- 
trächtlich geringerem Umfang. Da betrug das jährliche Bevölke- 
rungswachstum 0,6 Prozent. Und zu dieser Zeit gab es noch gün- 
stige Möglichkeiten auszuwandern.) 

Was führt in Entwicklungsländern zu dem enormen Bevölke- 
rungswachstum? 

Verschiedenes kommt zusammen. Im Grunde geht es darum, 
daß die gesellschaftliichen Verhältnisse in Entwicklungsländern, 
die noch stark dem Traditionellen verhaftet sind, bislang nicht 
den Rahmen bilden, um mit den Möglichkeiten fertig zu werden, 
die sich aus Neuerungen in Wissenschaft und Technik ergeben. 

In den heute industriell entwickelten Ländern sind Geburten- 
und Sterberaten in Anpassung an veränderte Bedingungen annä- 
hernd gleichmäßig gesunken, bedingt unter anderem durch das 
Aufkommen der „Kleinfamilie" und die zunehmende Berufstätig- 
keit der Frau, die es nicht erlaubt, eine größere Zahl von Kindern 
heranzuziehen. Anders in Entwicklungsländern. Die Sterberate 
konnte dort in den letzten Jahrzehnten relativ rasch gesenkt wer- 
den — in 30 Jahren halbiert —, vor allem dadurch, daß Ergebnisse 
des medizinischen Fortschritts wie Sulfonamide und Antibiotika 
verfügbar waren. Die Geburtenrate blieb jedoch vorerst annä- 
hernd gleich hoch, bei ungefähr 40 je 1 000 Einwohner, einfach 
weil sich die sozialen Verhältnisse und das Verhalten der Men- 
schen nicht so rasch wandeln. Konkret: Es ist noch gar nicht 
lange her, daß die Kindersterblichkeit überaus hoch war, und 
auch noch heute ist sie beträchtlich. Das ließ Eltern viele Kinder 
zeugen, da nur ein Teil von ihnen das Erwachsenenalter erreichte. 
„Die beiden ersten sind für die Krähen", besagt ein altes irani- 
sches Sprichwort. In China hieß es: „Ein Sohn ist kein Sohn, zwei 
Söhne sind ein unzuverlässiger Sohn, und erst drei Söhne kann 
man als einen wirklichen Sohn rechnen." Kinder, Söhne vor al- 
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len brauchten die Eltern aber, um im Alter, wenn sie nicht mehr 
für sich selbst aufkommen konnten, versorgt zu werden. Viele 
Ehepaare haben diese Einstellung noch heute. Kinder waren und 
sind zudem Arbeitskräfte, sie wurden und werden herangezogen, 
um Tiere zu hüten, Teppiche zu knüpfen, hausieren zu gehen. 
Nach Schätzungen des Internationalen Arbeitsamtes haben 1979 
über 50 Millionen Kinder in der Welt gearbeitet. Die Kluft, die sich 
so zwischen sinkender Sterberate und gleichbleibender Gebur- 
tenrate auftut, hat die sogenannte Bevölkerungsexplosion zur 
Folge. Familien mit 4 und 5 Kindern sind weithin der Normalfall, 
in der Stadt im allgemeinen weniger, auf dem Lande mehr. Die 
Zahl der Schwangerschaften der Frau liegt indessen noch höher. 
Bei nicht wenigen ist sie zweistellig. Denn viele Säuglinge und 
Kleinkinder sterben noch immer an Unterernährung und Krank- 
heit, 1982 waren es in der ‚dritten Welt" 40 00 je Tag, also alle 
zwei Sekunden eins. 

Der Begriff „Bevölkerungsexplosion" drückt aus, daß es sich 
um einen dramatischen und problematischen Vorgang handelt. 
Es geht dabei nicht um den Zuwachs an Bevölkerung „an sich", 
sondern darum, daß die meisten Länder - es gibt nur wenige 
Ausnahmen wie Libyen oder Saudi-Arabien - ihn aufgrund ihrer 
gegenwärtigen sozialökonomischen Verhältnisse nicht „verkraf- 
ten" können. Bereits anstehende Probleme werden verschärft. 
Die Menschen, die hinzukommen, brauchen Nahrung in einer 
Welt, in der schon Hunger herrscht, sie benötigen Ausbildungs- 
plätze, an denen ohnehin ein Defizit besteht (in Indien beträgt der 
Anteil der Jugendlichen bis zu 15 Jahren an der Gesamtbevölke- 
rung 50 Prozent), und wenn sie Arbeit suchen, werden viele von 
ihnen die beträchtliche Zahl der Arbeitslosen vergrößern. Insge- 
samt kam man annehmen, daß in Entwicklungsländern 500 Mil- 
lionen Menschen im arbeitsfähigen Alter keine Beschäftigung ha- 
ben oder unterbeschäftigt sind. Hatten die Arbeitslosen im Kapi- 
talismus der freien Konkurrenz noch Aussicht, in Zeiten des Auf- 
schwungs Verwendung und Arbeit zu finden, so sind sie in Ent- 
wicklungsländern unter den gegebenen gesellschaftlichen Ver- 
hältnissen einfach überzählig, ohne Chance, in absehbarer Zeit 
eine geregelte Beschäftigung zu erlangen - gewissermaßen ins 
soziale Nichts gestoßen. Eine schärfere Anklage gegen die ant- 
agonistische Klassengesellschaft, speziell gegen Verhältnisse, 
die Kolonialismus und Neokolonialismus schufen, kann es wohl 
kaum geben. 

Spezifische Bevölkerungsbewegungen sind die Folge. 

Das Dorf, gezeichnet durch akute Landnot und massenhaft ver- 
steckte Arbeitslosigkeit, kann kaum noch neue Menschen aufneh- 
men. Es bleibt die Stadt. Sie übt eine starke Anziehungskraft aus. 
Das Arbeitsplatzangebot in ihr ist nicht durch einen gegebenen 
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Eine schärfere Anklage gegen die antagonistische Klassengesellschaft, 
gegen Verhältnisse, die Kolonialismus und Neokolonialismus - wie in die- 
ser erbärmlichen Behausung - schaffen, kann es wohl kaum geben. 


Bodenumfang begrenzt, das Einkommen, auf das man hofft, liegt 
wesentlich höher als auf dem Dorf, und in den Geschäften wer- 
den glitzernde Konsumgüter angeboten, die ein modernes Leben 
verheißen. Doch auch die Stadt ist schon überfüllt. Die Zahl der 
Arbeitslosen in ihren Mauern wächst. An den Stadträndern wu- 


chern die Slums. 
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Doch wohin sollen die Menschen gehen? 

Es bleibt ihnen nur die Stadt. Die Suche nach Arbeit treibt sie, 
der Hunger. Dorffamilien entsenden gewissermaßen Kundschaf- 
ter, um das Terrain in der furchteinflößenden und eine Existenz 
verheißenden Fremde zu erkunden. Der zum Städter Werdende 
mag aus der Bindung zum Dorf noch eine gewisse Sicherheit zie- 
hen, doch auf Dauer muß er sich allein behaupten, andere drän- 
gen nach. Vielleicht findet er eine reguläre Tätigkeit. Vielleicht 
ein Unterkommen im „informellen Sektor". (Das Startkapital ist 
minimal, oft reichen 100 Mark oder weniger, nach einer Ausbil- 
dung fragt niemand.) Vielleicht wird er zum Arbeitslosen oder 
Bettler. 


Das Ergebnis: Immer mehr Menschen in Entwicklungsländern 
leben in Städten. 1920 belief sich die Stadtbevölkerung in Ko- 
lonien und Halbkolonien auf 100 Millionen; das waren 28 Pro- 
zent der gesamten städtischen Bevölkerung auf der Erde. 
Heute befinden sich in den Stadtgebieten der „dritten Welt" 
über 1 Milliarde Menschen - das ist die Hälfte der Welt-Stadt- 
bevölkerung. Allein in den Jahren zwischen 1970 und 1975 zo- 
gen etwa 73 Millionen Menschen vom Lande in die Stadt. Hält 
dieser Trend an, werden gegen Ende des Jahrhunderts etwa 
3,2 Milliarden Menschen, das heißt die Hälfte der Weltbevöl- 
kerung, in Städten leben, zwei Drittel davon in Entwicklungs- 
ländern.2! 


Die Städte wachsen, ihr Wachstum beschleunigt sich, und dies 
am stärksten in Afrika. Zwischen 1960 und 1970 nahm die Bevöl- 
kerung von Kinshasa um 12 Prozent im Jahr zu, die von Abidjan 
um 11 Prozent, die von Daressalam um 9 Prozent und die von Nai- 
robi, Lagos und Lome um 8 Prozent. Von den 20 größten Städten 
der Welt befindet sich gegenwärtig über die Hälfte in Entwick- 
lungsländern. 

Noch schneller als die Städte wachsen die Slums - oder die 
shanties, bustees, barrios, favetas, pueblos jövenes, villas mise- 
rias, bidonvilles, wie diese Wohngebiete der Ärmsten in den ver- 
schiedenen Sprachen heißen. Ihr Wachstum beträgt jährlich un- 
gefähr 15 Prozent und ist damit viermal größer als das der Städte 
allgemein. So nahm Mexiko-Stadt zwischen 1952 und 1966 um 
jährlich 2,8 Prozent zu - die Slums dieser Stadt breiteten sich 
fast zehnmal schneller aus. In Nezahualcoyotl, an ihrem Rand ge- 
legen - dem wohl größten Silumgebiet der Welt -, drängen sich 
4 Millionen Menschen auf wenigen Quadratkilometern. Gegen- 
wärtig lebt in Entwicklungsländern ungefähr die Hälfte der Stadt- 
bevölkerung in solchen Elendsvierteln.22 
Paul Harrison schildert Quartiere in Kalkutta, das, 1690 gegrün- 
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Kalkutta ist eine Stadt der sozialen Kontraste. Ein großer Teil der Bevölke- 
rung lebt in großem Elend. 


det, zu einem der ersten britischen Kolonialstützpunkte und von 
1764 bis 1912 zur Hauptstadt von Britisch-Indien geworden war. 
Eine acht- oder zehnköpfige Familie am Ostkanal (Haransar Para) 
verfügt seiner Schilderung zufolge über einen Raum, 2,50 oder 3 
Meter im Quadrat groß. Für je 50 oder mehr Bewohner gibt es in 
jedem Stockwerk eine Toilette: ein Loch in einer Betonplatte mit 
einer Erdgrube darunter. Die engen, unbeleuchteten Straßen sind 
weder gepflastert noch asphaltiert. Während der Regenzeit sind 
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sie überflutet. Auch einige Wohnungen stehen dann unter Was- 
ser, und die Bewohner halten sich in den Holzbetten auf, die vor- 
sichtshalber 1,20 Meter über dem Boden stehen. Der Inhalt der 
Plumpsklos schwimmt überall herum wie kleine Spielzeugflöße. 

Harrison fährt fort: Dann gibt es diejenigen, die selbst die ge- 
ringe Miete von 1,50 bis 3 Dollar für ein solches „Quartier" nicht 
aufbringen können, die Pavement Dwellers, die Pflasterbewoh- 
ner. Ihre Zahl wird auf 40 000 bis 200 000 geschätzt. „Da liegen 
sie, zusammengerollt auf einer Strohmatte oder einem Stück 
Pappe, neben ihnen ein zerbeulter Aluminiumtopf. Vor den 
gleichförmigen Arkaden aus der Kolonialzeit mit ihren Geschäf- 
ten aufgereiht, in den Unterführungen, auf dem Platz an den rie- 
senhaften Pylonen der Howrah-Brücke. Dann noch ein paar unter 
einer hohen Mauer bei den Kaufhäusern der Strand Road unten 
am Fluß: eine dreiköpfige Familie in einem winzigen Unterschlupf 
aus zerrissenem Khakituch über einigen Bambusstecken, höch- 
stens 1,2 Meter im Quadrat. Eine Frau träumt auf ihrem charpoy, 
einer Art Sprungrahmen auf Beinen, vor sich hin, an ihrer Seite 
ein Baby mit einem zerfetzten Hemd über dem Gesicht, unter 
dem Bett Töpfe, Pfannen und Schachteln."23 

‚Es gibt nicht einzelne Slums oder Bustees in Kalkutta", 
schreibt der BRD-Schriftsteller Günter Grass. „Die ganze Stadt 
ist Bustee und Slum. ...Wo der Verkehr Flecken ausspart, hat 
auch das Pflaster seine Bewohner. Neben Parkanlagen und zwi- 
schen verrotteten Herrschaftshäusern gruppieren sich dorfähn- 
lich Hütten aus Blech und Pappe. Wer vom letzten Hunger (das 
ist knapp ein Jahr her) in die Stadt gespült wurde, wen die Bu- 
stees ausschieden oder nicht fassen sollten, der bleibt. Aus Bihar 
kommen sie, sind fremd zwischen Bengalen. Nachts hocken sie 
um Feuersteilen vor jeder Papphütte und kochen, was sich im Ab- 
fall fand. Zum Schluß bleibt der Sammeltrieb. Kohlenstaub mit 
Stroh zu kleinen Küchlein geformt oder getrocknete Kuhfladen 
unterhalten die Feuerstellen. Die Steinzeit will zukünftig werden. 
Schon beginnt sie, die Stadt zu erobern. Schon sehen die Auto- 
busse aus, als seien sie archäologische Funde."2* 


Sind die Entwicklungsländer an ihrer 
Rückständigkeit selbst schuld? 


Wer ist für die katastrophale Situation in Entwicklungsländern 
verantwortlich? Es geht hier nicht um eine sich im Moralisieren 
erschöpfende Schuldzuweisung, sondern um die Frage: Wo ist 
anzusetzen, um Armut zu überwinden? 

Einige bürgerliche Ideologen behaupten schlichtweg, die Ent- 
wicklungsländer selbst seien an ihrer Rückständigkeit schuld. Ih- 
nen fehle die Dynamik, die die industriell entwickelten Länder 
vorangebracht habe. 

So erklärt der bürgerliche Soziologe Richard F. Behrendt in 
ausdrücklicher Auseinandersetzung mit Marxisten, „daß die ent- 
scheidenden Ursachen der Unterentwicklung interne Faktoren 
der betreffenden Gesellschaften sind, generell gesprochen Man- 
gel an dynamischen Impulsen und Möglichkeiten in ihrer Kultur 
und insbesondere in ihrer Wertordnung und ihrer gesellschaftli- 
chen Schichtungsstruktur"?®. Im gesellschaftliichen Leben der 
Entwicklungsländer gibt es also angeblich keine Motivation, die 
die Menschen dazu anhält, sich für Entwicklung zu engagieren. 
Behrendt wendet sich ausdrücklich gegen die Annahme, der 
„westliche Imperialismus" habe durch Ausbeutung Unterentwick- 
lung verursacht; wenn man hier schon den „Westen" heranziehe, 
so sei sein Werk „die Weckung des Bewußtseins von der Uhnter- 
entwicklung und der aus ihr entspringenden Unzufriedenheit"26. 

Der Politologe Richard Löwenthal, namhafter Theoretiker der 
Rechten in der SPD, vertritt unter Bezugnahme auf Max Weber 
(1864-1920), den „Klassiker" der bürgerlichen Soziologie, eine 
ähnliche These. Er lehnt die Auffassung ab, wonach der gesell- 
schaftliche Entwicklungsprozeß überall der gleiche sei, ungeach- 
tet von Unterschieden des kulturellen Milieus oder der Regie- 
rungsform. Ein Entwicklungsland befinde sich nicht in einem frü- 
heren Entwicklungsstadium der heute industriell entwickelten 
Länder, sondern mache einen andersgearteten Entwicklungspro- 
zeß durch, ihm sei eine nicht-dynamische traditionelle Sozialord- 
nung eigen, in der dynamische Bestrebungen durch den Zusam- 
menstoß mit der Umwelt geweckt worden seien.?7 

Gewiß ist: Der Kapitalismus hat dynamische Kräfte der gesell- 
schaftlichen Entwicklung freigesetzt. Karl Marx und Friedrich En- 
gels haben das vor Behrendt und Löwenthal eindrucksvoll im 
„Manifest der Kommunistischen Partei" gezeigt?? Gewiß ist auch: 
Die kapitalistischen Staaten trafen in den Gebieten, die sie als 


63 


Kolonien und Halbkolonien unterwarfen, auf vorkapitalistische 
Verhältnisse, denen ein starkes Beharrungsvermögen innewohnt. 
Doch was besagt das? Die Menschheitsentwicklung insgesamt 
vollzog und vollzieht sich bisher ungleichmäßig. Der Kapitalismus 
ging historisch aus vorkapitalistischen Verhältnissen hervor. Die 
Gebiete, in denen er sich welthistorisch zuerst entwickelte, waren 
vor Jahrtausenden weit zurückgeblieben hinter den großartigen 
Kulturen, die am Nil und im Zweistromland, also zwischen 
Euphrat und Tigris, erblühten. 

Die gesellschaftliiche Dynamik des Kapitalismus kann deshalb 
nicht abstrakt und unvermittelt vorkapitalistischen Verhältnissen 
mit ihrem Beharrungsvermögen entgegengesetzt werden, bis hin 
zu einer Aufteilung der Weit in ein „Kerngebiet" und ein „Randge- 
biet der Dynamik" (Behrendt). Nicht nur, daß sie selbst das Pro- 
dukt vorangegangener Entwicklungen ist. Die Länder, die sich ka- 
pitalistisch und damit dynamisch entwickelten, konnten dies nur, 
weil sie andere, die sie zu Kolonien und Halbkolonien machten, 
erbarmungslos ausplünderten. Sie brachten dort auch einiges in 
Bewegung; punktuell setzten kapitalistische Prozesse ein. Doch 
vor allem verhinderten sie durch die Ausplünderung der Kolonien 
und Halbkolonien deren eigenständige Entwicklung. Die Rück- 
ständigkeit der einen wurde so zu einem Preis, zu zahlen für die 
Dynamik der anderen. 

Vertreter der nichtproletarischen Linken, die in den sechziger 
Jahren einen Aufschwung nahm, machten, vielfach unter Bezug- 
nahme auf die Leninsche Imperialismustheorie, darauf aufmerk- 
sam, daß die Rückständigkeit in Kolonien und Entwicklungslän- 
dern mit Abhängigkeit vom Kapitalismus beziehungsweise Impe- 
rialismus zu tun hat. Es wurde dies zum Grundanliegen bezie- 
hungsweise zur Grundaussage der sogenannten Dependenztheo- 
rien. 

Lateinamerikanische Theoretiker gingen hier voran. Theotonio 
dos Santos begriff, wie er formulierte, Unterentwicklung „als 
Folge und Teil der weltweiten Expansion des Kapitalismus - als 
einen Teil, der für die kapitalistische Expansion notwendig und 
der untrennbar mit ihr verbunden ist"2%. Andre Gunder Frank 
nennt die Abhängigkeit der zu Kolonien und Halbkolonien gewor- 
denen Gebiete Asiens, Afrikas und Lateinamerikas innerhalb des 
Prozesses der weltkapitalistischen Entwicklung „als Grund für 
ihre Entwicklung zur Unterentwicklung"3". 

Nicht wenige Theoretiker, die Kolonialismus und Neokolonialis- 
mus kritisch gegenüberstehen, stellen ziemlich abrupt die „Me- 
tropolen" und die „Peripherie" einander gegenüber. Der ägypti- 
sche Wirtschaftswissenschaftler Samir Amin meint - er sucht 
nachzuweisen, daß in der Weltgeschichte Gesellschaftsordnun- 
gen immer von der „Peripherie" her überwunden worden seien -, 
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daß allein die Entwicklungsländer - als heutige „Peripherie" 
der Menschheit den Weg zum Sozialismus bahnen können.3! Der 
Politologe Dieter Senghaas (BRD) schreibt, Unterentwicklung sei 
kein Durchgangsstadium, den lang andauernden Übergangspe- 
rioden von traditional-feudalen zu bürgerlich-kapitalistischen Ge- 
sellschaften in der Geschichte der Industrialisierung oder Moder- 
nisierung europäischer Gesellschaften vergleichbar. Es handle 
sich bei ihr vielmehr um ein, wie er formulierte, „sich historisch 
entfaltendes integrales Moment des von kapitalistischen Metro- 
polen dominierten internationalen Wirtschaftssystems und damit 
der internationalen Gesellschaft". „Die Entwicklung dieser Metro- 
polen, der Zentren, und die Geschichte der Unterentwicklung der 
Dritten Welt sind miteinander über das internationale System 
vermittelte, komplementäre Vorgänge."? Die „peripheren Gesell- 
schaftsformationen", so Senghaas, befinden sich dadurch den 
Metropolen gegenüber in einer „strukturellen Abhängigkeit"33. 
Anders ausgedrückt: Ihre Zugehörigkeit zum kapitalistischen 
Weltwirtschaftssystem bewirkt in Entwicklungsländern nicht die 
Überwindung, sondern die Entwicklung von Unterentwicklung. 

Das sind kluge Beobachtungen, die Vertreter der nichtproletari- 
schen Linken hier vortragen. Indem sie auf den wesentlichen Zu- 
sammenhang von Ausbeutung und Rückständigkeit verweisen, 
haben sie gegenüber Leuten wie Behrendt und Löwenthal grund- 
sätzlich recht. Doch ihre Gegenüberstellung von „Peripherie" und 
„Metropole" gerät zu abstrakt und unvermittelt. Dadurch wird 
nicht hinreichend deutlich, daß es sich um ein Gegenüber inner- 
halb des kapitalistischen Systems handelt, dessen Überwindung 
insgesamt auf der Tagesordnung steht und bereits begonnen hat, 
im weltrevolutionären Prozeß nämlich. Demgegenüber wird den 
Entwicklungsländern eine nahezu messianisch zu nennende Son- 
derrolle zudiktiert, die sie nicht auszufüllen vermögen. 


Neokoloniale Ausbeutung 


Koloniale Ausbeutung ist kein abgeschlossenes Kapitel der Ver- 
gangenheit. Als Erbe hat sie die Rückständigkeit in Entwicklungs- 
ländern hinterlassen. Und aus dem Kolonialismus wurde der Neo- 
kolonialismus. 


Imperialistische Kräfte versuchen die Staaten, die aus dem an- 
tikolonialen Kampf hervorgingen, weiterhin auszubeuten und 
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als Ausbeutungsobjekte zu behalten. Dazu bedienen sie sich 
mannigfaltiger Mittel, die in ihrer Gesamtheit als Neokolonia- 
lismus bezeichnet werden. Es gehören dazu die ökonomischen 
Ausbeutungsmechanismen ebenso wie politischer Druck, mili- 
tärische Interventionen und ideologische Diversion. 

Die Entwicklungsländer gehören noch, das ist der entschei- 
dende Punkt, zum kapitalistischen Weltwirtschaftssystem, in 
seinem Rahmen weitgehend zur strukturellen Abhängigkeit 
und zur Rückständigkeit verurteilt, wie sie im „klassischen" 
Kolonialsystem entstanden. Das läßt sie zu Opfern neokolonia- 
ler Ausbeutung werden, die ihrerseits Abhängigkeit und Rück- 
ständigkeit reproduziert. 


Wie sieht das aus? 

Es sind zunächst einmal die Mechanismen des „normalen" ka- 
pitalistischen Marktes, die neokoloniale Ausbeutung bewirken. 
Ihnen zufolge ist es die im Durchschnitt zu ihrer Herstellung auf- 
gewandte Arbeit, die den Wert einer Ware bestimmt. Wendet je- 
mand aufgrund niedriger Produktivität überdurchschnittlich viel 
Arbeit auf, so geht das über dem Durchschnitt liegende Mehr an 
Arbeit nicht verloren, sondern es eignet sich derjenige Produzent 
an, dessen Arbeitsaufwendungen aufgrund höherer Produktivität 
niedriger sind. Entwicklungsländer verfügen im allgemeinen über 
eine wesentlich niedrigere Produktivität als imperialistische Staa- 
ten und internationale Monopole. Das führt dazu, daß die impe- 
rialistische Seite sich einen beträchtlichen Teil des Nationalein- 
kommens aneignet, das in Entwicklungsländern produziert wird. 

Dies „regelt" bereits der einfache Marktmechanismus. 

Doch es kommt mehr hinzu. 


Entwicklungsländer sind aufgrund ihrer überkommenen Wirt- 
schaftsstruktur weithin darauf angewiesen, Rohstoffe zu ex- 
portieren - diese machen über drei Viertel ihrer Exporte aus 
-, wobei sich viele Länder, es ist dies wiederum ein Erbe des 
Kolonialismus, auf 1, 2 oder 3 Produkte spezialisiert haben. Im- 
perialistische Staaten und internationale Monopole nehmen 
demgegenüber auf wichtigen Gebieten gegenüber Entwick- 
lungsländern noch eine weitgehende Monopolstellung ein, so 
in der Lieferung von Produktionsmitteln, in der Kreditvergabe, 
in der Weiterverarbeitung und im Transport von Rohstoffen. 
Dies nutzen sie, um letzteren ihre Bedingungen zu diktieren. 


Neokoloniale Ausbeutung zeigt sich augenfällig in der ständigen 
Verschlechterung der Terms of Trade für die Entwicklungsländer. 
Konkret bedeutet dies: Es vergrößert sich die Spanne zwischen 
den Preisen für Rohstoffe, die sie exportieren, und den Preisen 
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für Industriegüter, die sie importieren. Dadurch müssen sie einen 
immer größeren Teil ihres Nationaleinkommens aufwenden, um 
die gleiche Menge an Importen zu beziehen (oder die Importmög- 
lichkeiten schrumpfen). 

Zu Beginn der achtziger Jahre erlitten die Rohstoffpreise einen 
drastischen Verfall. Es sanken beispielsweise die Preise für 
Zucker um 48 Prozent, für Aluminium um 12 Prozent, für Kaffee 
um 7 Prozent und für Kakao um 4 Prozent. Konkret bedeutete dies: 
1960 konnte ein Entwicklungsland mit dem Verkauf einer Tonne Kaf- 
fee 37,3Tonnen, 1982 nur noch 15,8Tonnen Düngemittel bezahlen; 
1959 benötigte es 24 Tonnen, 1982 dagegen schon 115 Tonnen 
Zucker, um einen 60-PS-Traktor zu erhalten; 1959 konnte es mit dem 
Erlös aus einer Tonne Kupferdraht 39 Röntgenröhren für medizini- 
sche Zwecke erwerben - Ende 1982 nur noch drei.3%* Besonders hart 
traf diese Entwicklung Länder, die von der Ausfuhr eines einzigen 
Rohstoffes abhängig sind, wie Uganda oder Burundi, bei denen der 
Anteil des Kaffees am Gesamtexport 96 beziehungsweise 90 Pro- 
zent beträgt. Die Exporteinnahmen der Entwicklungsländer insge- 
samt sanken in den Jahren 1981 und 1982 um 150 Milliarden Dollar. 


Internationale Monopole, ihr Gewicht ist in den letzten Jahr- 
zehnten im kapitalistischen Wirtschaftssystem allgemein ge- 
wachsen, kontrollierten Ende der siebziger Jahre 40 Prozent 
der Industrieproduktion und 50 Prozent des Außenhandels der 
Entwicklungsländer. Sie beuten die einheimischen Arbeits- 
kräfte aus, und zwar im allgemeinen in Produktionsstätten, die 
sehr arbeitsintensiv sind, so daß die niedrigen Lohnkosten bei 
ihnen in Gestalt besonders hoher Gewinne zu Buche schlagen. 
Zugleich möchten sie auf diesem Wege Angriffen auswei- 
chen, denen sie in imperialistischen Staaten seitens der Arbei- 
terklasse ausgesetzt sind. (Aus einem Dollar, den sie im Zeit- 
raum 1970 bis 1979 investierten, zogen internationale Mono- 
pole einen Gewinn von 2,2 Dollar; die US-amerikanischen 
brachten es sogar auf 4,25 Dollar.) 


Neokoloniale Ausbeutung findet auch durch den „brain drain" 
statt, durch den „Abzug der Gehirne": Imperialistische Zentren 
werben aus Entwicklungsländern hochqualifizierte Arbeitskräfte 
ab. Für den bürgerlichen Marktmechanismus mag das „normal" 
sein. Doch die Aufwendungen für die Ausbildung der Arbeits- 
kräfte tragen die Entwicklungsländer, während das Resultat im- 
perialistischen Staaten zugute kommt. Ein bürgerlicher Ökonom 
errechnete für 1972, daß allein die USA, Kanada und Großbritan- 
nien hochqualifizierte Kader abzogen, zu deren Ausbildung die 
betroffenen Entwicklungsländer 10 Milliarden Dollar hatten auf- 
bringen müssen.>5 

Es ist schwer zu ermitteln, welche Summen neokoloniale Aus- 
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beutung jährlich Entwicklungsländern entzieht - zuviel bleibt im 
Dunkeln doch dürfte es sich hier um ungefähr 450 Milliarden Dol- 
lar handeln. Im Vergleich zu den über 700 Milliarden Dollar, die inzwi- 
schen die Rüstung in der Welt pro Jahr verschlingt, mag das nicht 
allzu gewaltig klingen. Doch darf nicht übersehen werden, daß diese 
Mittel armen und ärmsten Ländern genommen werden. Sie fehlen 
diesen, um eigene Ressourcen zu erschließen. 

Entwicklungsländer bereiten auch untereinander Probleme. 
Diejenigen, die nicht über eigenes Erdöl verfügen, hatten 1981 80 
Milliarden Dollar für Ölimporte aufzuwenden; das war das Zehn- 
fache des 1973 dafür erforderlichen Betrags. Die Energiekosten 
sind fast so hoch wie die Aufwendungen für Nahrungsmittel; al- 
lein bei den ärmsten 30 Ländern betrugen sie in dem obenge- 
nannten Jahr 10 Milliarden Dollar.36 

Zunehmend trägt die von imperialistischer Seite forcierte Rü- 
stung dazu bei, Unterentwicklung zu reproduzieren. Angesichts 
der Verschärfung der internationalen Situation wie der damit in 
Zusammenhang stehenden Zuspitzung regionaler Konflikte wen- 
den Entwicklungsländer einen wachsenden Teil ihres Bruttoso- 
zialprodukts - dieser übertrifft inzwischen die Gesamtaufwen- 
dungen für das Gesundheits- und Bildungswesen - für Militär- 
ausgaben auf. Darüber hinaus werden sie von den ökonomischen 
Folgen des Wettrüstens, etwa von der Hochzinspolitik der USA, 
hart getroffen. 

Die Schuldenlast der Entwicklungsländer, die nicht über eige- 
nes Erdöl verfügen, steigt ständig. Anfang 1983 betrug sie 700 
Milliarden Dollar. Die betroffenen Länder mußten im Durch- 
schnitt über 35 Prozent ihres jährlichen Exporterlöses für den 
Schuldendienst, das heißt für Zinsen und Tilgung der Schulden, 
aufbringen. Bei einigen Ländern überstieg die für den Schulden- 
dienst aufzuwendende Summe die Exporterlöse; 1982 betrug er 
in bezug auf diese Erlöse in Argentinien 179 Prozent, in Mexiko 
129 Prozent, in Brasilien 122 Prozent und in Chile 116 Prozent. In 
anderen Ländern zehrte er diese Erlöse nahezu auf, so in Vene- 
zuela mit 95 Prozent, in Kolumbien mit 94 Prozent und in Peru mit 
90 Prozent.37 

Hier fließen wiederum Mittel aus Entwicklungsländern in impe- 
rialistische Staaten. Finanzmechanismen gewannen gerade im Neo- 
kolonialismus in letzter Zeit sprunghaft an Bedeutung. Für die Be- 
troffenen werden die Entwicklungsmöglichkeiten zusätzlich einge- 
engt. 

Und da die Entwicklungsländer ohnehin wirtschaftlich schwach 
sind, werden sie durch die Krise der kapitalistischen Weltwirt- 
schaft besonders hart betroffen. Die UNO hatte für sie in den 
achtziger Jahren (dritte Entwicklungsdekade) ein jährliches Wirt- 
schaftswachstum von 7 Prozent vorgesehen. Tatsächlich wurden 
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Die Vereinigten Arabischen Emirate am Persischen Golf erzielen riesige 
Profite aus dem Erdölgeschäft. Moderne Hochhäuser und luxuriöse Palä- 
ste - wie hier der alte Palast des Herrschers von Abu Dhabi - legen ein 
beredtes Zeugnis davon ab. 


1981 nur 2,6 Prozent und 1982 nur 1,5 Prozent erreicht. Für breite 
Schichten der Bevölkerung wirkte sich das katastrophal aus. Viel- 
fach sank das Pro-Kopf-Sozialprodukt, in einigen Fällen in drama- 
tischen Ausmaßen, so in Chile um 14,3 Prozent, in Uruguay um 10 
Prozent.38 

Insgesamt zeigt sich: Armut trägt in Entwicklungsländern Mas- 
sencharakter. Dennoch können diese Länder selbst nicht einfach 
als „arm" charakterisiert werden; diese Charakterisierung ist viel- 
mehr entschieden zurückzuweisen, und zwar aus mindestens vier 
Gründen. 

Erstens. Das Phänomen „Armut" wird in der gängigen Rede 
von den „Armen" nicht in seiner wirklichen gesellschaftlichen Di- 
mension sichtbar, das heißt als Erbe des Kolonialismus und als 
Reproduktionsprodukt des Neokolonialismus. Der entscheidende 
Ansatzpunkt, um Armut zu überwinden - gewiß nicht von heute 
auf morgen, so doch perspektivisch und radikal der antiimpe- 
rialistische Kampf nämlich, bleibt im Dunkeln. 

Zweitens. Ihre Kennzeichnung als die „Reichen" vertuscht den 
Ausbeutercharakter der imperialistischen Staaten. Mehr noch, in- 
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dem sie gleichfalls als „reich" etikettiert werden, wird ignoriert, 
daß die sozialistischen Staaten die natürlichen Bundesgenossen 
der Entwicklungsländer in ihrem Kampf um politische und wirt- 
schaftliche Gleichberechtigung in den internationalen Beziehun- 
gen sind. Statt dessen stellt man sie den imperialistischen Staa- 
ten an die Seite. 

Drittens. Mit der einfachen Registrierung von „Armut" bleiben 
ebenfalls die Triebkräfte ihrer möglichen Überwindung im natio- 
nalen Rahmen unberücksichtigt, also die Eigentums- und Macht- 
verhältnisse. Die Entwicklungsländer sehen sich mehr oder weni- 
ger in die Rolle des Bittstellers gedrängt. Dabei gewinnt die Ge- 
staltung ihrer inneren Verhältnisse immer größere Bedeutung für 
den antiimperialistischen Kampf. 

Viertens. Armut gibt es schließlich auch in industriell entwickel- 
ten kapitalistischen Staaten. Zu Beginn 1983 betraf sie in den 
USA über 30 Millionen Menschen. 13 Millionen waren zu diesem 
Zeitpunkt arbeitslos, 11 Millionen durch keine Krankenkasse mehr 
geschützt, weil sie die Beiträge nicht mehr hatten zahlen können, 
2 Millionen obdachlos, 1 Million hungrig. Bürgerliche Journalisten 
sprachen in der ihnen eigentümlichen Begriffswelt davon, daß in 
den USA, dem reichsten Land der westlichen Welt, ein „dritte 
Welt" heranwachse. 


Apropos „Entwicklungshilfe“ 


Imperialistische Staaten erbrachten Entwicklungsländern gegen- 
über Leistungen, die sie als „Entwicklungshilfe" deklarierten. 1982 
wandten sie dafür 0,52 Prozent ihres Bruttosozialprodukts auf. 
Dieser Anteil fiel 1973 auf 0,3 Prozent und stieg bis 1979 wieder 
leicht, und zwar auf 0,34 Prozent. Das für die „zweite Entwick- 
lungsdekade", das heißt für die siebziger Jahre, gestellte Ziel, 0,7 
Prozent des Bruttosozialprodukts der Entwicklungshilfe zur Verfü- 
gung zu stellen, wurde zu keinem Zeitpunkt erreicht. Der Durch- 
schnittswert ging nicht noch weiter zurück, weil einige kleinere 
Staaten ihn weit übertrafen: im Jahr 1979 Schweden mit 0,94 Pro- 
zent, die Niederlande und Norwegen mit 0,93 Prozent und Däne- 
mark mit 0,75 Prozent. Die USA brachten es im selben Jahr nur 
auf 0,19 Prozent. (Auf der VI. UN-Konferenz für Handel und Entwick- 
lung [UNCTAD] 1983 in Belgrad wurde die Verpflichtung, 0,7 Prozent 
des Bruttosozialprodukts für Entwicklungshilfe aufzubringen, auf 
die Zeit nach 1985 verschoben.) 
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„Hilfe", das klingt nobel. Entdecken Kapitalisten plötzlich ein Herz 
für die Menschen, die sie Jahrhunderte hindurch ausplünderten? 

Schaut man sich die Argumente an, mit denen Politiker in im- 
perialistischen Staaten für „Entwicklungshilfe" werben, so ist un- 
verkennbar: Sie wollen in erster Linie sich selbst und ihren eige- 
nen Gesellschaften helfen. 

So hieß es in einer Anzeige des BRD-Ministeriums für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit: 

„Wissenschaftler haben den Teufelskreis, in dem viele Entwick- 
lungsländer stehen, so beschrieben: 

Weil ein Volk arm ist, kann niemand sparen. Dadurch ist kein 
Kapital vorhanden, mit dem Investitionen vorgenommen werden 
können. Die Folge sind zuwenig Produktionsstätten und eine zu 
niedrige Produktivität. 

Das hat zuwenig Arbeitsplätze und zuwenig Verdienstmöglich- 
keiten zur Folge. Wo aber nichts verdient wird, kann der Staat 
keine Steuern erheben. Leere Staatskassen wiederum bedeuten 
mangelhafte Gesundheitsfürsorge, keine Bildungs- und Ausbil- 
dungsmöglichkeiten, keinen staatlichen Wohnungsbau. Und wer 
nicht über eine gewisse Bildung und Ausbildung verfügt, be- 
kommt keine Arbeit. 

Die Schlußfolgerung: wer arm ist und keine Arbeit hat, kann 
nichts mehr tun als reden und palavern. Aus diesem Teufelskreis 
gibt es zwei Auswege. 

Erstens den der Gewalt: die Armen holen sich von den Rei- 
chen, was sie brauchen. (Die Reichen sind wir.) Der zweite Aus- 
weg ist der, daß sich die Entwicklungsländer entwickeln. Und das 
ist der Sinn der deutschen Entwicklungshilfe: die Bevölkerung 
soll besser ausgebildet werden; viele neue Arbeitsplätze sollen 
entstehen, Landwirtschaft und Industrie müssen auf- oder ausge- 
baut werden.”39 

Der Bundesminister beziehungsweise seine Behörde droht: 
Wer keine Entwicklungshilfe gibt, muß dafür bitter büßen. Die 
„Armen" werden dann die „Reichen" berauben. 

Die „Entwicklungshilfe" - eine Art Selbstschutz? Sie ist es für 
die imperialistische Seite. Und sie ist noch mehr. 

Zu den Leistungen, die in imperialistischen Staaten von staatli- 
cher wie von privater Seite als „Entwicklungshilfe" erbracht wer- 
den, gehören Kredite, Investitionen, Warenlieferungen, Entsen- 
dung von Experten und Beratern. Davon sind, wie Klaus Bodemer 
in dem von Dieter Nohlen herausgegebenen „Lexikon Dritte 
Welt" feststellt, nur etwas mehr als 20 Prozent unentgeltliche Zu- 
wendungen, der Rest ist zu unterschiedlichen Bedingungen rück- 
zahlbar. „Die beiden Formen der privaten Leistungen — Exportkre- 
dite und Direktinvestitionen — (etwa die Hälfte der Gesamtlei- 
stungen) sind sowohl bezüglich der Konditionen (Zinshöhe, Frei- 
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jahre, Laufzeit) wie der Gewinnraten als normale Geschäftsbezie- 
hungen zu qualifizieren."#% Da drängt sich die Frage auf: Wer hilft 
wem? Die „Helfer" doch offenbar sich selbst. 

Tatsächlich handelt es sich bei der Entwicklungshilfe, die von 
imperialistischer Seite geleistet wir, dem Wesen nach um 
staatsmonopolistischen und privaten Kapitalexport. Ein Mehrfa- 
ches der aufgebrachten Leistungen fließt in die Geberländer zu- 
rück. Und die Entwicklungsländer verstricken sich in neue Abhän- 
gigkeiten. 

Können sich Entwicklungsländer solcher „Hilfe" nicht verwei- 
gern? Die Zahl ihrer Politiker wächst, die die wirklichen Zusam- 
menhänge aufdecken. Doch die zu lösenden Probleme sind so 
zahlreich, gewaltig und dringlich, daß kaum ein Land ein „Ent- 
wicklungshilfe"-Angebot ablehnen kann, auch wenn sich man- 
cher kurzfristige Vorteil längerfristig in einen Nachteil verwan- 
delt. 

Als internationale Institution betreibt die Weltbank „Entwick- 
lungshilfe". 1979 gehörten ihr 134 Mitglieder an - Geber- wie 
Nehmerländer -, wovon die meisten, das ergibt sich schon aus 
der Zahl, Entwicklungsländer waren. Entscheidenden Einfluß ha- 
ben jedoch imperialistische Staaten. Zwar verfügt jedes Land 
über 250 Stimmen, doch kommt für jede Aktie, die in seinem Be- 
sitz ist, eine Stimme hinzu. So betrugen am 30. Juni 1979 die 
Stimmenanteile der USA 21,48 Prozent, Großbritanniens 8,12 Pro- 
zent, der BRD 5,52 Prozent, Japans 4,26 Prozent, Frankreichs 4,03 
Prozent und Kanadas 3,52 Prozent, so daß diese 6 Staaten bereits 
nahezu 47 Prozent aller Stimmen auf sich vereinten. Indien besaß 
mit 3,58 Prozent den höchsten Stimmenanteil eines Entwick- 
lungslandes. Für die Darlehn, die die Weltbank vergab - es wa- 
ren Ende der siebziger Jahre ungefähr 6 Milliarden Dollar jährlich, 
und die Mittel hierzu nahm sie auf dem internationalen Kapital- 
markt auf —, betrugen die Zinsen zu diesem Zeitpunkt 8 Prozent 
bei einer Tilgungszeit von 10 bis 15 Jahren. Damit wurden vor al- 
lem Projekte gefördert - ein eigener Beraterstab von 2 200 Mitar- 
beitern erarbeitete hierfür Richtlinien -, die kapitalistische Ent- 
wicklungen in Entwicklungsländern begünstigen. Revolutionäre 
Umwälzungen sollen demgegenüber „abgeblockt" werden. So 
zog die Weltbank, um das revolutionäre Regime in Ägypten unter 
Gamal Abdel Nasser für seinen revolutionären Kurs zu „bestra- 
fen", 1956 eine für den Bau des Assuan-Hochdamms gegebene 
Kreditzusage wieder zurück. Auch Chile verweigerte sie Kredite, 
solange der aufrechte Demokrat Salvador Allende Präsident war, 
während das Land unter dem reaktionären Militärdiktator Ugarte 
Pinochet als kreditwürdig gilt. 

Politiker und Ideologen imperialistischer Staaten legten in den 
letzten Jahren wiederholt Zahlen vor, die beweisen sollten, daß 
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VR Mocambique: Die Maschine zum Buchbinden ist ein Solidaritätsge- 
schenk der DDR. 


sozialistische Staaten vergleichsweise zuwenig „Entwicklungs- 
hilfe" leisten. 

Das ist Demagogie. Seit es die Sowjetunion gibt, hilft sie unge- 
achtet dessen, daß sie selbst schwere Bewährungsproben zu 
durchstehen hatte, den Kämpfern für nationale und soziale Be- 
freiung. Seit 1954 erbringen sozialistische Staaten für Entwick- 
lungsländer spezifische Hilfeleistungen. Diese Hilfe ist nicht mit 
imperialistischer „Entwicklungshilfe" vergleichbar, da sie unei- 
gennützig ist und darauf zielt, die Völker in ihrem schweren 
Kampf um volle Unabhängigkeit und zur Überwindung der über- 
kommenen Rückständigkeit zu unterstützen. Zu berücksichtigen 
ist auch, daß sozialistische Staaten Bruderländern solidarisch 
Hilfe angedeihen lassen - so Kuba, Vietnam, Laos, Kampuchea 
-, die nicht als Entwicklungsländer gelten, in der Entwicklung der 
Produktivkräfte jedoch zurückgeblieben sind. 


Die Hilfe sozialistischer Staaten weist über ihre Unmittelbar- 
keit hinaus. Sie durchbrach das Monopol imperialistischer 
Staaten in der Lieferung von Produktionsmitteln, in der Kredit- 
vergabe und dergleichen. Die imperialistische Seite sah sich 
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dadurch gezwungen, in der Vergabe von „Entwicklungshilfe" 
stärker als zuvor Belangen der Entwicklungsländer entgegen- 
zukommen. Als unmittelbare Reaktion gründete die Weltbank 
1960 die International Development Association, die an die 
ärmsten Entwicklungsländer Kredite zu günstigeren Bedingun- 
gen vergibt. 
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Strategiewandel: 
Wachstum, „Dialog“, 
Konfrontation 


Zum Neokolonialismus imperialistischer Staaten gehörte und ge- 
hört es, Entwicklungsländern Strategien für ihre gesellschaftliche 
Entwicklung zu offerieren. 

Die alten Kolonialmächte bereits hatten Wissenschaftler, dar- 
unter Geographen, Völkerkundler und Philologen, für ihre Interes- 
sen arbeiten lassen. Das war bescheiden im Vergleich zu dem, 
was in Reaktion auf den Zusammenbruch des imperialistischen 
Kolonialsystems geschah. Ein beachtlicher und sich rasch aus- 
dehnender Wissenschaftsbetrieb entstand, mit eigenen Institu- 
ten, Publikationsorganen, Kongressen. Alles mit dem Ziel, denen, 
die bis vor kurzem kolonial oder halbkolonial versklavt waren, zu 
sagen, wie sie jetzt zu leben hätten. 


Weniger Milch, mehr Whisky 


Imperialistische Staaten erlebten nach dem zweiten Weltkrieg ei- 
nen länger andauernden konjunkturellen Aufschwung. Bei ihren 
Politikern und Ideologen weckte das Euphorie. Sie vergaßen - 
oder wollten es zumindest -, daß zur kapitalistischen Wirtschaft 
auch die Krise gehört. Sie ignorierten, daß erst die gewaltigen 
Kriegszerstörungen Raum und Bedarf für massenhafte Neuinve- 
stitionen geschaffen hatten. Der Kapitalismus, der tatsächlich 
schon tief in seiner allgemeinen Krise stak, stellte in ihren Augen 
den Höhepunkt der Menschheitsentwicklung dar; für alle Zeiten 
würde er, davon waren sie überzeugt, ein stürmisches Wirt- 
schaftswachstum garantieren. 

Der amerikanische Politiker und Wissenschaftler Walt Whit- 
man Rostow entwarf ein Gesellschaftskonzept, das von diesem 
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naiven Optimismus getragen war. Die Menschheit durchläuft 
demnach 5 Entwicklungsstadien: (1) die traditionelle Gesell- 
schaft; (2) die Anlaufperiode, in der die Voraussetzungen für den 
wirtschaftlichen Aufstieg geschaffen werden; (3) die Phase des 
wirtschaftlichen Aufstiegs („take off"); (4) die Entwicklung zum 
Reifestadium; (5) das Zeitalter des Massenkonsums.! Das Sta- 
dium des „take off", so Rostow, stelle die höchsten Anforderun- 
gen; es verlange unter anderem eine Steigerung des Anteils der 
produktiven Investitionen am Nationaleinkommen auf minde- 
stens 10 Prozent. 

Das offizielle intellektuelle Establishment in imperialistischen 
Staaten war allgemein, wie John Kenneth Galbraith rück- 
schauend feststellt, „auf die absolute Wichtigkeit einer Maximie- 
rung der Güterproduktion festgelegt" und sah „im Wachstum des 
Bruttosozialprodukts einen Gradmesser für den Erfolg einer Ge- 
sellschaft". „Alles, was dem widersprach, hatte den Beige- 
schmack des Exzentrischen."2 

Wirtschaftswachstum, meßbar am Pro-Kopf-Bruttosozialpro- 
dukt, sollte auch, das folgerten und forderten bürgerliche Politi- 
ker und Ideologen, die Probleme der Entwicklungsländer lösen. 
„Eentwicklung" war demnach der Prozeß, wie der Soziologe Peter 
L. Berger in verblüffender Einfachheit formulierte, „mittels dessen 
ein armes Land reicher werden soll"S. 

Diese Bestimmung von „Entwicklung" war die logische Folge- 
rung des gleichfalls quantitativ gefaßten Verständnisses von 
Rückständigkeit beziehungsweise „Unterentwicklung". Diejeni- 
gen, die sie vornahmen, verfolgten zweierlei Absichten. Das dra- 
stische wirtschaftliche Gefälle innerhalb der kapitalistischen Welt 
hofften sie durch den Hinweis darauf zu „‚rechtfertigen", daß die 
heute „Fortgeschrittenen" auch einmal bescheiden angefangen 
hätten. Und den zurückgebliebenen Ländern wollten sie einen ka- 
pitalistischen Weg als nahezu schicksalhaft vorgezeichnet sugge- 
rieren; es war angeblich nur notwendig, die Entwicklung der indu- 
striell entwickelten Länder, die die Stufe des „take off" schon 
überschritten hatten, nachzuvollziehen. 

Diese Orientierung fand in Entwicklungsländern große Reso- 
nanz. Die bürgerlichen und kleinbürgerlichen Kräfte, die in den 
meisten dieser Länder an der Spitze standen, wollten die vielfach 
schon begonnene kapitalistische Entwicklung beschleunigt se- 
hen. Nicht wenige waren fasziniert von dem, was imperialistische 
Staaten, voran die USA, produzierten - Autos, Fernsehgeräte, 
Kühlschränke, Coca-Cola. Und Intellektuelle, die an Universitäten 
in Westeuropa oder Nordamerika studiert oder gearbeitet hatten, 
brachten die dort vorherrschenden „Entwicklungs"leitbilder mit 
nach Hause. Doch wie funktionieren die quantitativ orientierten 
Wirtschaftsstrategien in Entwicklungsländern? 
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Sie ließen, das zeigte sich bald, die Lebenslage der Bevölke- 
rung mehr oder weniger unberücksichtigt. Einige ihrer Verfechter 
glaubten, der „trickle down"-Effekt bringe hier eine Besserung, 
das heißt, bei einem raschen Wirtschaftswachstum werde schon, 
auch wenn es zunächst und vor allem den ohnehin Reichen zu- 
gute komme und die Einkommens- und Vermögensungleichheit 
vergrößere, automatisch etwas für die Armen und Ärmsten 
„durchsickern". Tatsächlich gab es einen solchen Automatismus 
nicht. Für ein Enwicklungsland ließ sich, zugespitzt, in den Daten 
Wachstum registrieren, wenn die Reichen mehr Whisky tranken, 
während gleichzeitig für die Armen weniger Milch zur Verfügung 
stand. 

In einigen Enwicklungsländern tauchten schon in den sechziger 
Jahren Zweifel auf, ob am Quantitativen ausgerichtete Wach- 
stumsstrategien geeignet seien, die anstehenden Probleme zu lö- 
sen, insbesondere die Lebenslage der Armen zu heben. Die indi- 
sche Regierung setzte 1960 eine Kommission ein, die unter die- 
sem Gesichtspunkt die Einkommensverteilung und den Lebens- 
standard im Land zu untersuchen hatte.* 

Zweifel dieser Art fanden indessen in imperialistischen Staaten 
zu diesem Zeitpunkt noch keine größere Resonanz. 

Das änderte sich zu Beginn der siebziger Jahre. Die Riesen- 
schar der Armen in der „dritten Welt" verstärkte bei bürgerlichen 
Politikern und Ideologen die „Furcht vor revolutionären Flächen- 
bränden in der Peripherie", wie der BRD-Politologe Franz Nusche- 
ler formuliert.® Die Entwicklungsländer nahmen den Kampf um 
eine Demokratisierung der Weltwirtschaftsbeziehungen auf. In 
einigen von ihnen hatten revolutionär-demokratische Führungs- 
kräfte eine sozialistische Orientierung durchgesetzt beziehungs- 
weise waren im Begriff, dies zu tun. 

Hier ging es, das kristallisierte sich heraus, um die Gesell- 
schaftsperspektive. Da reagierte der Imperialismus empfindlich. 
Er griff, um Alternativen zur kapitalistischen Entwicklung zu ver- 
hindern, zunächst einmal zur bewaffneten Gewalt. Die USA stan- 
den hinter der Aggression, mit der die Israelis 1967 gegen die 
progressiven Regimes in Kairo und Damaskus vorgingen. Sie lie- 
ßen 1973 in Chile durch einheimische faschistische Militärs die 
Regierung der Unidad Popular unter ihrem Präsidenten Allende 
stürzen. Und seit sich im subsaharischen Afrika Staaten auf den 
Sozialismus orientieren, sucht das südafrikanische Rassistenre- 
gime sie durch Aggressionsakte zu destabilisieren; es begann da- 
durch in der Region eine ähnlich gefährliche Rolle zu spielen wie 
Israel in Nahost. 

Doch ließ sich der gesellschaftliche Fortschritt auf Dauer allein 
mit Gewalt aufhalten? 

Bürgerliche Politiker und Ideologen konnten nicht umhin, den 


79 


Bankrott ihrer bislang verfochtenen Enwicklungsstrategien zu re- 
gistrieren. Unter ihnen setzte ein Umdenken ein, was zu Differen- 
zen und Differenzierungen in ihren Reihen führte. 

Robert S. McNamara hatte 1968, als er sein Amt als Weltbank- 
präsident antrat, zur Zuversicht gemahnt. „Im Laufe der letzten 
hundert Jahre ist es der Welt gelungen, eine Produktionskapazi- 
tät zu schaffen, welche die Armut in der Welt beseitigen könnte", 
meinte er.6 4 Jahre später, 1972, stellte er fest, der Stand der Ent- 
wicklung in einem Großteil der Entwicklungsländer sei untragbar 
und verschlimmere sich zusehends. Das bedeute nicht, daß es 
keinen Fortschritt gegeben habe, nur hätten sich die Entwick- 
lungsprozesse weitgehend auf gesamtwirtschaftliche Zielsetzun- 
gen erstreckt, ohne dafür zu sorgen, daß alle Völker und alle 
Gruppen innerhalb der Völker in gleichem Umfang am wirtschaft- 
lichen Wachstum teilhätten. McNamara sprach von einer „Ent- 
wicklungswelt, in der Tod und Krankheit überhandnehmen, in der 
Bildung und Beschäftigung knapp, Elend und Trägheit dagegen 
allgemein sind, während die Möglichkeiten und die Verwirkli- 
chung des Persönlichkeitspotentials aufs äußerste beschränkt 
bleiben"’. Im Jahr darauf prägte er den seitdem häufig zitierten 
Begriff der „absoluten Armut". 

„In einer Welt, wo die meisten Menschen hungrig schlafen ge- 
hen, ist eine Entwicklungsdefinition, die sich mechanisch nur an 
Wachstumsraten hält, obszön", schrieben die beiden nordameri- 
kanischen Wissenschaftler Richard J. Barnet und Ronald E. Müller 
1974. „Ein Modell wie das brasilianische, wo die Börse prospiriert 
und zwei Drittel der Bevölkerung zu einem frühen Tod durch Hun- 
ger, Armut und Krankheit verdammt sind, ist eine Karikatur des 
Fortschritts."8 


Bürgerliche Politiker und Ideologen „entdeckten" im Ergebnis 
des Umdenkens die soziale Dimension von Entwicklung. 
„Grundbedürfnisbefriedigung" wurde dafür zum Stichwort - 
angesichts der damit teilweise verbundenen Erwartungen 
könnte man von einer Zauberformel sprechen. Und sie plädier- 
ten dafür, mit den Entwicklungsländern über ihre Probleme zu 
sprechen. Ein „Dialog" sollte stattfinden, ein - dies wurde zu 
einem weiteren Stichwort strategischer Neuorientierung - 
„Nord-Süd-Dialog". 
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Nahrung, Unterkunft, Kleidung, 
Trinkwasser 


Dudley Seers, Großbritannien, setzte sich 1969 als einer der 
ersten dafür ein, die soziale Dimension von Entwicklung ins Auge 
zu fassen.? Sein Gedanke: „Ein ‚Plan‘, der keinerlei Vorkehrungen 
zur Verminderung von Armut, Arbeitslosigkeit und Ungleichheit 
enthält, kann schwerlich als ‚Entwicklungsplan' bezeichnet wer- 
den."!0 Er gab dazu eine Erläuterung. Nehmen wir an, meinte er, 
ein Perspektivplan Brasiliens gehe von einer Verdoppelung des 
Pro-Kopf-Einkommens in den nächsten 30 Jahren bei gleichblei- 
bender Verteilung und gleichbleibendem Anteil der Arbeitslosen 
aus. Im Jahr 2000 würde dann ein Großgrundbesitzer in Matto 
Grosso 4 statt 2 Autos laufen haben, ein Bauer im Nordosten 
könnte 2 statt 1 Kilogramm Fleisch im Jahr essen. Sein Sohn 
wäre wahrscheinlich immer noch ohne Arbeit. „Könnten wir das 
wirklich ‚Entwicklung' nennen?"!! 

Mitte der siebziger Jahre lag ein neues Enwicklungskonzept 
vor, erarbeitet von unterschiedlichen politisch-ideologischen An- 
sätzen her, gekennzeichnet durch den Begriff „Grundbedürf- 
nisse" („basic needs"). Im Hinblick auf die zu verfolgende Entwick- 
lungsstrategie war und ist die Rede von einer „basic needs ap- 
proach to development", von einer Haltung also gegenüber Ent- 
wicklungsländern, die auf Grundbedürfnisbefriedigung zielt. 

Um was ging und geht es? 

Wissenschaftler verschiedener Disziplinen erklärten in einer 
Deklaration, abgegeben am Ende eines im Oktober 1974 in Co- 
coyoc (Mexiko) veranstalteten Symposiums (Cocoyoc-Declara- 
tion), für Entwicklungsländer könne es nicht das Ziel von Entwick- 
lung sein, mit den Industrieländern gleichzuziehen; es müsse viel- 
mehr erreicht werden, „die Lebensqualität für die ganze Mensch- 
heit auf der Grundlage einer Produktion zu gewährleisten, die mit 
den Bedürfnissen künftiger Generationen vereinbar ist und in 
Partnerschaft mit der Natur vor sich geht"!?. Dazu müßten zu- 
nächst einmal die menschlichen Grundbedürfnisse Nahrung, 
Wohnung, Kleidung, Gesundheit und Erziehung befriedigt wer- 
den. Doch habe der Mensch auch noch andere Bedürfnisse, de- 
ren Beachtung „Entwicklung" ausmache; hierzu gehörten die 
Freiheit des Ausdrucks ebenso wie das Recht auf eine Arbeit, die 
dem Menschen Selbstverwirklichung bringe. 

Ein Jahr darauf wurde auf Initiative der Dag Hammarskjöld 
Foundation die Studie ‚What now: Another Development" veröf- 
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fentlicht.'? Sie registrierte auf der internationalen Ebene wie in 
den meisten nationalen Systemen ungleiche ökonomische Bezie- 
hungen. Eine „andere Entwicklung" verlange deshalb, folgerte sie, 
„strukturelle Wandlungen", was in sozialökonomischer Hinsicht 
das Eigentum oder die Kontrolle der Produzenten über die Haupt- 
produktionsmittel und im Politischen Demokratisierung bedeute. 

Wissenschaftler der Bariloche Foundation (Argentinien) legten 
1976 als Entgegnung auf den Club-of-Rome-Bericht „Die Grenzen 
des Wachstums" (1972) ein eigenes Modell vor.'* Einem Gleich- 
heitsideal verpflichtet und ihre These mathematisch unter- 
mauernd, führten sie aus, daß die von ihnen erarbeiteten Grund- 
bedürfnisse für alle Menschen befriedigt werden könnten, ohne 
daß es zu der im Bericht „Die Grenzen des Wachstums" voraus- 
gesagten globalen Katastrophe käme. Ihr Modell charakterisier- 
ten sie als „ausgesprochenes Normativmodell". Sein Anliegen sei 
es nicht, „vorherzusagen, was geschehen wird, wenn die gegen- 
wärtigen Trends der Menschheit bestehenbleiben, sondern es 
möchte einen Weg aufzeigen, der zum Endziel führen kann, das 
heißt zu einer Welt ohne Rückständigkeit und Elend"'. 

Einen Durchbruch erlangte die „Grundbedürfnis"-Konzeption in 
der Gestalt, in der sie von der Internationalen Arbeitsorganisation 
(International Labour Organization - ILO) erarbeitet und 1976 von 
der World Employment Conference bestätigt wurde.16 Ein „Ak- 
tionsprogramm" räumte der Förderung der Beschäftigung und 
der Befriedigung der Grundbedürfnisse der Bevölkerung eines je- 
den Landes Vorrang ein. Die „Grundbedürfnisse", wie sie Umris- 
sen wurden, sollten zweierlei einschließen: einmal einen gewis- 
sen Mindestbedarf einer Familie für den persönlichen Gebrauch, 
wozu angemessene Nahrung, Unterkunft und Kleidung ebenso 
gerechnet wurden wie eine gewisse Haushaltseinrichtung und 
Möbel; zum anderen unentbehrliche Dienste, von der Gesell- 
schaft für diese geleistet, wie gesundes Trinkwasser, sanitäre 
Einrichtungen, Öffentlicher Verkehr, Einrichtungen für Gesund- 
heit, Erziehung und Kultur. !7 

Louis Emmerij, der maßgeblich an der Erarbeitung der ILO- 
Konzeption beteiligt war, meint, daß sich in den verschiedenen 
Bemühungen um eine Bestimmung der „Grundbedürfnisse" in 6 
Punkten wesentliche Gemeinsamkeiten abzeichneten. Erstens: 
Die „Grundbedürfnisse" der Armen müssen zum Kern von Ent- 
wicklungsplanung und -politik werden. Zweitens: Die „Grundbe- 
dürfnisse" sind komplexer Natur; sie liegen auf individueller und 
gesellschaftliicher Ebene und berühren auch solche Aspekte wie 
Menschenrechte, Organisierung der noch nicht Organisierten 
und so weiter. Drittens: Die Konzeption der „Grundbedürfnisse" 
ist absolut; zugleich ist sie relativ, insofern die Situation und da- 
mit die Lebensmöglichkeiten der Menschen von Land zu Land an- 
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Im Dienstleistungs- und Einkaufszentrum eines Neubauviertels der Haupt- 
stadt Kuweits wird augenfällig, daß der Benzinpreis niedriger ist als die 
Kosten für eine Flasche Mineralwasser. 


Arbeiter aus Pakistan, Indien und anderen Ländern profitieren nur am 
Rande von dem Reichtum, den das Erdöl bringt. Um einen Gelegenheits- 


job zu finden, müssen sie oft stundenlange Wartezeiten vor dem Ministe- 
rium für Arbeit und soziale Angelegenheiten - wie hier in Dubai - in Kauf 
nehmen. 


dere sind. Viertens: Als Minimum der „Grundbedürfnisse" sind zu 
betrachten Ernährung, Erziehung, Gesundheit, Wohnungswesen 
und sanitäre Einrichtungen. Fünftens: Es gibt keinen einheitlichen 
Weg zur Befriedigung der „Grundbedürfnisse", doch dürften 
strukturelle Veränderungen im allgemeinen unumgänglich sein. 
Sechstens: Um die „Grundbedürfnis"-Strategie zu verwirklichen, 
bedarf es einer Neuverteilung der politischen Macht, wozu dieje- 
nigen, die von dieser Strategie gewinnen, bisher aber unorgani- 
siert sind, zu organisieren sind.18 

Das Konzept der „Grundbedürfnisse" fand seit seiner Erarbei- 
tung weithin Resonanz. Die meisten bürgerlichen Politiker und 
Ideologen, die sich zu entwicklungspolitischen Fragen äußern, 
beziehen es in ihre Überlegungen ein. Es fand Eingang auch in 
konzeptionelle Vorstellungen verschiedener internationaler Insti- 
tutionen. 

Die Orientierung auf „Grundbedürfnisse" - diese Empfehlun- 
gen mehrten sich - sollte Anliegen einer globalen Entwicklungs- 
politik sein, gekoppelt mit den Bemühungen um eine neue inter- 
nationale Wirtschaftsordnung beziehungsweise mit dem „Nord- 
Süd-Dialog". 

Im RIO-Bericht „Wir haben nur eine Zukunft" heißt es dazu: 
„Wenn die nationalen Wirtschaftsordnungen der armen Nationen 
den Bedürfnissen ihrer eigenen Armen nicht Rechnung tragen 
und wenn ihre Entwicklungsstrategien weiterhin nur wenige Privi- 
legierte begünstigen, wird dies die legitimen Forderungen nach 
einer Reform der internationalen Ordnung schwächen, da ein 
Großteil des Nutzens einer solchen Reform den privilegierten Eli- 
ten zufließen würde."!9 

Nach Walter Satzinger und Detlef Schwefel, zwei in der BRD 
wirkenden Wissenschaftlern, verdient Entwicklung nur dann das 
Attribut „sozial", wenn sie die „Grundbedürfnisse" aller Men- 
schen befriedig. „Rückbesinnung auf Grundbedürfnisbefriedi- 
gung - das enthält keine Verheißung auf ein nahes Zeitalter des 
Massenkonsums für die Mehrheit der Menschheit, die gegenwär- 
tig am Rande des Existenzmihimums leben muß; im Gegenteil: 
gefordert werden weltweite Askese, Rationierung, Planung und 
Steuerung, damit für jene und, über kurz oder lang, für uns alle 
ein menschenwürdiges Dasein überhaupt noch möglich ist. 
Grundbedürfnisse zu betonen heiß also auch, Überflußkonsum, 
Ressourcenvergeudung, parasitären Lebensstil festzustellen und 
abzustellen, heißt letztlich, elementarmenschliche Bedürftigkeit 
und massenhaftes Elend zum Ausgangspunkt und deren verläßli- 
che Überwindung zum Endpunkt aller Theorie und Praxis gesell- 
schaftlicher Entwicklung zu machen - nicht mehr und nicht weni- 
ger."20 

Die „Nord-Süd-Kommission" folgt in ihrem Bericht dem allge- 
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meinen Trend in der Diskussion von Entwicklungsstrategien. Sie 
versucht, wie Willy Brandt schreibt, „den fragwürdig gewordenen 
Begriff Entwicklung neu zu definieren". Dabei wolle sie loskom- 
men von der „ständigen Verwechslung zwischen Wachstum und 
Entwicklung" und sich mehr mit der „Qualität von Wachstum" be- 
fassen.2! „Entwicklung" soll dadurch menschliche Züge gewin- 
nen, so der Bericht selbst, daß in ihr nach der Befriedigung der 
„Grundbedürfnisse" gefragt wird. Und der von der Kommission 
dringlich befürwortete „Nord-Süd-Dialog" soll darauf abzielen, 
‚daß jede Gesellschaft die Möglichkeit erhält, sich ungehindert 
nach eigenen Wünschen zu entwickeln und die Grundbedürfnisse 
ihrer Menschen in annehmbarem Tempo zu befriedigen"?22. 


Weltweite Armenpflege 
oder Gesellschaftsveränderung? 


Jeder Kommunist wird die Forderung, menschliche Grundbedürf- 
nisse zu befriedigen, aus seinem humanistischen Engagement 
heraus voll unterstützen. In sozialistischen Staaten, darunter in 
der DDR, ist die Befriedigung der materiellen und geistigen Be- 
dürfnisse der Bürger zentrale Leitlinie der Wirtschafts- und So- 
zialpolitik. Und in der sozialistischen Gesellschaft gehört auch die 
tätige Solidarität mit Menschen in Entwicklungländern zum All- 
tag. 

Die von bürgerlichen Politikern und Ideologen geführte Diskus- 
sion zu den „Grundbedürfnissen" provoziert indessen Rückfra- 
gen. In einem sozialistischen Staat hat die Bedürfnisbefriedigung 
in den gegebenen Eigentums- und Machtverhältnissen ihre Vor- 
aussetzungen, aus denen heraus sie auch Inhalt und Profil ge- 
winnt. Doch wie sollen „Grundbedürfnisse" in Entwicklungslän- 
dern befriedigt werden? Bürgerliche Politiker und Ideologen er- 
zeugen den Eindruck, dies könne in einem „system- bzw. struktur- 
losen Raum" geschehen, wie Badal Sen Gupta formuliert.22 Doch 
solch einen Raum gibt es nicht. Realität sind Verhältnisse der ant- 
agonistischen Klassengesellschaft. Wer bestimmt unter ihren Be- 
dingungen, was „Grundbedürfnisse" sind? Wer hat ein Interesse 
daran, sie zu befriedigen? Wer urteilt über das Maß ihrer Befriedi- 
gung? So müßten, um konkret zu werden, nach einer Berechnung 
von Franz Nuscheler gemäß den von ihm angewandten Kriterien 
20 Prozent der Haushalte im tropischen Afrika ihren Anteil am 
Bruttosozialprodukt bis zum Jahr 2000 mehr als verdreifachen, 
um die „Grundbedürfnisse" ihrer Angehörigen zu befriedigen; im 
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nichtsozialistischen Teil Asiens und in den ärmeren Ländern La- 
teinamerikas müßte sich der genannte Anteil fast verdreifachen.?* 
Wer sorgt für diesen Wandel? — Fragen über Fragen. 

Menschliche Bedürfnisse sind wie der Mensch selbst eine ge- 
sellschaftliiche Größe. Sie sind deshalb nicht von vornherein ge- 
geben und ein für allemal feststehend, sondern in steter Entwick- 
lung begriffen. Der Mensch braucht, wie Karl Marx und Friedrich 
Engels zeigten?®, vor allem Essen und Trinken, Wohnung, Klei- 
dung und noch einiges andere. Seine erste geschichtliche Tat ist 
deshalb die Erzeugung der Mittel zur Befriedigung dieser Bedürf- 
nisse, das heißt die Produktion des materiellen Lebens. Dies ist, 
so Marx und Engels, eine geschichtliche Tat, die noch heute - 
wie vor Jahrtausenden - täglich und stündlich erfüllt werden 
muß, um die Menschen am Leben zu erhalten. Das befriedigte er- 
ste Bedürfnis, die Aktion und das schon erworbene Instrument 
der Befriedigung führten zu neuen Bedürfnissen. Hierbei entfaltet 
der Mensch seine Wesenskräfte, und zwar innerhalb einer histo- 
risch konkreten Produktionsweise. 


Wer Armen wirklich und auf Dauer helfen will, kann nicht in 
abstrakter Weise von ihren Bedürfnissen ausgehen. Der einzig 
wirklich Erfolg versprechende Ansatzpunkt hierfür sind die 
Produktionsverhältnisse, vor allem die Eigentumsverhältnisse. 
Denn aus ihnen ergeben sich die Ziele der Produktion. Wird 
produziert, wie in der antagonistischen Klassengesellschaft, 
damit die Ausbeuter sich ein Mehrprodukt aneignen? Oder 
dient die Produktion, wie im Sozialismus und Kommunismus, 
der Befriedigung menschlicher Bedürfnisse? 


Bedürfnisbefriedigung in Entwicklungsländern ist also nicht vor- 
aussetzungslos, sondern den jeweiligen gesamtgesellschaftli- 
chen Verhältnissen und Entwicklungen eingeordnet. Dort, wo 
sich Kapitalismus entwickelt, dient sie der Profitmaximierung des 
einheimischen Kapitals wie des internationalen Monopolkapitals. 
Oder wie ist es zu erklären, daß in einigen Entwicklungsländern 
die ausgefallensten Luxusgüter in Schaufenstern angepriesen 
werden, vor denen dann abends Obdachlose, Greise, alleinste- 
hende Frauen mit Kindern, ein Lager für die Nacht suchen, nur 
kümmerlich mit Pappe oder Papier gegen Witterungseinflüsse 
geschützt? Ein Bedürfnis kann sich hier nur Geltung verschaffen, 
wenn Zahlungskraft dahintersteht. Dieselben gesellschaftlichen 
Verhältnisse, die es profitabel machen, Luxusgüter für die Rei- 
chen zu importieren (zumeist sind es Importe) oder selbst herzu- 
stellen, lassen andere Menschen in Armut dahinvegetieren. 

Von hier aus erhebt sich die Frage nach der gesellschaftlichen 
Relevanz des Konzepts der „Grundbedürfnisse". Wie stehen 
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seine Verfechter zu den Vorgefundenen Gesellschaftsstrukturen? 
Was wollen sie in wessen Interesse mit der geforderten Bedürf- 
nisbefriedigung bewirken? 

Einander widersprechende Anliegen fließen in dem Konzept zu- 
sammen. Einerseits artikuliert sich in ihm der Protest kleinbür- 
gerlich-demokratischer Kräfte gegen die Folgen der Politik des 
Neokolonialismus und der einheimischen Reaktion in Entwick- 
lungsländern. Andererseits ist es von imperialistischer Seite aus 
als Zugeständnis gedacht; es soll die Völker der „dritten Welt" 
abhalten, ihre Interessen auf revolutionärem Weg durchzusetzen. 
Das Konzept insgesamt ist bürgerlich- beziehungsweise kleinbür- 
gerlich-reformistisch, das heißt, die in ihm gegebene Orientie- 
rung beläßt es bei Veränderungen innerhalb der antagonistischen 
Klassengesellschaft. Doch die unterschiedliichen Ausgangs- und 
Ansatzpunkte, die zu ihm führen, äußern sich in verschiedenarti- 
gen, ja gegensätzlichen Deutungen, die seine Vertreter geben 
und in denen sich allgemeine politisch-ideologische Richtungen 
reproduzieren. 

Da gibt es, so könnte man sie nennen, die Verfechter eines 
staatsmonopolistischen Reformismus. Sie wollen mit der von ih- 
nen befürworteten Bedürfnisbefriedigung eine Art weltweite Ar- 
menpflege praktizieren, um sozialen Explosivstoff soweit wie 
möglich auszuräumen. Zugleich gehen sie gegen vorkapitalisti- 
sche Verhältnisse wie Verhaltens- und Denkweisen an, um einer 
kapitalistischen Entwicklung den Weg zu ebnen. Im Zusammen- 
hang damit geben sich nicht wenige Vertreter dieser Richtung 
„aufgeklärt". Sie sprechen sich etwa für das Prinzip der „partici- 
pation" aus, womit eine Beteiligung der betroffenen Menschen 
an Entwicklungsmaßnahmen gemeint ist. Im Grunde geht es ih- 
nen darum, ein Verhalten zu stimulieren — darunter vornehmlich 
Eigeninitiative im eigenen engen Wirtschaftsbereich -, das die 
Praxis des Kapitalismus fördert. 

Die Weltbank unter McNamara und dessen Nachfolger Alden 
W. Clausen (seit 1981) folgt einem solchen Kurs. Ihre Strategie 
des „Investierens in die Armen" („investment in the poor") zielt 
vornehmlich darauf, arme Kleinbauern in den kapitalistischen 
Marktmechanismus einzubeziehen. Dadurch soll Bauernrevolten 
und -revolutionen die soziale Grundlage entzogen und dem kapi- 
talistischen System neue Potenzen zugeführt werden. (McNa- 
mara wollte so auf neue Weise die „Sicherheit des Westens" ga- 
rantieren helfen, die er zuvor in Vietnam mit Völkermord hatte 
„verteidigen" wollen.) 

So verstanden, löst das Konzept der „Grundbedürfnisse" frü- 
here Wachstumsstrategien nicht ab, sondern modifiziert sie le- 
diglich. Ist ein guternährter, gesunder, kräftiger, gebildeter und 
geschulter Arbeiter, so argumentieren etwa Paul Streeten und 
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Mabub ul Haag, nicht effizienter und besser motiviert als ein Arbei- 
ter, dessen „Grundbedürfnisse" nicht befriedigt werden??26 Der 
„Grundbedürfnisansatz", meinen beide Autoren, vermöge durch- 
aus höhere Wachstumsraten zu garantieren als die sogenannte 
Wachstumsstrategie. Streeten, ein geborener Wiener, Professor 
in Boston, meint: Ebenso wie Modeschöpfer zu verschiedenen 
Zeiten verschiedene Teile der weiblichen Anatomie hervorheben, 
zur Schau stellen und verbergen - obwohl vermutlich alle zu al- 
len Zeiten vorhanden sind -, so tendiere die Wirtschafts- und So- 
zialforschung dazu, sich zu verschiedenen Zeiten ausschließlich 
mit verschiedenen Aspekten der Variablen im sozialen System zu 
beschäftigen und andere zu vernachlässigen. Gewisse Themen 
oder Ansichten hätten zu einer gegebenen Zeit „sex appeal". Das 
„explosive Interesse an Gleichheit und Beschäftigung auf Kosten 
des Wirtschaftswachstums" könne als eine solche Mode betrach- 
tet werden.?2” Clarence Long, demokratischer Abgeordneter des 
USA-Kongresses aus Maryland, meinte 1978 zu McNamara, der 
zu diesem Zeitpunkt 10 Jahre Weltbankpräsident war: Unter den 
Präsidenten Kennedy und Johnson habe er, McNamara, „schon 
einmal einem staunenden und respektvollen Kongreß die große 
Legende von der erfolgreichen Vietnamisierung verkauft"; nun 
betätige er sich erneut als der Welt größter Täuschungskünstler 
und verkaufe Entwicklungserfolge, wo es nichts zu verkaufen 
gebe. An anderer Stelle ergänzte Long: „Während meiner eige- 
nen Reisen in über fünfzig Länder, in denen die Mehrheit der Ar- 
men dieser Welt lebt, habe ich bisher nie einen Beweis gesehen, 
daß die Multilateralen (Entwicklungsbanken) den ländlichen Ar- 
men geholfen haben oder dies auch nur versuchten. Milliarden 
Dollar wurden ausgegeben, um Millionäre zu schaffen, die nicht 
einmal Steuern zahlen."28 

Sozialreformisten betrachten ernsthafte soziale Reformen als 
Voraussetzung, um „Grundbedürfnisse" zu befriedigen. Im Zu- 
sammenhang damit werfen sie die Frage auf, ob, wie und in wel- 
chem Umfang Menschen zu mobilisieren sind, um hierbei, das 
heißt bei der Wahrnehmung eigener Belange, mitzuwirken. 

So verlangt der ILO-Report, die Konzeption der „Grundbedürf- 
nisse" im Zusammenhang mit der ökonomischen und sozialen 
Gesamtentwicklung einer Nation zu sehen. Sie ziele keinesfalls 
lediglich auf die Sicherung eines Existenzminimums, sondern 
müsse eingeordnet werden im Kontext der nationalen Unabhän- 
gigkeit, der Würde der Individuen und Völker und ihrer Freiheit, 
ihr Schicksal ohne Behinderung zu gestalten. Mit Blick auf diese 
Zielsetzung könnten sich Änderungen der Sozialstruktur als not- 
wendig erweisen.2? Erik Eckholm weist auf das Erfordernis hin, in 
vielen Entwicklungsländern „Reformen der Landverteilung und 
der Pachtbedingungen" durchzuführen, was oftmals verlange, 
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gegen Macht und Einfluß der Privilegierten anzugehen. Um sei- 
nen Standpunkt zu erhärten, führt er ein Beispiel aus dem vorre- 
volutionären Äthiopien an. Ein Programm zur Steigerung der Ern- 
teerträge in einer fruchtbaren Provinz, das von einer schwedi- 
schen Hilfsagentur initiiert worden sei, habe den Pächtern und 
Kleinbauern eine nennenswerte Produktionssteigerung gebracht 
- und ihnen im Endergebnis geschadet. Denn als die Großgrund- 
besitzer gesehen hätten, wie lukrativ moderne Landwirtschaft 
sein könne, hätten sie Tausende von Pächtern entlassen und 
Traktoren gekauft. Für die verbleibenden sei die Pachtzahlung 
von einem Drittel auf die Hälfte der Ernte heraufgesetzt worden, 
so daß die Grundbesitzer in jedem Fall vom Fortschritt den höhe- 
ren Nutzen gehabt hätten. Als dann noch die Bodenpreise ver- 
doppelt worden seien, hätten die Pächter jede Hoffnung verloren, 
das Land, das sie bebauten, einmal kaufen zu können.30 

Mit dem Stichwort „Grundbedürfnisse" werden indessen auch 
Vorstöße unternommen, die wesentliche Strukturen der antago- 
nistischen Klassengesellschaft in Frage stellen. In ihnen tritt eine 
mehr oder weniger ausgeprägte revolutionär-demokratische 
Orientierung zutage. 

Die Schöpfer des Bariloche-Modells meinen, daß nur radikale 
Veränderungen im gesellschaftlichen und internationalen Gefüge 
der gegenwärtigen Welt die Menschheit endgültig von Rückstän- 
digkeit und Unterdrückung befreien können. Sie sprechen sich 
für eine sozialistische Gesellschaft aus, „die auf Freiheit, Gleich- 
heit und voller Beteiligung aller Menschen an den gesellschaftli- 
chen Entscheidungen zu errichten ist". Sie fragen in diesem Zu- 
sammenhang, was der reale Sozialismus bisher geleistet hat. 
Ohne die Dialektik seiner Entwicklung voll zu verstehen, anerken- 
nen sie, daß die sozialistischen Staaten „Leistungen von echter 
historischer Tragweite" vollbracht haben. „In erster Linie haben 
sie durch Vergesellschaftung der Produktionsmittel eine der 
wichtigsten Strukturen beseitigt, auf die sich die soziale Un- 
gleichheit gründet. Daneben haben sie gezeigt, daß die Bemü- 
hungen um eine Befriedigung der Grundbedürfnisse der Mehr- 
heit der Bevölkerung dazu führen, daß sich der Lebensstandard 
einiger besonders rückständiger Völker in einem in der Ge- 
schichte bislang unbekannten Tempo verbessert." Das eigene 
Ideal der Autoren ist eine „Gleichheitsgesellschaft, sowohl in so- 
zialer wie in internationaler Beziehung". Es handle sich dabei um 
eine „Nicht Konsumgesellschaft". Die Produktion regele sich in 
ihr nach den Bedürfnissen, nicht nach dem Profit. Folge man ih- 
ren auf die Realisierbarkeit hin untersuchten Vorschlägen, so 
könne die gesamte Menschheit innerhalb von etwas mehr als ei- 
ner Generation zu einem angemessenen Lebensstandard gelan- 
gen.3! 
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Aufgrund seiner Zwiespältigkeit kann das Konzept der „Grund- 
bedürfnisse" in der Praxis unterschiedliche Wirkungen zeitigen. 


Unbestritten ist: Hunderte Millionen Menschen in Entwick- 
lungsländern brauchen heute, um zu überleben, was unter 
„Grundbedürfnissen" verstanden wird: Nahrung, Kleidung, 
Wohnung, Dienste im Gesundheits- und Bildungswesen. Das 
Konzept der „Grundbedürfnisse" macht auf der internationa- 
len Ebene wie in maßgeblichen Kreisen kapitalistischer Staa- 
ten und einer Reihe von Entwicklungsländern auf diese soziale 
Dimension von Entwicklung aufmerksam. Es kann Anregung 
sein - und als solche wäre es von großem Wert -, hier unmit- 
teibar zu helfen. 


Doch stößt das Konzept schon hier auf Grenzen, die in seinem 
Ansatz liegen. Die Menschen, die dies bisher noch nicht können, 
müssen in die Lage versetzt werden, ihre Bedürfnisse selbst zu 
befriedigen. Das ist der entscheidende Ausgangs- und Ansatz- 
punkt für eine als dynamischen Prozeß verstandene Bedürfnisbe- 
friedigung, in der menschliche Würde zunehmend zur Geltung 
kommt. Das aber schließt Veränderungen in den Eigentums- und 
Machtstrukturen ein, die das Konzept der „Grundbedürfnisse" in 
seiner vordergründigen Orientierung auf Bedürfnisse nicht ins 
Auge faßt. Der Humanismus, der in der Unmittelbarkeit seines 
Anliegens steckt, den Armen und Ärmsten in Entwicklungslän- 
dern zu helfen, sprengt deshalb, kommt die ihm innewohnende 
Logik zur Geltung, seinen Rahmen. Seine revolutionär-demokrati- 
schen Verfechter machen das deutlich, wenn sie Gesellschafts- 
veränderung in den Vordergrund rücken. 


Wird das Konzept der „Grundbedürfnisse" in den Rang einer 
Gesellschaftsstrategie erhoben, entpuppen sich seine verba- 
len Versprechungen als Heilsillusion. Faktisch hält es dazu an 
- ob seine Befürworter das übersehen oder nicht -, eine spon- 
tane Entwicklung von Kapitalismus zu begünstigen. Eine mög- 
liche partielle Minderung krasser sozialer Mißstände, die die 
Armen hinhält, geht dann einher mit einer Verbreiterung kapi- 
talistischerr Ausbeutungs- und Unterdrückungsverhältnisse, 
mithin mit einer Vergrößerung auch der Möglichkeiten impe- 
rialistischer Einflußnahme und neokolonialer Ausbeutung. 


In Entwicklungsländern stoßen Versuche, das Konzept der 
„Grundbedürfnisse" zur Entwicklungsstrategie zu erheben, folge- 
richtig auf Kritik. Patriotische und antiimperialistische Kräfte se- 
hen darin eine Einmischung in die inneren Angelegenheiten ihrer 
Länder. Sie sprechen den Verdacht aus, daß die Entwicklungslän- 
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der davon abgehalten werden sollen, entschlossen den Kampf für 
eine neue internationale Wirtschaftsordnung zu führen und die 
eigene Industrialisierung - als eine entscheidende Vorausset- 
zung zur Überwindung der überkommenen Rückständigkeit - 
möglichst rasch voranzutreiben. Die „Gruppe der 77" legte auf 
der V. UNCTAD-Tagung 1979 in Manila einen Resolutionsentwurf 
vor, der sich gegen Versuche wandte, „neue Konzepte, Normen 
und Prinzipien einzuführen wie die ‚basic needs'..."22. 


„Nord-Süd-Dialog“? 


Die Dialogbereitschaft, die imperialistische Staaten beziehungs- 
weise deren Politiker und Ideologen erkennen ließen, hat einen 
Vielschichtigen Hintergrund. Sie war nicht nur eine Reaktion dar- 
auf, daß die Entwicklungsländer durch ihr kollektives Auftreten 
international stärkere Positionen gewonnen hatten. Die imperiali- 
stische Seite wurde zunehmend mit Krisenerscheinungen ver- 
schiedener Art konfrontiert. Da hoffte sie, mit Hilfe der Entwick- 
lungsländer einige Probleme ausräumen oder zumindest mildern 
zu können. 

Bürgerliche Politiker und Ideologen sprachen im Zusammen- 
hang damit programmatisch von „interdependence", das heißt 
von „gegenseitiger Abhängigkeit". Sie meinten: Entwicklungslän- 
der und industriell entwickelte Länder sind aufeinander angewie- 
sen; beide Seiten sollen deshalb nicht in Konfrontation zueinan- 
der gehen, sondern miteinander verhandeln, um zu gemeinsa- 
men Entschlüssen zu kommen. 

Der RIO-Bericht beispielsweise fordert - als Therapie für die 
von ihm diagnostizierte „mißliche Lage der Menschheit" 
„grundlegende institutionelle Reformen, die auf der Erkenntnis 
gemeinsamer Interessen und gegenseitiger Beziehungen einer 
zunehmend interdependenten Welt basieren". „Erforderlich ist 
eine neue internationale Ordnung, in der alle aus dem Wandel 
Nutzen ziehen würden."33 

Der Bericht der „Nord-Süd-Kommission" befürwortet eindring- 
lich den Dialog zwischen „Nord" und „Süd". In ihm soll das ge- 
meinsame Interesse der Beteiligten an Frieden, Ausgleich und Ar- 
beitsplätzen zur Geltung kommen. Partnerschaft sei gefragt. Fun- 
damentale Veränderungen in der Weltwirtschaft müßten dazu 
beitragen, daß die Entwicklungsländer auf eigenen Füßen stehen 
können, während die Länder des Nordens angesichts der zuneh- 
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menden Verflechtung mit dem Süden eine internationale Wirt- 
schaftsreform für die Sicherung ihres künftigen Wohlstandes 
brauchten.34 

Jean-Jacques Servan-Schreiber, ein französischer Politiker 
und Journalist, der schon wiederholt Alarm schlug, um in der ka- 
pitalistischen Welt vor drohenden Gefahren zu warnen - 1967 
sah er Westeuropa durch die USA herausgefordert?5 -, bezeich- 
net es als „totale Herausforderung" für die „Industriestaaten", ein 
„partnerschaftliches Verhältnis" zur „dritten Welt" zu finden. Die 
einzige Alternative dazu sei die Katastrophe für alle Beteiligten. 
Die „reichen Länder" näherten sich, kapitalentleert, krisenge- 
schüttelt, von inneren Zwistigkeiten zerrissen, „der Grenze ihrer 
Entwicklungsfähigkeit". Das könnten sie nicht vertragen. „Die ar- 
men Länder wiederum stehen vor dem Untergang. Die unzähli- 
gen ideologischen Meinungsverschiedenheiten und die Konflikte 
der Dritten Welt heben sich verschwommen von dieser neuen 
und lähmenden Wirklichkeit ab, dem Sturz in das absolute 
Elend."36 

Praktizierter „Nord-Süd-Dialog" war es, als sich vom Dezember 
1975 bis zum Juni 1977 in Paris 27 Teilnehmer, davon 19 aus der 
„dritten Welt" und 8 aus entwickelten kapitalistischen Staaten, zu 
einer Konferenz über internationale ökonomische Zusammenar- 
beit trafen. Für ihre Arbeit schufen sie 4 Kommissionen, die sich 
mit Fragen der Energie, der Rohstoffe, der Entwicklung und der 
Finanzen zu befassen hatten. Gleich zu Beginn der Konferenz 
kam es zu Auseinandersetzungen. Henry Kissinger, der USA-Ver- 
treter, machte für die weltweite Rezession und die eskalierende 
Inflation das sprunghafte Ansteigen der Erdölpreise während der 
vorangegangenen beiden Jahre verantwortlich. Die Vertreter des 
Iran, Algeriens und des Irak widersprachen ihm; die Probleme, 
mit denen man konfrontiert sei, würden durch den industrialisier- 
ten Westen heraufbeschworen.3” Zu nennenswerten Ergebnissen 
gelangte die Konferenz ungeachtet ihrer Dauer nicht. 

Die Beteiligten verknüpfen mit dem, was sie „Nord-Süd-Dia- 
log" nennen, unterschiedliche Vorstellungen und Erwartungen. 


Entwicklungsländer sehen eine Chance, ihre Positionen in der 
kapitalistischen Weltwirtschaft zumindest partiell zu verbes- 
sern. Die wollen sie nutzen. Sie stoßen dabei auf den Wider- 
stand der imperialistischen Staaten, die zwar in der Minder- 
heit sind, wirtschaftlich jedoch ein Übergewicht besitzen. 
Doch operiert ihr Gegner wiederum auch nicht einheitlich. 
Während konservative Kräfte auf der imperialistischen Seite 
grundsätzlich alles beim alten belassen wollen, sind Reformi- 
sten zu gewissen Zugeständnissen bereit. 

Was Entwicklungsländer angesichts dieser Situation errei- 
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chen, hängt wesentlich von ihrer Einigkeit und der Konse- 
quenz ihres gemeinsamen Vorgehens ab. 


Differenzen auf der Gegenseite können ihnen dabei zugute kom- 
men. Gewiß, wenn Reformisten in imperialistischen Staaten Re- 
formvorschläge machen, so haben sie dabei in erster Linie die 
Stabilisierung des Kapitalismus im Auge. Doch sollen fortschritt- 
liche Politiker in Entwicklungsländern deshalb diese Vorschläge 
von vornherein ablehnen? Eine Reform hat, wenn sie den Namen 
verdient, positive Aspekte im Sinn einer Vorwärtsbewegung. Was 
Reformisten mit ihr beabsichtigen, ist eine Sache, was im Klas- 
senkampf aus ihr wird, kann eine andere sein. 

Zu berücksichtigen ist, daß Vertreter des Sozialreformismus, 
und hauptsächlich um sie geht es, widersprüchliche Bestrebun- 
gen verkörpern. Sie verfechten grundsätzlich eine bürgerliche Li- 
nie in der Arbeiterbewegung. Doch das können sie nur dann auf 
Dauer mit Erfolg, wenn sie bis zu einem gewissen Grad Belangen 
der Werktätigen und, dies kommt in den letzten Jahren hinzu, der 
Entwicklungsländer Rechnung tragen. 


Demagogie ist im Spiel, wenn bürgerliche Politiker und Ideolo- 
gen sozialistische Staaten auffordern, sich am „Nord-Süd-Dia- 
log" zu beteiligen. Dadurch möchten sie die Entwickiungslän- 
der davon abbringen, ihre berechtigten Forderungen an die 
richtige Adresse zu richten. Imperialistische Staaten waren es, 
die als Kolonialmächte die Kolonien und Halbkolonien aus- 
plünderten, dort Armut zurückließen und bei sich Reichtum 
anhäuften. Heute setzen sie im Neokolonialismus die Ausbeu- 
tung der Entwicklungsländer fort. Und von ihrem, dem kapitali- 
stischen Wirtschaftssystem gehen die Krisenerscheinungen 
aus, die den Entwicklungsländern schwer zu schaffen machen. 
Da ist es nur berechtigt, wenn letztere von imperialistischen 
Staaten verlangen, von den riesigen Schäden, die diese verur- 
sacht haben und verursachen, wenigstens einiges wiedergut- 
zumachen. 


Ronald Reagan: 
„Handel statt Hilfe“ 


In der eisigen Luft des kalten Krieges, der durch die Konfronta- 
tionspolitik imperialistischer Staaten heraufbeschworen wird, hat 
der „Dialog" kaum eine Chance. Imperialistische Staaten, voran 
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die USA, setzten auch Entwicklungsländern gegenüber, sobald 
diese eigene Belange geltend machen, in den letzten Jahren zu- 
nehmend auf Konfrontation. 

Einflußreiche Politiker und Wissenschaftler der USA fordern 
unumwunden dazu auf, die Entwicklungsländer grundsätzlich in 
ihrer Situation zu belassen. Sie müßten gezwungen werden, so 
Fred Bergsten, „die nötige Geduld aufzubringen, um Schritte zu 
akzeptieren, die nicht gleich alle ihre Forderungen erfüllen". Die 
Vorschläge und Rhetorik des Berichts der „Nord-Süd-Kommis- 
sion" seien im Zusammenhang damit zum Teil ohne jeden Nut- 
zen. „Die ständige Wiederholung der ermüdenden (und geistig 
armen) Ermahnungen an die Industrieländer, einen willkürlich 
festgesetzten Anteil ihres Bruttosozialprodukts für stark verbil- 
lige Auslandshilfe bereitzustellen und diesen Anteil bis zum 
Ende des Jahrhunderts sogar noch zu erhöhen, wird bei den mei- 
sten Geberländern nur Ärger hervorrufen."3® Robert W. Tucker 
meint, der Fortbestand globaler Armut und globalen Hungers 
würde den Weltfrieden heute nicht ernsthaft bedrohen. Erst 
wenn sich der Lebensstandard der Armen erhöhe, könnten sie 
gefährliche Forderungen stellen. Deshalb müsse man damit rech- 
nen, „daß der Imperativ der Entwicklung - ... gleich welchen Kon- 
sens er im Prinzip auch finden mag - einen akuten und perma- 
nenten Konfliktherd erzeugen wird"39. 

National wie international, so die Empfehlung von imperialisti- 
scher Seite - vor allem der in Chicago lebende Ökonom Milton 
Friedman und seine Schüler, die „Chicago-Boys", tragen sie vor -, 
sollen die Entwicklungsländer der „Magie des Marktes" ver- 
trauen. Im Land sollen sie eine „angebotsorientierte" Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik betreiben, wie sie die Herrschenden in 
den USA praktizieren und für die der Name „Reaganomics" ge- 
prägt wurde. Die „Industrieländer" wiederum sind gefordert, so 
Margaret Thatcher, britischer Premierminister, ein höheres Wirt- 
schaftswachstum zu erreichen und ihre Märkte den Entwick- 
lungsländern weiter zu öffnen. Auf der vorerst letzten „Nord- 
Süd-Konferenz" 1981 in Cancun (Mexiko) setzte sich USA-Präsi- 
dent Ronald Reagan für den „Freihandel" ein. Seine Formel: 
„Handel statt Hilfe" (Trade, not aid).*! 

Die kapitalistische Wirtschaft in ihrer Spontaneität und Anar- 
chie soll sich so frei entfalten können. Für die internationale 
Ebene bedeutet das: Der Stärkere bestimmt, welche Waren in 
welchen Mengen und zu welchen Preisen an welche Länder gelie- 
fert werden, was die Entwicklungsländer weitgehend dem Diktat 
imperialistischer Mächte unterwirft. Die Konsequenzen im natio- 
nalen Rahmen: Die ohnehin Reichen können sich, wie das Bei- 
spiel Chile zeigt, wo die „Reaganomics" nach USA-Beispiel und 
mit Beratern aus den Reihen der „Chicago-Boys" praktiziert wer- 
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den, noch weiter bereichern. Den Armen bleibt die Hoffnung auf 
den als Programmatik schon tot gewähnten „trickle down"-Effekt, 
das heißt darauf, daß von den Tischen der Reichen schon einige 
Brosamen für sie herabfallen werden. (In Chile ging unter dem Pi- 
nochet-Regime die jährliche Getreideernte auf die Hälfte zurück. 
Der Anteil der Werktätigen am Nationaleinkommen sank von 60 
auf 40 Prozent. Mehr als 30 Prozent der erwerbsfähigen Bevölke- 
rung sind arbeitslos.*2) 

Ansonsten gibt es für die USA unter den Entwicklungsländern, 
das entspricht ihrem Konfrontationskurs, nur Freunde und 
Feinde. Allein Freunde - eigentlich müßte man diesen Begriff in 
Anführungszeichen setzen, denn Reagan läßt als solche nur Va- 
sallen gelten - können mit „Entwicklungshilfe" rechnen, mit Mili- 
tärhilfe vor allem (die Ausgaben dafür wurden beträchtlich er- 
höht), um die ‚freie Welt" verteidigen zu helfen. Im Zusammen- 
hang damit geben die USA weniger Mittel als zuvor für multilate- 
rale Organisationen und Entwicklungsagenturen, sondern setzen 
mehr auf bilaterale Beziehungen, um die „Hilfs'empfänger unter 
dem Gesichtspunkt ihrer „Würdigkeit" selbst aussuchen zu kön- 
nen.“ Den Feinden ist erbarmungsloser Kampf angesagt. Ihnen 
gegenüber werden wirtschaftliche Erpressung, Terror und militä- 
rische Intervention angewandt. (Mit Blick auf diese Entwicklung 
ist in jüngster Zeit von einer Militarisierung des Neokolonialismus 
die Rede.) 

Wissenschaftler, die sich um die Zukunft der Entwicklungslän- 
der sorgen, zeigen sich da skeptisch gegenüber den Möglichkei- 
ten des „Nord-Süd-Dialogs". 

„Ich selbst bin der Meinung, daß die kommenden 20 Jahre von 
Nord-Süd-Verhandlungen weder bedeutsamer noch ergebnisrei- 
cher sein werden als die vergangenen 20 Jahre", schreibt Imma- 
nuel Wallerstein, ein USA-Ökonom. „Ein Appell der Liberalen un- 
ter den Mächtigen an ihresgleichen, Reformen durchzuführen im 
Interesse von Gleichheit, Gerechtigkeit und Abwendung von 
Schlimmerem, hat in den vergangenen Jahrhunderten nie irgend- 
ein erkennbares Resultat hervorgerufen, ausgenommen im Ge- 
folge direkten und gewaltsamen Aufbegehrens der Unterdrück- 
ten, und er wird heute auch keine stärkere Wirkung zeigen."** 

Amilcar ©. Herrera, Argentinien, er leitete das Bariloche-Pro- 
jekt, meint: „Tatsache ist, daß die wirtschaftlichen und machtpo- 
litischen Interessen des Südens und des Nordens sich nicht er- 
gänzen, sondern einander gegenüberstehen." Deshalb seien die 
Möglichkeiten für einen echten Nord-Süd-Dialog sehr gering. 
„Mit anderen Worten, wenn die Länder des Südens sich nicht 
selbst helfen, wird keiner ihnen helfen."#5 

Obwohl sich die „Nord-Süd-Kommission" nach Erstattung ih- 
res Berichts 1980 formal aufgelöst hatte, trat sie, alarmiert durch 
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die andauernden Krisenerscheinungen in der kapitalistischen 
Weltwirtschaft, die Ergebnislosigkeit des Gipfeltreffens in Can- 
cun und die sich verstärkende Kriegsgefahr, 1982 erneut zusam- 
men. Anfang 1983 legte sie einen zweiten Bericht unter dem Titel 
„Hilfe in der Weltkrise" vor. In einer Einleitung warnt Willy Brandt 
vor möglichen Katastrophen. „Wir befinden uns in einer bisher 
einmaligen Lage", schreibt er. „Niemals zuvor stand das Überle- 
ben der Menschheit als solcher in Frage; nie zuvor war die 
Menschheit in der Lage, sich selbst auszurotten, nicht nur als 
denkbares Ergebnis eines weltweiten Wettrüstens, sondern auch 
als Ergebnis unkontrollierter Ausbeutung und Zerstörung der Um- 
welt, der Ressourcen der Welt. Wir könnten uns gar zu Tode rü- 
sten, ohne daß wir je Krieg führen: indem wir unsere Volkswirt- 
schaften erdrosseln und es heute versäumen, in die Zukunft zu 
investieren."4#6 Sofortmaßnahmen, bei denen es um die Aufstok- 
kung der Finanzhilfe für Entwicklungsländer sowie um Vor- 
schläge zur Veränderung der Bedingungen im Welthandel geht, 
sollen das Schlimmste verhindern. 
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Kurs Antiimperialismus 


Die bedrückende Alltäglichkeit von Armut in Entwicklungsländern 
kann dazu verführen - und manche bürgerlichen und kleinbürger- 
lichen Politiker erliegen dieser Verführung ihre Überwindung 
programmatisch so in den Vordergrund zu rücken, daß daraus 
eine isolierte Aufgabenstellung wird. Erfolgversprechend ist das 
nicht. Armut in Entwicklungsländern hängt nämlich mit imperiali- 
stischer Ausbeutung zusammen. Ihre Existenz verweist auf den 
tiefen und unüberbrückbaren Widerspruch zwischen den Völkern 
der „dritten Welt" und dem Imperialismus. Ihre Überwindung ver- 
langt - als wichtigste Aufgabe in der zweiten Etappe des Kamp- 
fes um nationale Befreiung - die Zurückdrängung und schließli- 
che Beseitigung neokolonialer Abhängigkeiten, und zwar auf in- 
ternationaler wie auf nationaler Ebene. 

Die gewaltigen antiimperialistischen Potenzen, die dazu erfor- 
derlich sind, erwachsen aus dem Widerspruch selbst, um den es 
geht, konkret daraus, daß Menschen in Entwicklungsländern ihre 
Lebensinteressen nur wahrnehmen können, wenn sie den Impe- 
rialismus bekämpfen. 

Und dieser Kampf, gerichtet auf Gleichberechtigung in den in- 
ternationalen politischen und ökonomischen Beziehungen, findet 
statt. Er wird geführt von der Bewegung der Nichtpaktgebunde- 
nen, die gegenwärtig über 100 Mitglieder zählt. Er äußert sich im 
Ringen um ein Neue Internationale Wirtschaftsordnung. 

Angesichts der Verschärfung der internationalen Lage, die von 
der aggressiven Politik und der Hochrüstung imperialistischer 
Staaten, vornehmlich der USA, ausgeht, steht auch für Entwick- 
lungsländer die Friedenssicherung im Vordergrund. Es geht hier 
ums Überleben der Menschen, aber auch um Entwicklung. Nicht 
nur, daß ein Weltkrieg alle Bemühungen um Überwindung von 
Rückständigkeit und Armut zunichte machen würde; der Frie- 
denskampf ist gerichtet gegen genau dieselben imperialistischen 
Kräfte, die von der Ausbeutung der Entwicklungsländer profitie- 
ren. Und Rüstungsbegrenzung und Abrüstung, wie sie sozialisti- 
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schen Staaten und andere Friedenskräfte fordern, würden gewal- 
tige Mittel freisetzen, von denen ein beträchtlicher Teil zur Lö- 
sung von Entwicklungsaufgaben verwandt werden könnte. Umge- 
kehrt: Dreht sich die Rüstungsspirale weiter, hat das für die Ent- 
wicklungsländer verheerende Folgen. Nicht nur, daß sie wach- 
sende Lasten zu tragen hätten. Es käme nicht zu der internationa- 
len Kooperation, die unumgänglich ist, die Bewältigung ihrer 
brennenden und gewaltigen Probleme in Angriff zu nehmen. 

Die Teilnehmerstaaten des Warschauer Vertrags haben in der 
Politischen Deklaration, die sie am 5. Januar 1983 in Prag verab- 
schiedeten, eine strategische Orientierung vorgelegt, die in ihrer 
Verknüpfung der Friedensfrage mit weiteren Menschheitsproble- 
men den Interessen aller friedliebenden Kräfte in der Welt ent- 
spricht. „Ende des 20. Jahrhunderts stehen vor der Menschheit 
akute globale Probleme sozialökonomischer, demographischer 
und ökologischer Natur", stellen sie fest. „Beim heutigen Stand 
der Produktivkräfte, der Wissenschaft und Technik in der Welt 
sind die erforderlichen materiellen und geistigen Ressourcen vor- 
handen, um diese grandiosen Probleme praktisch zu lösen. Eine 
diesen Zwecken dienende internationale Zusammenarbeit wird 
jedoch durch die Kräfte der Reaktion behindert. Sie sind darauf 
aus, die Rückständigkeit ganzer Kontinente zu erhalten, die Staa- 
ten untereinander zu entzweien und sie in Konfrontation gegen- 
einander zu bringen." Im Mittelpunkt des Kampfes für die Verhin- 
derung eines Krieges steht die Aufgabe, heißt es in der „Politi- 
schen Deklaration", das Wettrüsten zu zügeln und zur Abrüstung, 
besonders auf nuklearem Gebiet, überzugehen. „Die auf der Ta- 
gung vertretenen Staaten unterstreichen mit allem Nachdruck, 
daß alle Erwägungen, einen Kernwaffenkrieg vom Zaune zu bre- 
chen und ihn zu gewinnen, jeder Vernunft hohnsprechen. In ei- 
nem Kernwaffenkrieg, würde er entfesselt, kann es keine Sieger 
geben. Er würde unausweichlich zum Untergang ganzer Völker, 
zu kolossalen Zerstörungen und katastrophalen Folgen für die Zi- 
vilisation und das Leben auf der Erde überhaupt führen."? 

Die Teilnehmerstaaten des Warschauer Vertrags betonten, daß 
die Beseitigung bestehender und die Verhinderung neuer militäri- 
scher Konflikte in Asien, Afrika und Lateinamerika maßgebend 
zur Gesundung der Weltlage beitragen kann. Dazu sei es unerläß- 
lich, „alle Überreste des Kolonialismus und Rassismus endgültig 
zu beseitigen und auf eine Politik des Neokolonialismus, der Un- 
terdrückung und Ausbeutung anderer Völker zu verzichten". Die 
Tagungsteilnehmer brachten im Zusammenhang damit ihre Über- 
zeugung zum Ausdruck, „daß die Erhaltung des Weltfriedens 
heute untrennbar mit der Anerkennung der Gleichberechtigung 
aller Völker und Staaten verbunden ist". „Ein dauerhafter Frieden 
kann nur ein gerechter Frieden sein, in dem jeder Staat die legiti- 
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men Rechte und Interessen aller anderen anerkennt und achtet."3 

Die Sicherung des Friedens ist so, wie Kurt Hager formuliert, 
auf direkte Weise mit dem gesellschaftlichen Fortschritt ver- 
knüpft. „Man kann von einer verstärkten Ausprägung des sozia- 
len Inhalts des Kampfes um den Frieden sprechen. Andererseits 
erhält die Friedensfrage in den Kämpfen für sozialen Fortschritt 
in unserer Zeit einen völlig neuen Stellenwert: Nur im Frieden ist 
sozialer Fortschritt möglich."* 


Antiimperialismus - das ist der Kurs, der die Völker der Ent- 
wicklungsländer zu Frieden, Unabhängigkeit und gesellschaft- 
lichem Fortschritt führt. 


Bandung und die 
Nichtpaktgebundenheit 


Bandung, Indonesien, 18. April 1955. Die Stadt trug noch Spuren 
der niederländischen Kolonialherrschaft, die dreieinhalb Jahrhun- 
derte gedauert hatte. Die Regierung hatte sie notdürftig zu tilgen 
gesucht: Straßen waren gereinigt, Häuser verputzt, Bettler und 
Prostituierte entfernt worden. In der Merdeka Hall, der Halle der 
Freiheit, dem ehemaligen Kolonialklub, begann eine internatio- 
nale Konferenz. 29 souveräne afrikanische und asiatische Staaten 
waren vertreten, darunter sozialistische, nichtpaktgebundene 
und solche, die imperialistischen Militärpakten angehörten. Sie 
repräsentierten insgesamt 1,5 Milliarden Menschen. 

„Das Wort haben die Stummen in der Welt!" erklärte Achmed 
Sukarno, Indonesiens Staatspräsident, zu Konferenzbeginn.S 

Die Völker Asiens und Afrikas waren zu keinem Zeitpunkt - ihr 
antikolonialer Kampf bewies es — stumm gewesen. Doch die Ko- 
lonialmächte hatten versucht, sie zum Schweigen zu bringen. 
Vergeblich, wie sich jetzt zeigte. 

Zwischen den Politikern, die sich in Bandung zusammengefun- 
den hatten - Prominente unter ihnen waren Nasser, Nehru, 
Tschou En-lai, damals Ministerpräsident der VR China -, gab es 
Meinungsverschiedenheiten. Es kam zu teilweise temperament- 
voll geführten Auseinandersetzungen. Doch als die Konferenz am 
24. April zu Ende ging, hatten sich diejenigen durchgesetzt, die 
antikoloniale Positionen bezogen sowie die Prinzipien der friedli- 
chen Koexistenz und die Idee der Nichtpaktgebundenheit ver- 
fochten. Ihr Anliegen wurde in den 10 Prinzipien von Bandung 
niedergeschrieben.® 
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Achmed Sukarno, indonesischer Staatspräsident von 1945 bis 1968, bei 
der Eröffnung der Bandung-Konferenz 


Die Bandungkonferenz war ein Ereignis von welthistorischem 
Format. Sie erschloß neue Potenzen und setzte Maßstäbe im 
antikolonialen und antiimperialistischen Kampf. Bandung, der 
Konferenzort, symbolisierte fortan ihre Ideen und Impulse. 


Doch was da plötzlich ins Rampenlicht der Weltöffentlichkeit 
trat - es hatte seine Vorgeschichte. 

Indiens Führer hatten sich schon früh dazu entschlossen, eine 
Politik der Nichtpaktgebundenheit zu betreiben. Nehru bekundete 
am 7. September 1946, also noch zur Zeit der britischen Kolonial- 
herrschaft, seine Entschlossenheit, sein Land nach Erlangung der 
Unabhängigkeit von einer Machtpolitik der Gruppen, die in der 
Vergangenheit zu Weltkriegen geführt habe, fernzuhalten.” Wäh- 
rend seiner Mitarbeit im 1947 geschaffenen Palästina-Sonderaus- 
schuß der UNO (UNSCOP) sammelte Indien erste Erfahrungen 
auf der internationalen Ebene - und sah sich in seinem Vorsatz 
bestätigt, eine eigenständige, vom Imperialismus unabhängige 
Politik zu betreiben, die seinen nationalen Interessen entspricht 
und anderen Nationen und Nationalstaaten als Beispiel dienen 
kann.® In einer Ansprache in der Columbia-Universität (USA) am 
17. Oktober 1949 nannte Nehru als eins der Hauptziele der indi- 
schen Außenpolitik „das Bemühen um den Frieden" durch ein 
„unabhängiges Herangehen an jede kontroverse oder umstrittene 
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Jawaharlal Nehru (rechts) und Krishna Menon prägten den Begriff der 
„Nichtpaktgebundenheit“. 


Frage". Er weigerte sich, indische Truppeneinheiten im Rahmen 
von „UNO-Streitkräften" im Koreakrieg einzusetzen, da es sich 
dabei faktisch um USA-Aggressionstruppen handle. Die Bom- 
ben, die auf Korea fielen, könnten genausogut Neu-Delhi, Bom- 
bay oder Kalkutta treffen, erklärte er, da die USA mit allen Mit- 
teln versuchten, ihre Vormachtstellung in Asien zu erhalten. '? 

Am 3. Juni 1954 schlossen China und Indien ein Grenzabkom- 
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men über Tibet ab. In der Präambel dazu fixierten beide Staaten 5 
Prinzipien, die als „Pancha Shila" bekannt wurden. Sie verlangen: 
(1) gegenseitige Achtung der territorialen Integrität und der Sou- 
veränität des anderen; (2) gegenseitiger Nichtangriff; (3) gegen- 
seitige Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten des an- 
deren; (4) Gleichheit und gegenseitiger Nutzen; (5) friedliche 
Koexistenz.!! Diese Prinzipien fanden rasch international Anerken- 
nung und gingen substantiell in die 10 Prinzipien von Bandung 
ein. 

Den Begriff „Nichtpaktgebundenheit" („non-alignment") präg- 
ten Nehru und Krishna Menon (1897-1974) zu Beginn der fünfzi- 
ger Jahre.!2 

Doch war das für ein politisches Programm nicht eine ziemlich 
allgemeine, zudem noch negative Bestimmung? 

Seine Verfechter bekundeten mit dem Begriff ursprünglich die 
Absicht, keinem der beiden existierenden „Blöcke", weder dem 
imperialistischen noch dem sozialistischen, beizutreten, im Inter- 
esse der unmittelbar Beteiligten wie der gesamten Menschheit. 
Im Zusammenhang damit war und ist auch von „Blockfreiheit" 
die Rede. Doch diese Bekundungen können nur im Zusammen- 
hang mit der damaligen historischen Situation verstanden wer- 
den. Imperialistische Mächte wollten die Staaten, die aus dem 
antikolonialen Kampf hervorgingen, durch militärische Paktbin- 
dungen in den kalten Krieg gegen den Sozialismus und die Sache 
der nationalen Befreiung einbeziehen. Die USA und Großbritan- 
nien entwickelten 1952 den Plan einer Verteidigungsorganisation 
für den Mittleren Osten (Middle East Defense Organization - 
MEDO), nachdem der Versuch, Nationalstaaten sowie Australien 
und Neuseeland mit dem Mittelostkommando (Middle East Com- 
mand) unmittelbar in die NATO-Konzeption und -Planung einzu- 
ordnen, gescheitert war. J. F. Dulles reiste, um für dieses Projekt 
zu werben, im Mai 1953 durch 12 Staaten des Nahen Ostens und 
Südasiens - doch ohne Erfolg. Daraufhin versuchten es imperiali- 
stische Mächte mit dem Bagdadpakt. Er nahm Anfang 1955 Ge- 
stalt an, als Irak und die Türkei, also ein Mitglied der Arabischen 
Liga und ein NATO-Mitglied, einen Bündnisvertrag abschlossen. 
Dem Pakt traten ferner Großbritannien, Pakistan und Iran bei, 
während die USA sich partiell an ihm beteiligten. Doch daraus 
wurde wieder ein Mißerfolg. Kein weiterer arabischer Staat 
schloß sich dem Pakt an, obwohl einige, vor allem Jordanien, 
starkem Druck ausgesetzt waren. 1958 verließ Irak den Pakt, der 
daraufhin in CENTO umbenannt wurde. 


Die Ablehnung jeder Blockbindung war und blieb so von der 
Sache her gegen den Imperialismus gerichtet, mithin eine 
konstruktive, antiimperialistische Politik, deren Konzipierung 
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und Verfechtung von Mut und Weitsicht zeugte. Um das Kon- 
struktive der eigenen Position zu betonen, wurde und wird von 
ihren Vertretern auch von „positiver” oder „aktiver Neutralität" 
gesprochen. 


Warum, könnte gefragt werden, schlossen die Staaten, die aus 
dem antikolonialen Kampf hervorgingen, nicht Bündnisse mit so- 
zialistischen Staaten? Dadurch hätten sie doch einen festen 
Rückhalt im Kampf gegen den Imperialismus gewonnen? 

Diese Frage wäre in ihrer Logik zwingend, doch ginge der, der 
sie stellen würde, an den realen Gegebenheiten vorbei. In den 
neuen Staaten, soweit sie nicht sozialistisch wurden, standen 
bürgerliche beziehungsweise kleinbürgerliiche Kräfte an der 
Spitze. Sie wollten Unabhängigkeit, deshalb wandten sie sich ge- 
gen den Imperialismus. Doch aufgrund ihrer Klassenposition 
konnten sie sich nicht eindeutig und konsequent auf die Seite so- 
zialistischer Staaten stellen. Sie nutzten den größeren Bewe- 
gungsraum, den der reale Sozialismus und seine wachsende 
Stärke ihnen verschaffte, ohne das in jedem Fall klar zu sehen 
oder daraus für ihr Verhalten in der internationalen Arena Ver- 
pflichtungen herzuleiten. 

Daraus ergibt sich die auf den ersten Blick eigenartig anmu- 
tende Situation: Staaten, die aus dem antiimperialistischen 
Kampf hervorgingen, in dem sie die Unterstützung sozialistischer 
Staaten hatten und haben, nehmen im weltweiten Ringen zwi- 
schen Sozialismus und Imperialismus eine Position ein, die sich 
vordergründig beiden Seiten gegenüber abzugrenzen sucht. Mit 
dieser Haltung gerade wollen sie ein besonderes Gewicht in der 
internationalen Arena erlangen. So erklärte Nasser, als er 1958 
Kwame Nkrumah in Kairo begrüßte: „Würden wir an einen der 
Blöcke gebunden sein, wären wir nichts weiter als ein bedeu- 
tungsloser Anhang, dessen Wort keinerlei Einfluß haben würde. 
Eine selbständige Politik, begründet auf Nichtpaktgebundenheit 
und positiven Neutralismus, wird demgegenüber aus unseren 
Ländern eine starke Kraft machen, die ihren eigenen Standpunkt 
vertreten kann. Solch einer Position wird man überall in der Welt 
mit Respekt begegnen."'3 

Zu Beginn der sechziger Jahre nahm die Bewegung der Nicht- 
paktgebundenen im eigentlichen Sinn Gestalt an. Neben Nasser 
und Nehru hatte Josip Broz Tito hieran besonderen Anteil. 

Im Juni 1961 wurde auf einer Außenministerkonferenz in Kairo 
der Versuch unternommen, „Nichtpaktgebundenheit" näher zu 
bestimmen. Die Außenminister einigten sich auf 5 Prinzipien: 

(1) Ein Land sollte eine unabhängige Politik betreiben, gegrün- 
det auf friedliche Koexistenz und Nichtpaktgebundenheit, oder es 
sollte eine solche Politik erstreben. 
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(2) Es sollte durchweg Bewegungen für nationale Unabhängig- 
keit unterstützen. 

(3) Es sollte nicht Mitglied multilateraler militärischer Allianzen 
sein, die in Konflikte der Großmächte einbezogen sind. 

(4) Wenn es Militärbasen gewährt, sollten diese Konzessionen 
nicht im Zusammenhang mit Konflikten der Großmächte ge- 
macht werden. 

(5) Wenn es Mitglied eines bilateralen oder regionalen Vertei- 
digungsabkommens ist, sollte dieses nicht mit Konflikten der 
Großmächte im Zusammenhang stehen. '* 

Vom 1. bis 6. September 1961, zu einer Zeit also, als der kalte 
Krieg noch herrschte, trat in Belgrad die erste Gipfelkonferenz 
der Nichtpaktgebundenen zusammen. Auf ihr waren 25 Staaten 
vertreten, darunter 8 asiatische, 14 afrikanische, 2 europäische 
und 1 lateinamerikanischer. Die Konferenzteilnehmer billigten die 
zuvor im Juni von ihren Außenministern erarbeiteten Prinzipien 
der Nichtpaktgebundenheit. Sie waren überzeugt, wie sie in einer 
Deklaration formulierten, „daß unter den gegenwärtigen Bedin- 
gungen die Existenz und das Wirken der nichtpaktgebundenen 
Länder im Interesse des Friedens bedeutende Faktoren für die Er- 
haltung des Weltfriedens sind". „Sie halten die weitere Ausdeh- 
nung der Sphäre der Nichtpaktgebundenheit in der Welt für die 
einzig mögliche und unerläßliche Alternative zur Politik der tota- 
len Spaltung der Welt in Blöcke und zur Verschärfung der Politik 
des kalten Krieges."!° Die Nichtpaktgebundenen verurteilten kon- 
kret koloniale und imperialistische Politik und setzten sich für 
Frieden und Abrüstung ein. Hierbei wiesen sie den USA und der 
UdSSR eine besondere Verantwortung zu. In einer gesonderten 
Erklärung riefen sie die Führungen beider Staaten dazu auf, „so- 
fortige und direkte Kontakte miteinander aufzunehmen, um den 
drohenden Konflikt abzuwenden und den Frieden zu sichern"'6. 

Seit ihrer Formierung hat sich die Bewegung der Nichtpaktge- 
bundenen stetig verbreitert. Die Gipfelkonferenzen wurden zu ei- 
ner ständigen Einrichtung. Bei den Gipfeln waren zugegen: 1964 
in Kairo 47 Mitglieder, 1970 in Lusaka 53 Mitglieder, 1973 in Algier 
75 Mitglieder, 1976 in Colombo 85 Mitglieder. 1979 fand die Gip- 
felkonferenz mit einer Beteiligung von 95 Mitgliedern in Havanna 
und damit erstmals in Lateinamerika statt. Das war Ausdruck 
eines bedeutsamen Wandels: Gehörte 1961 nur ein Land aus 
diesem Raum, nämlich Kuba, zu den Nichtpaktgebundenen, 
so waren es jetzt 10 Länder, und 10 weitere waren als Beobachter 
zugegen. Mit Befriedigung vermerkten die Konferenzteilnehmer 
in Havanna „die unumkehrbare Zunahme der Zahl nichtpaktge- 
bundener Staaten und Teilnehmer an ihren Zusammenkünften so- 
wie die ständig steigende Präsenz und Verbreitung der Politik der 
Nichtpaktgebundenheit in allen Teilen der Welt"!7. 
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Es vergrößerte sich der Bewegungsraum der Nichtpaktgebun- 
denen. Das ergab sich nicht nur aus ihrer wachsenden Zahl; 
entscheidend dafür wurde die Wende vom kalten Krieg zur 
Entspannung und zur Durchsetzung der Prinzipien der friedli- 
chen Koexistenz, die sich - hauptsächlich von sozialistischen 
Staaten und ihrer Hauptkraft, der Sowjetunion, erfochten - in 
den internationalen Beziehungen anbahnte. Zugleich rückten 
immer stärker soziale und ökonomische Probleme in den Mit- 
telpunkt der Auseinandersetzungen mit dem Imperialismus. 


Die Nichtpaktgebundenen hielten in Havanna an ihrer Grund- 
linie fest. Sie bekräftigten die Prinzipien der Nichtpaktgebunden- 
heit, die 1961 vereinbart worden waren. Die Konferenz betonte, 
daß Frieden und Sicherheit nicht erreicht werden können, so- 
lange das Wettrüsten fortgesetzt wird. Sie setzte sich für eine 
Einstellung des Wettrüstens und für einen Übergang zur Abrü- 
stung ein.!8 

Doch war einiges komplizierter geworden. Mit ihrer Zahl wuchs 
die Differenzierung unter den Nichtpaktgebundenen. Im Vorfeld 
zu Havanna war es zu heftigen Auseinandersetzungen gekom- 
men. Rechtskräfte suchten die UdSSR als „Supermacht" den 
USA an die Seite zu stellen, und dies mit der Beschuldigung, glei- 
chermaßen Kolonialismus und Imperialismus zu betreiben und 
für das Wettrüsten verantwortlich zu sein. Fortschrittskräfte wie- 
sen diese demagogischen und gefährlichen, von imperialistischer 
Seite inspirierten, unterstützten und mit Beifall aufgenommenen 
Vorstöße zurück. Doch unter den Nichtpaktgebundenen insge- 
samt gewann eine Haltung der „Äquidistanz" an Boden: das Be- 
mühen, beiden „Supermächten" gegenüber „gleiche Distanz" zu 
halten. Damit sollten, bei den einen war dies Demagogie, bei den 
anderen Illusion, eigenständige Positionen verteidigt und bekräf- 
tigt werden. Doch wie sollte das funktionieren? Die USA gefähr- 
deten, die UdSSR verteidigte den Frieden: Wie konnten und kön- 
nen da Nichtpaktgebundene ihrem Anspruch, etwas für den 
Weltfrieden zu tun, gerecht werden, wenn sie beiden Mächten 
gegenüber die gleiche Haltung einnehmen? 

Fidel Castro, zu diesem Zeitpunkt Präsident der Bewegung der 
nichtpaktgebundenen Staaten, machte 1979 in einer Rede vor der 
XXXIV. UN-Vollversammlung deutlich, daß die Konferenzteilneh- 
mer in Havanna eine eigenständige Position bezogen hätten. 
„Wenn trotz dieser objektiven und unparteiischen Art des Heran- 
gehens bei der Einschätzung der internationalen Lage jene ange- 
prangert wurden, die eine imperialistische und kolonialistische 
Politik verfolgen, so war das lediglich eine Widerspiegelung der 
objektiven Realität in der gegenwärtigen Welt."!9 

Castro machte in seiner Rede eindringlich auf den untrenn- 
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Auf der VI. Gipfelkonferenz der nichtpaktgebundenen Staaten 1979 in 
Havanna. Fidel Castro, damals Präsident der Bewegung der Nichtpaktge- 
bundenen, Ricardo Alarcon, einer der Vizepräsidenten, und UNO-General- 
sekretär Dr. Kurt Waldheim 


baren Zusammenhang aufmerksam, der zwischen der Verteidi- 
gung des Friedens und der Lösung der dringenden Probleme in 
Entwicklungsländern besteht. Ein bedeutender Teil der enormen 
Mittel, die die Menschheit heute für das Wettrüsten ver- 
schwende, sollten in die Entwicklung fließen, forderte er. „Das 
hätte zugleich eine Verminderung der Kriegsgefahr und eine Ver- 
besserung der internationalen Lage zur Folge."20 Kriegsvorberei- 
tung und Krieg, so Castro, lösen nicht ein einziges Problem. „Das 
Waffengeklirr, die lauten Drohungen und der Kampf um Vorherr- 
schaft auf internationaler Ebene müssen aufhören. Schluß mit 
der Illusion, die Probleme der Welt könnten mit Kernwaffen ge- 
löst werden. Die Bomben können die Hungernden, die Kranken 
und die Unwissenden töten, doch den Hunger, die Krankheit und 
die Unwissenheit können sie nicht beseitigen. Und noch weniger 
können sie die gerechte Auflehnung der Völker unterdrücken. 
Und in einem Weltbrand werden auch die Reichen, die in dieser 
Welt am meisten zu verlieren haben, sterben."?! 
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Delhi 1983: 
VII. Gipfel der Nichtpaktgebundenen 


In den achtziger Jahren wuchsen die Anforderungen an die 
Nichtpaktgebundenen. 


Mit ihrer Politik der Hochrüstung und der Konfrontation bedro- 
hen die USA, die andere imperialistische Staaten auf ihren 
Kurs zu bringen suchen, nicht nur sozialistische Staaten, son- 
dern auch die Kräfte, die in Entwicklungsländern für nationale 
und soziale Befreiung wirken. Sie scheuen die schmutzigsten 
Mittel nicht, um reaktionäre Regime zu stützen - so in EI Sal- 
vador -, und sie suchen - wie in Nikaragua - progressive Re- 
gierungen zu stürzen. 


Durch die von ihr betriebene Verschärfung der internationalen 
Situation hatte die Reagan Administration „Klima" und Leitlinien 
für den Überfall Israels auf den Libanon im Juni 1982 geschaffen. 
Die israelischen Machthaber wollten, gestützt auf die USA, die 
1978 in Camp David konzipierte Politik, die in der arabischen Welt 
auf breiten Widerstand stieß und in eine Sackgasse geraten war, 
gewaltsam durchsetzen. Erstens trachteten sie danach, die PLO 
zu zerschlagen, damit die Palästinenser, ihres politischen Rück- 
grats beraubt, ihren Kampf um nationale Identität und Eigenstaat- 
lichkeit einstellen und akzeptieren, daß Israel Westjordanien und 
den Gshazastreifen annektiert. Zweitens dachten sie daran, in Li- 
banon im Zuge einer „Neuordnung" der Verhältnisse die National- 
Progressive Bewegung auszuschalten und mit den Falangisten 
rechte, isolationistische Kräfte an die Macht zu bringen, die mit 
ihnen kooperieren; auch Landerwerb auf Kosten Libanons faßten 
sie ins Auge. Drittens hofften sie - und hier vor allem auch ver- 
fochten sie allgemeine Interessen des Imperialismus wie der re- 
gionalen Reaktion -, mit den palästinensischen und libane- 
sischen Patrioten, deren Kampf zu einem Brennpunkt des Rin- 
gens der Araber um volle Unabhängigkeit vom Imperialismus ge- 
worden war, die antiimperialistischen und revolutionären Kräfte 
in der ganzen Region zu treffen, vornehmlich das progressive sy- 
rische Regime unter dem Präsidenten Hafiz al-Asad.22 

Die Israelis gingen erbarmungslos vor. Sie mordeten, in ihrer 
Erbarmungslosigkeit faschistische Methoden aufgreifend, Zehn- 
tausende Palästinenser und Libanesen, wovon die meisten 
Frauen, Kinder und Greise waren. Sie zerstörten Wohnsiedlun- 
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Dichtbesiedelte Wohngebiete Beiruts nach einem israelischen Luftangriff 


gen. Westbeirut wurde Wochen hindurch von israelischen Trup- 
pen belagert. Täglich gingen Bomben und Granaten auf seine 
Stadtteile nieder. Seinen Bewohnern sperrten die Belagerer zeit- 
weise die Versorgung mit Wasser, Strom, Lebensmitteln und Me- 
dikamenten. 

Die Kampfhandlungen waren offiziell schon eingestellt, da de- 
monstrierten die israelischen Machthaber, wie sie sich Koopera- 
tion mit dem Libanon vorstellen: Gemeinsam mit libanesischen 
Rechtsextremisten zeichneten sie für ein Massaker in zwei palä- 
stinensischen Flüchtlingslagern in Beirut verantwortlich, denen 
ungefähr 3000 Palästinenser zum Opfer fielen. 

Dennoch konnten die Israelis ihre Kriegsziele nicht erreichen. 
„Die Tragödie der Schlacht um Beirut ist, daß die PLO im Krieg 
ein Maß an Anerkennung gefunden hat, das man ihr verweigerte, 
als sie friedliche Ziele anvisierte", erklärte der damalige österrei- 
chische Bundeskanzler Bruno Kreisky im August 1982. „Heute 
sind Arafat und die PLO in aller Munde - man weiß, daß man mit 
ihm verhandeln muß. ... Israel aber steht moralisch entblößt da, 
seine Machthaber haben ihr wahres Gesicht gezeigt. ... Vor dem 
Wahnsinn seiner führenden Leute, die sich nur auf ihre Waffen 
verlassen, fürchtet sich die Welt."23 Allerdings, auch dies bleibt 
festzuhalten, komplizierten sich die Existenz- und Kampfbedin- 
gungen für das arabische Volk von Palästina. Aufgrund der geo- 
graphischen Zersplitterung der politischen und militärischen 
Kräfte muß seine Führung stärker als zuvor in ihren programmati- 
schen Vorstellungen wie in ihren Aktivitäten die Haltung reaktio- 
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närer und konservativer Kräfte im arabischen Raum einkalkulie- 
ren. Im Juni 1983 brach auf libanesischem Territorium in der Fa- 
tah, der größten palästinensischen Befreiungsorganisation, ein 
mit Waffengewalt ausgefochtener Konflikt aus, in dem Abu Musa 
eine Opposition gegen Arafat führte. 

Ideologen in imperialistischen Staaten, und hier äußert sich 
der gefahrvolle Zusammenhang zwischen der Verschärfung der 
internationalen Lage und dem regionalen Kriegsgeschehen, 
rechtfertigen das Vorgehen Israels. Nach David Th. Schiller 
(BRD) hat die PLO „ein neues Desaster heraufbeschworen". Die 
Logik: Das Opfer ist schuld. Konkret sei es vor allem darum ge- 
gangen, so Schiller, „die PLO als Störfaktor in den Autonomiege- 
sprächen auszuschalten"?*. Wiederum im Klartext: Wer in Ver- 
handlungen sein Anliegen nicht durchsetzen kann, hilft mit VÖöl- 
kermord nach. So einfach ist das. So selbstverständlich vor al- 
lem... 

Konflikte und Kriege zwischen einigen ihrer Angehörigen wur- 
den zu akuten Herausforderungen für die Bewegung der Nicht- 
paktgebundenen. Tragisch gestaltete sich der irakisch-iranische 
Krieg, der im September 1980 ausbrach. Vermittlungversuche 
scheiterten. Bis Ende 1983 hatten beide Seiten zusammen 
über 200 000 Tote zu beklagen. Die materiellen Kriegsschäden 
dürften einige hundert Milliarden Mark betragen. 

Im Ergebnis der allgemeinen, von imperialistischer Seite her- 
aufbeschworenen Spannungen in der Welt wie im Zusammen- 
hang mit lokalen Konflikten stiegen die Rüstungsausgaben der 
Entwicklungsländer, und zwar im Durchschnitt rascher als das 
Bruttosozialprodukt. Ihr Anteil an den Weltrüstungsausgaben ver- 
doppelte sich nahezu in 10 Jahren, von 9 Prozent im Jahr 1971 auf 
16 Prozent im Jahr 1980.25 Die Hälfte der gewachsenen Ausgaben 
wurde in Nah- und Mittelost getätigt. Konkret waren das 1979 in 
Ägypten 2,7 Milliarden Dollar, in Iran 4,7 Milliarden Dollar, in 
Saudi Arabien 15 Milliarden Dollar und in Syrien 2 Milliarden Dol- 
lar. Indien wandte 3,6 Milliarden Dollar und Pakistan 1 Milliarde 
Dollar für Rüstung auf.26 Zu den Waffen, die Entwicklungsländer 
von Ende der sechziger bis Ende der siebziger Jahre importier- 
ten, gehörten 12 000 Flugzeuge, die Hälfte davon im Überschall- 
bereich, und 30000 Raketen. Zu Beginn der achtziger Jahre stie- 
gen die Militärausgaben weiter, in Nahost beispielsweise 1981 ge- 
genüber dem Vorjahr um ungefähr 20 Prozent.?’ 

Neues, darunter Beunruhigendes, hatte sich so seit dem Gipfel 
der Nichtpaktgebundenen 1979 in Havanna ereignet. Das VII. Gip- 
feltreffen hatte ursprünglich 1982 in Bagdad stattfinden sollen. 
Aufgrund des irakisch-iranischen Krieges war es auf 1983 nach 
Delhi verlegt worden. Zeigte es sich den Anforderungen, mit de- 
nen es konfrontiert wurde, gewachsen? 
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In Vorbereitung auf den Gipfel in Delhi legte Fidel Castro einen 
Bericht vor, an dessen Erarbeitung junge Wissenschaftler aus 
zwei ökonomischen Forschungsinstituten in Havanna teilgenom- 
men hatten und der den Titel trägt: „Die ökonomische und soziale 
Krise in der Welt, ihre Auswirkungen auf die unterentwickelten 
Länder, ihre düsteren Perspektiven und die Notwendigkeit zu 
kämpfen, wenn wir überleben wollen". Es geschah dies in der Ab- 
sicht, „Zahlen und Angaben zusammenzutragen, aus denen sich 
eine Diagnose abzeichnet"?®. Das Ergebnis ist alarmierend. 
„Heute sind wir mit den kompliziertesten, schwerwiegendsten 
und beängstigendsten Situationen konfrontiert, die es je in der 
Geschichte gegeben hat", schreibt Fidel Castro. „Zum ersten Mal 
dringt die Frage in das Bewußtsein der Menschen ein, ob wir 
überleben werden oder nicht. Allein, so gigantisch die Schwierig- 
keit und Vielschichtigkeit der Aufgabe auch sein mag, eine pessi- 
mistische Haltung einzunehmen hieße, von vornherein auf jegli- 
che Hoffnung zu verzichten und die Niederlage - mit anderen 
Worten - das Ende resigniert hinzunehmen. Uns bleibt keine an- 
dere Wahl, als zu kämpfen und dabei auf die gewaltige morali- 
sche und geistige Fähigkeit der Menschheit und auf ihren eige- 
nen Erhaltungstrieb zu vertrauen, wenn wir die Hoffnung auf das 
Überleben hegen wollen."29 

Auf ihrem Gipfeltreffen, zu dem im März 1983 101 Mitglieder in 
Delhi zusammenkamen, hielten die Nichtpaktgebundenen an ih- 
rem grundsätzlich antiimperialistischen Kurs fest. In ihren Analy- 
sen und Forderungen berücksichtigten sie den untrennbaren Zu- 
sammenhang zwischen der Sicherung des Weltfriedens und der 
Entwicklung ihrer Länder. „Frieden und friedliche Koexistenz, Un- 
abhängigkeit, Abrüstung und Entwicklung sind die zentralen Pro- 
bleme unserer Zeit", heißt es in der „Botschaft aus Delhi". „Doch 
Frieden muß sich auf Gerechtigkeit und Gleichheit gründen, weil 
die unzulässige Ungleichheit und Ausbeutung, hervorgerufen 
durch Kolonialismus und Imperialismus, die wichtigsten Ursa- 
chen für Spannungen, Konflikte und Gewalt... bleiben."30 

Die Nichtpaktgebundenen erkannten und anerkannten hier den 
Vorrang, den angesichts der Verschärfung der internationalen Si- 
tuation die Verteidigung des Friedens gewonnen hat. Die Hal- 
tung, die sie einnahmen, richtet sich in ihrer substantiellen Aus- 
sage gegen die Politik der Konfrontation und Hochrüstung, die 
imperialistische Staaten, vor allem die USA, betreiben. Konkret 
unterstützten die Gipfelteilnehmer Patrioten - wie das arabische 
Volk von Palästina und das Volk von Namibia -, die in akuten 
Konfliktsituationen mit Imperialismus und Reaktion konfrontiert 
sind, und in der Konkretheit dieses Engagements trat das antiim- 
perialistische Anliegen, das dahintersteht, besonders plastisch 
und eindrucksvoll hervor. 
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Das Präsidium der VII. Gipfelkonferenz der nichtpaktgebundenen Staaten 
1983 in Delhi während der Eröffnungszeremonie: Indira Gandhi, Fidel Ca- 
stro und Natwar Singh, Generalsekretär der Konferenz 


Der breite Konsens in der Friedensfrage war nicht ohne Kom- 
promisse zu erreichen. Die Haltung der Äquidistanz, unter den 
Nichtpaktgebundenen dominierend, schlug sich in Dokumenten 
nieder. Pauschal wird von „entwickelten Staaten" und „GroßR- 
mächten" gesprochen, ohne den Charakter der betreffenden 
Staaten - imperialistisch oder sozialistisch - und im Zusammen- 
hang damit ihr gegensätzliches Herangehen an die Grundfragen 
unserer Zeit hinreichend zu berücksichtigen. So heißt es etwa: 
„Wir sind tief besorgt über die Spannungen und Konfrontationen 
zwischen den Großmächten und ihre beunruhigenden Auswirkun- 
gen auf die nichtpaktgebundenen Länder. Wir sind entschlossen, 
dem wirtschaftlichen und politischen Druck standzuhalten, der 
von einer Großmacht gegen kleine und verwundbare Staaten aus- 
geübt werden könnte."3! 

Ein Kompromiß dieser Art war unter den gegebenen Verhält- 
nissen sicher unvermeidbar, sollte eine Breite des Konsens unter 
den Nichtpaktgebundenen erreicht werden, wie sie die Gefähr- 
lichkeit der gegenwärtigen Situation gebietet. Ungeachtet des- 
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sen gibt es Möglichkeiten, den antiimperialistischen Kampf noch 
effektiver zu gestalten - dann nämlich, wenn ihn die Kräfte 
der nationalen und sozialen Befreiung in Entwicklungsländern 
an der Seite sozialistischer Staaten und im Bündnis mit ihnen 
führen. 

Zum Abschluß der Gipfelkonferenz führte Indira Gandhi, die 
neue Präsidentin der Bewegung der Nichtpaktgebundenen, aus: 


„Auf dieser Konferenz haben wir uns eingehend mit vielen Pro- 
blemen befaßt, mit denen die Welt und verschiedene Regio- 
nen behaftet sind. Wir gelangten zu gewissen Übereinkünften. 
Manch einer möchte der Bewegung wohl gewünscht haben, 
daß sie sich zerstreite und spalte. Wir haben sie enttäuscht. 
Wir sind uns zwar nicht in allem einig - wer könnte das auch 
-, aber wir sind uns darin einig, daß wir Zusammenhalten und 
Zusammenarbeiten müssen für den Frieden, für die Entwick- 
lung und für die Gleichberechtigung unter den Nationen und 
Völkern. ...Die Bewegung der Nichtpaktgebundenen ist keine 
bloße oder zufällige Sammlung einzelner Staaten. Sie ist der 
Ausdruck der Bestrebungen der seit langem Entrechteten und 
der jüngst Befreiten. Es ist ein vitaler historischer Prozeß. 
...Die beiden dominierenden Fragen von heute sind Abrü- 
stung und Entwicklung. Und wir müssen und werden auf jeden 
Fall fest bleiben."32 


Neue Kleider 
für alte Wirtschaftsordnung? 


Die Entwicklungsländer nutzten die ihnen durch die Bewegung 
der Nichtpaktgebundenen zuwachsenden politischen Möglichkei- 
ten, um ökonomische Unabhängigkeit vom Imperialismus zu er- 
kämpfen. Das war für sie nicht einfach: Mußten sie diesen Kampf 
doch aufnehmen, während sie gleichzeitig noch dem kapitalisti- 
schen Weltwirtschaftssystem angehören. 

Die Entwicklungsländer operierten zunächst mehr oder weni- 
ger einzeln, sich dabei jedoch auf die Stärke stützend, die ihnen 
aus der Existenz und Entwicklung des realen Sozialismus sowie 
aus der Gesamtheit ihrer eigenen Bewegung erwuchs. 

Die bis dahin weitreichendste Befreiungsmaßnahme auf öko- 
nomischem Gebiet unternahm Ägypten, als es 1956 die Suezka- 
nalgesellschaft verstaatlichte. Imperialistische Staaten, nament- 
lich Frankreich und Großbritannien, sahen sich unmittelbar in ih- 
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ren Kolonialinteressen getroffen. Sie fürchteten darüber hinaus, 
Ägypten könnte mit seinem Schritt Maßstäbe im Befreiungs- 
kampf setzen und anderen Entwicklungsländern ein Beispiel ge- 
ben. Sie suchten die ägyptische Führung unter Nasser zunächst 
politisch zu erpressen, indem sie zwei internationale Konferenzen 
nach London einberiefen. Als das nichts fruchtete, griffen sie zur 
militärischen Aggression. Israel, das sich auf die Seite der tradi- 
tionellen Kolonialmächte stellte, löste sie am 29. Oktober 1956 
aus, indem es auf der Sinaihalbinsel vorrückte. 2 Tage später 
schalteten sich Frankreich und Großbritannien ein. 

Die Aggressoren errangen einen klaren militärischen Erfolg. 
Doch gleichsam über Nacht entpuppte er sich als schwere Nie- 
derlage. Die Welt hatte sich zu sehr gewandelt, als daß Metho- 
den nach alter Kolonialherrenart noch hätten erfolgreich sein 
können. Mächtige Kräfte standen an Ägyptens Seite. Die Sowjet- 
union warnte die Aggressoren in einer unmißverständlichen Spra- 
che und forderte sie zum unverzüglichen Rückzug auf. Andere so- 
zialistische Staaten, darunter die DDR, bekundeten ihre Solidari- 
tät, ebenso Entwicklungsländer. Israel, Frankreich und Großbri- 
tannien mußten die eroberten Gebiete restlos zurückgeben. 
Ägypten behielt die ihm zustehende Souveränität über den 
Suezkanal. 

Immer mehr Entwicklungsländer machten sich daran, in ihrem 
Bereich die ökonomische Macht des Imperialismus zurückzudrän- 
gen. Allein von 1970 bis 1976 tätigten sie 914 Nationalisierungen 
ausländischer Konzerne. Davon betrafen 48 den Bergbau, 180 
den Erdölsektor und 174 die Landwirtschaft. Das Auslandskapital 
sah sich gezwungen, bei Gesellschaften auch Minderheitsbeteili- 
gungen (unter 50 Prozent des Aktienkapitals) zu akzeptieren.33 

Besonders dramatisch gestalteten sich die Auseinandersetzun- 
gen auf dem Erdölsektor. Ungefähr ein halbes Jahrhundert hin- 
durch waren die Preise für Erdöl gleich niedrig geblieben. Das 
hatte den Ölmonopolen märchenhafte Gewinne gebracht, wäh- 
rend an den Ölreserven Raubbau getrieben wurde. 1973, im Zu- 
sammenhang mit dem vierten arabisch israelischen Krieg, trat 
hier ein tiefgreifender Wandel ein. Erdölproduzierende und -ex- 
portierende Entwicklungsländer, zusammengeschlossen in der 
OPEC, gingen verstärkt daran, ausländische Gesellschaften ganz 
oder teilweise zu verstaatlichen. Und sie erhöhten die Preise für 
Erdöl. So stieg der Listenpreis für die Erdölqualität Arabian Light 
vom Januar 1973 bis zum Januar 1974 von 2,59 Dollar auf 11,65 
Dollar je Barrel (1 Barre! = 159 Liter), also auf mehr als das Vier- 
fache. Die Preise kletterten weiter, auf fast 40 Dollar je Barrel. 

Die OPEC-Staaten konnten dadurch ihre Positionen in der kapi- 
talistischen Weltwirtschaft beträchtlich verbessern. Ihre Einnah- 
men stiegen von 24,9 Milliarden Dollar im Jahr 1972 auf 37 Milliar- 
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Der Suezkanal - in drei Kriegen umkämpft - wird am 5. Juni 1975 nach 
achtjähriger Sperrung wiedereröffnet. 


den Dollar im Jahr 1973 und auf 110,2 Milliarden Dollar im Jahr 
1974. (Allerdings wurden auch sie von dem allgemeinen Preisver- 
fall der Rohstoffe zu Beginn der achtziger Jahre betroffen. Im 
März 1983 beschlossen sie auf einer Konferenz in London, den 
Barrel-Preis für „Arabian Light" um fünf Dollar auf 29 Dollar zu 
senken.) 

Entwicklungsländer versuchten zunehmend, auch gemeinsam 
ökonomische Forderungen zu artikulieren und durchzusetzen. Zu 
diesem Zweck fanden sich im Zusammenhang mit der I. Konfe- 
renz der Vereinten Nationen für Handel und Entwicklung (United 
Nations Conference on Trade and Development - UNCTAD) im 
Jahr 1964 77 Entwicklungsländer zur „Gruppe der 77" zusammen. 
Inzwischen gehören ihr 127 Staaten an. Und seit 1972 verfügt sie 
über ein ständiges Sekretariat. 

Die Entwicklungsländer setzten sich zunächst dafür ein, Indu- 
strie- und Rohstoffpreise zu koppeln. Dadurch wollten sie einer 
Verschlechterung ihrer Terms of Trade begegnen. 

Zu Beginn der siebziger Jahre stellten die Entwicklungsländer 
die Frage grundsätzlicher, zunehmend ermutigt dann auch durch 
das Vorgehen und die Erfolge der OPEC-Staaten. Sie verlangten 
eine Demokratisierung der Weltwirtschaftsbeziehungen, um 
Gleichberechtigung auf ökonomischer Ebene zu erlangen. Auf ih- 
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rer Ill. Gipfelkonferenz im September 1970 in Lusaka (Sambia) 
nahmen die Nichpaktgebundenen eine „Deklaration über die 
Nichtpaktgebundenheit und den wirtschaftlichen Fortschritt" an. 
Die darin konzipierten Vorstellungen wurden auf UNCTAD Ill 1972 
in Santiago de Chile zur Geltung gebracht. Auf der Konferenz der 
Außenminister beziehungsweise der Staats- und Regierungs- 
chefs der nichtpaktgebundenen Länder 1972 in Georgetown und 
1973 in Algier fanden sie eine Ausgestaltung. 

Weit in die Zukunft weisende Zeichen wurden gesetzt, als die 
UNO 1974 programmatische Dokumente annahm: eine Erklärung 
und ein Aktionsprogramm sowie - nach heftigen Auseinander- 
setzungen mit der überwältigenden Mehrheit von 120 Stimmen - 
als in diesem Zusammenhang wichtigstes Dokument die 34 Arti- 
kel umfassende „Charta der ökonomischen Rechte und Pflichten 
der Staaten". In Kapitel II Artikel 1 der „Charta" wird das „souve- 
räne und unveräußerliche Recht" eines jeden Staates fixiert, so- 
wohl seine ökonomische als auch seine politische und kulturelle 
Ordnung „in Übereinstimmung mit dem Willen seines Volkes 
ohne Einmischung von außen, Druck oder Drohung in irgendeiner 
Form zu wählen". Im Unterparagraphen 1 des Artikels 2 heißt es: 
„Jeder Staat hat das Recht auf die volle und ständige Souveräni- 
tät über seinen gesamten Reichtum, seine Naturschätze und 
seine wirtschaftliche Tätigkeit, einschließlich des Besitzes, der 
Nutzung und Verfügung darüber, und übt sie frei aus." Jedem 
Staat wird dann im folgenden Unterparagraphen konkret unter 
anderem das Recht zugesprochen, ausländische Investitionen in 
seinem nationalen Hoheitsbereich zu regeln und zu überwachen 
sowie ausländisches Eigentum zu nationalisieren, zu enteignen 
oder den Besitz daran zu übernehmen. 34 

Das gegebene kapitalistische Weltwirtschaftssystem soll, dar- 
auf laufen die Forderungen der „Charta" hinaus, in einem demo- 
kratischen Sinn und damit zugunsten der Entwicklungsländer re- 
formiert werden. Es geht, der Begriff wurde zur Programmatik - 
auch wenn die Konturen des Zieles sich noch nicht scharf ab- 
zeichhen -, um eine Neue Internationale Wirtschaftsordnung 
(NIWO). Imperialistische Staaten wandten sich gegen ihr demo- 
kratisches Grundanliegen. Von einigen der ins Auge gefaßten Re- 
formen, und deshalb stimmten sie ihnen partiell zu, versprachen 
sie sich indessen auch Vorteile in einer für sie insgesamt schwie- 
rigen, durch das Stichwort „Krise" in mehrfacher Hinsicht ge- 
prägten Situation. 

Einige kleinbürgerliche Theoretiker mit Linksengagement be- 
trachten die Reformierung des kapitalistischen \Weltwirtschafts- 
systems als ein überflüssiges und nutzloses, möglicherweise so- 
gar schädliches Unterfangen. Zu ihnen gehört der Politologe Die- 
ter Senghaas (BRD). Seine Argumentation: Die Unterentwicklung 
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der Entwicklungsländer ergibt sich aus deren Eingliederung in 
eine asymmetrisch strukturierte internationale Wirtschaft. Refor- 
men, wie sie die Neue Internationale Wirtschaftsordnung vor- 
sehe, würden daran nichts grundsätzlich ändern; mit ihr würden 
der alten Wirtschaftsordnung lediglich neue Kleider verpaßt.35 
Wollten Entwicklungsländer wirklich unabhängig werden, so 
Senghaas, dann müßten sie einer „Strategie autozentrierter Ent- 
wicklung" folgen. Das verlange von ihnen eine „Politik des Selbst- 
vertrauens, des Sichverlassens auf die eigenen menschlichen 
und natürlichen Ressourcen und auf die Fähigkeit zu selbständi- 
ger Zielsetzung und Entscheidungsfindung", was wiederum „eine 
Abkoppelung gegebener Peripherie-Ökonomien von den domi- 
nanten Strukturen des gegebenen kapitalistisch bestimmten 
Weltmarktes" voraussetze.?® Im einzelnen faßt Senghaas drei 
Schritte ins Auge, als „drei entwicklungspolitische Imperative". 
Erstens sollen sich die Entwicklungsländer auf Zeit von der „gege- 
benen internationalen Ökonomie" abkoppeln („Imperativ der Dis- 
soziation"). Das erlaube ihnen, als zweiten Schritt, die Erschlie- 
Rung eines eigenen Binnenmarkts, wodurch die Masse der Bevöl- 
kerung produktiv in die Wirtschaft eingegliedert werden könne 
(„Imperativ der inneren Umstrukturierung"). Auf dieser Grund- 
lage könnten sich schließlich, dies sei der dritte Schritt, neue For- 
men der Arbeitsteilung entwickeln, insbesondere - der Forde- 
rung nach „kollektivem Selbstvertrauen" nachkommend - zwi- 
schen Ökonomien der „dritten Welt" („Imperativ der neuen Ar- 
beitsteilung")37. 

Die Argumente, die Senghaas vorbringt, haben einiges für 
sich. Die Entwicklungsländer leiden nicht lediglich unter verein- 
zelten Räubereien imperialistischer Kräfte - die vielleicht ange- 
prangert und so beendet werden könnten -, ihre Ausbeutung und 
Benachteiligung ergibt sich vielmehr aus dem System kapitalisti- 
scher Weltwirtschaftsbeziehungen. Soweit er darauf verweist, 
hat Senghaas recht. Doch können Entwicklungsländer hier einen 
gesonderten — für sie nahezu maßgeschneiderten — Ausweg fin- 
den, indem sie aus dem kapitalistischen Wirtschaftssystem aus- 
scheren und ihr eigenes ökonomisches System errichten? Seng- 
haas empfiehlt das. Im Ergebnis entstünde, wie er formuliert, 
eine „multizentrische Weltwirtschaft". Damit setzt er jedoch 
voraus und akzeptiert, das ist der grundsätzliche politische 
Aspekt, daß das imperialistische System der Ausbeutung und Un- 
terdrückung fortexistiert. Ihm wird ein gesondertes Reservat zu- 
gewiesen. Der mit der Oktoberrevolution begonnene weltrevolu- 
tionäre Prozeß bleibt unberücksichtigt. Praktisch würden sich die 
Entwicklungsländer, wenn sie dem Programm von Senghaas 
folgten, in das Abenteuer einer Autarkie stürzen und mit ihrer ent- 
setzlichen kapitalistischen Deformierung auch die Vorzüge der hi- 
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storisch gewachsenen internationalen Arbeitsteilung aufgeben. 


Gewiß, die Forderungen nach einer Neuen Internationalen 
Wirtschaftsordnung sprengen nicht die Grenzen der kapitali- 
stischen Marktmechanismen. In ihnen ist Zwiespältiges ent- 
halten. Im Bemühen, besser in ihr abzuschneiden, fordern Ent- 
wicklungsländer manches, was nach einer „Verbesserung" der 
kapitalistischen Weltwirtschaft aussehen könnte. Doch den 
demokratischen Kräften geht es insgesamt und letztlich 
darum, imperialistischen Einfluß zurückzudrängen. Die im Zu- 
sammenhang damit erhobenen Forderungen, die wesentlich 
das Profil einer Neuen Internationalen Wirtschaftsordnung be- 
stimmen, weisen über das hinaus, was mit ihnen unmittelbar 
angegangen wurde. Sie ordnen sich einem globalen Prozeß 
von welthistorischer Tragweite ein, der Revolutionierung näm- 
lich der internationalen Beziehungen, der 1917 mit der Okto- 
berrevolution begann und der von kolonialer Ausbeutung und 
Unterdrückung hin zu politischer und wirtschaftlicher Gleich- 
berechtigung der Völker und Staaten führt. 


Der Kampf um eine Neue Internationale Wirtschaftsordnung 
hat indessen erst begonnen. Die Dokumente der Organisation 
der Vereinten Nationen aus dem Jahr 1974 sind ein Auftakt für 
ihn - nicht weniger, aber auch nicht mehr. Die VII. Gipfelkonfe- 
renz der Nichtpaktgebundenen registrierte, daß hinsichtlich der 
Schaffung einer Neuen Internationalen Wirtschaftsordnung 
„kaum ein Fortschritt" zu verzeichnen ist.39 


„Kollektives Selbstvertrauen“ 


In der Bewegung der Nichtpaktgebundenen wie im Kampf um 
eine Neue internationale Wirtschaftsordnung haben die Entwick- 
lungsländer ihr eigenes Solidarisierungskonzept hervorgebracht: 
das Prinzip des „kollektiven Selbstvertrauens". In Ansätzen war 
es schon früh bei den Nichtpaktgebundenen lebendig. Nasser 
forderte bereits in einer Rede am 20. November 1953 „Selbstver- 
trauen" im Kampf gegen die USA und Großbritannien.“ Der tan- 
sanische Präsident Julius K. Nyerere brachte das Prinzip im April 
1970 in Arusha auf einer Konferenz in die Vorbereitungsarbeiten 
für den Ill. Gipfel der Nichtpaktgebundenen ein. In der Folgezeit 
gewann es Profil und weite Anerkennung. 


119 


Das Prinzip des kollektiven Selbstvertrauens fordert die Ent- 
wicklungsländer auf, sich in Bewältigung ihrer Probleme 
hauptsächlich auf die eigenen Kräfte zu stützen. 


Die Staats- und Regierungschefs der nichtpaktgebundenen Län- 
der verpflichten sich, hieß es in der 1970 in Lusaka verabschiede- 
ten „Deklaration über die Nichtpaktgebundenheit und den wirt- 
schaftlichen Fortschritt", „das Vertrauen in die eigenen Kräfte zu 
entwickeln". Drei Jahre später bekräftigten sie in Algier ihre Ent- 
schlossenheit, „sich individuell und gemeinsam auf die eigenen 
Kräfte zu stützen, um ihre Entwicklungsziele zu erreichen"! 

Das „kollektive Selbstvertrauen", das gefordert ist, „zielt" nach 
innen wie nach außen. 

Einmal sind die Entwicklungsländer gehalten, zur Lösung ihrer 
Probleme, vor allem zur Beseitigung der Massenarmut und der 
Arbeitslosigkeit, zusammenzuarbeiten. Ferner sollen die nationa- 
len Ressourcen der Volkswirtschaft umfassend erschlossen wer- 
den, wobei die am wenigsten entwickelten Länder besonders zu 
berücksichtigen sind. 

Hier gibt es in der Tat außerordentliche Reserven. Aufgrund ih- 
rer kolonialen Vergangenheit sind die Entwicklungsländer in ihren 
Außenwirtschaftsbeziehungen — es gehört dies zu ihrer struktu- 
rellen Abhängigkeit — vorwiegend noch auf imperialistische Staa- 
ten orientiert. In den sechziger Jahren bestritten sie nur ein Fünf- 
tel ihres Außenhandels untereinander. Eine Verstärkung ihrer Zu- 
sammenarbeit, wie sie sich in der Bildung verschiedener Wirt- 
schaftsgemeinschaften abzeichnet (dazu gehören Westafrikani- 
sche Wirtschaftsgemeinschaft - CEAO, Arabischer Gemeinsa- 
mer Markt - ACM, Karibische Gemeinschaft - CARICOM, Latein- 
amerikanisches Wirtschaftssystem - SELA, Amazonaspakt), 
kann neue Möglichkeiten der Wirtschaftsentwicklung erschlie- 
Ren. 

Zum anderen sind die Entwicklungsländer aufgerufen, in der in- 
ternationalen Arena zusammenzustehen. „Die Staats- und Regie- 
rungschefs der nichtpaktgebundenen Länder sind der festen 
Überzeugung", heißt es in der „Ökonomischen Deklaration" von 
Colombo (1976), „daß nur eine geistige Haltung des Vertrauens in 
die vereinte Kraft der Entwicklungsländer die Entstehung einer 
neuen internationalen Wirtschaftsordnung garantieren kann. 
Selbstvertrauen schließt die feste Entschlossenheit der Entwick- 
lungsländer ein, ihre legitimen wirtschaftlichen Rechte im inter- 
nationalen Verkehr durch die Nutzung ihrer vereinigten Verhand- 
lungsstärke zu sichern. Das schließt auch die Bereitschaft ein, 
untereinander die Disziplin zu wahren, die der Prozeß einer ge- 
rechten wirtschaftlichen Entwicklung erfordert."#2 

Auch hier geht es um bedeutsame Belange. Einzeln sind die 
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Entwicklungsländer imperialistischen Staaten gegenüber in einer 
schwachen Position. Doch auch in ihrer Gesamtheit sind sie im 
kapitalistischen Weltwirtschaftssystem benachteiligt. Sie haben 
am ehesten eine Chance, hier Wesentliches zu ändern, wenn sie 
politisch geeint auftreten, zugleich solidarisch verbunden mit den 
anderen antiimperialistischen und revolutionären Kräften in der 
Welt, vornehmlich mit den sozialistischen Staaten. Auch ange- 
sichts der fortschreitenden Differenzierung und Polarisierung in 
den Reihen der Entwicklungsländer gibt es zu der hier geforder- 
ten Solidarisierung keine wirkliche Alternative, es sei denn, je- 
mand gibt den Kampf um Unabhängigkeit auf. Dieser Sachzwang 
hat bisher dazu geführt, daß die Nichtpaktgebundenen trotz teil- 
weise heftiger Kontroversen in ihren Reihen in entscheidenden 
Fragen immer wieder zusammenfanden. 

Wie die Bewegung der nichtpaktgebundenen Staaten ist auch 
das Prinzip des „kollektiven Selbstvertrauens" in sich wider- 
sprüchlich. Hinter ihm steht, das ist entscheidend, ein demokrati- 
sches und antiimperialistisches Anliegen. Es kann deshalb zum 
Anknüpfungspunkt werden für eine Zusammenarbeit von soziali- 
stischen Staaten und Entwicklungsländern im Kampf gegen den 
Imperialismus und für gesellschaftlichen Fortschritt. Der Antiim- 
perialismus ist indessen in den Staaten, die zu dem Prinzip ste- 
hen, ungleichmäßig ausgeprägt. Am entschiedensten ist er dort, 
wo eine sozialistische Entwicklung oder Orientierung herrscht. 
Doch auch Staaten, die sich vorerst kapitalistisch entwickeln, ge- 
raten mit Monopolen und imperialistischen Mächten in Konflikt. 
Das gibt ihnen die Möglichkeit und kann sie motivieren, sich am 
antiimperialistischen Kampf zu beteiligen oder ihn in einigen sei- 
ner Aspekte zu unterstützen. Allerdings erstarken beziehungs- 
weise formieren sich in ihnen bourgeoise Kräfte, bis hin zu Krei- 
sen einer Monopolbourgeoisie. Ihr Streben, die Ausbeuterord- 
nung zu festigen und gegen antikapitalistische Bewegungen zu 
verteidigen, kann sie zum Partner imperialistischer Mächte wer- 
den lassen. Das antiimperialistische Anliegen stößt damit auf ge- 
genläufige Tendenzen, was in Grundaussagen zu Kompromissen 
und im Zusammenhang damit zu Abstrichen am Antiimperialis- 
mus führt. 

Das Prinzip des „kollektiven Selbstvertrauens" geht so vielfach 
mit der Aufforderung an die Völker einher, sich auf ihre „Eigen- 
ständigkeit" beziehungsweise „Authentizität" zu besinnen. Das 
„Eigene" wird dabei, wie im Nationalismus, dem „Fremden" ent- 
gegengesetzt, und dies mit dem Ziel, aus der „dritten Welt" eine 
autonome Kraft zu machen, die nicht nur eine eigenständige 
Rolle im Weltgeschehen spielt, sondern zugleich für sie spezifi- 
sche Ideale und Zielvorstellungen mitbringt und dadurch für alle 
Völker und Staaten neue Maßstäbe setzt. 
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Es ist gewissermaßen ein „kollektiver Nationalismus", der hier 
geboren wurde. 

Von ihm geht in der „dritten Welt" eine nicht geringe Faszina- 
tion aus. Nationalistische Stimmungen und Ideen, die in bürgerli- 
chen Kreisen wie in den Zwischenschichten noch weit verbreitet 
sind, lassen sich in ihn „einbringen“. Nicht nur die Gegensätze 
der Klassen und Schichten, auch die der Staaten gelten weithin 
als zweitrangig oder werden ignoriert. Es ist der „Süden" in sei- 
ner Gesamtheit, der angeblich dem „Norden" gegenüber seine 
Rechte anzumelden und durchzusetzen hat. Tatsächlich arbeiten, 
hier hat der „kollektive Nationalismus" sein Wirkungs- und Reso- 
nanzfeld, in der Bewegung der Nichtpaktgebundenen wie im 
Kampf um eine Neue Internationale Wirtschaftsordnung Staaten 
mit gegensätzlicher ökonomischer und politischer Entwicklung 
zusammen. Doch hebt das die realen Gegensätze nicht auf. Das 
verbal gleiche Bekenntnis zur Solidarisierung kann deshalb unter- 
schiedlich gemeint sein, als Kampfansage gegen den Imperialis- 
mus - oder im Sinn einer Autonomiebestrebung, die neben den 
Antiimperialismus den Antikommunismus setzt, was ersteren in- 
konsequent, wenn nicht unwirksam werden läßt. 


Antiimperialistische Solidarität 


Die antiimperialistischen Kräfte in Entwicklungsländern würden 
ihre Möglichkeiten selbst zu begrenzen, falls sie es bei der Solidari- 
sierung untereinander beließen. Demgegenüber wachsen ihnen 
zusätzliche Potenzen zu, wenn sie sich mit allen denen solidarisie- 
ren, die gegen den Imperialismus und für gesellschaftlichen Fort- 
schritt kämpfen, vor allem mit den sozialistischen Staaten und 
der revolutionären Arbeiterbewegung in imperialistischen Staa- 
ten. 


Kommunisten treten für solch einen breiten Zusammenschluß 
ein. Solidarität - das ist ihrer Meinung nach der Schlüssel für 
Erfolge im antiimperialistischen Kampf. 


Antikommunisten entstellen diese Zusammenhänge in böswilli- 
ger Weise. Sie behaupten, die Kommunisten wollten durch ihre 
Bündnisangebote - bildlich gesprochen - Wasser auf ihre Müh- 
len leiten oder - um noch ein Bild zu gebrauchen - andere vor ih- 
ren Karren spannen. 
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Das ist Unsinn, gefährlich dann, wenn Ahnungslose ihn glau- 
ben. 

Es geht, das ist das A und O, um objektive Interessen. Jeder 
Mensch hat sie, vor allem aufgrund seiner Stellung in einer jewei- 
ligen Gesellschaftsordnung, und muß sie in seinem Handeln 
durchsetzen. Dort, wo werktätige Menschen gemeinsame Inter- 
essen haben, tun sie gut daran, diese auch gemeinsam durchzu- 
setzen. Denn für sich genommen, ist der einzelne, in der antago- 
nistischen Klassengesellschaft zudem noch mit einem kollektiv 
operierenden Klassenfeind konfrontiert, nicht in der Lage, etwas 
Nennenswertes auszurichten. 

Die Völker sind heute vor allem am Frieden interessiert. Wollen 
sie ihn erhalten, müssen sie angesichts der noch vorhandenen 
Macht und Gefährlichkeit des Imperialismus geeint für ihn eintre- 
ten. 

Wenn sich Kommunisten hierfür einsetzen, tun sie das nicht 
aus Sonderinteressen heraus, etwa deshalb, weil allein sie vom 
Frieden profitieren, was man den Argumenten der Antikommuni- 
sten zufolge annehmen müßte. Schon diese Vorstellung ist para- 
dox. Nur ist es eben eine Sache, objektive Interessen zu haben, 
und eine andere, um sie zu wissen und wirksam um ihre Durch- 
setzung zu kämpfen. Und da meinen Kommunisten, daß sie aus 
ihrer historischen Verantwortung heraus Menschen, die es be- 
trifft, gar nicht eindringlich genug auf ihre Belange aufmerksam 
machen können, darauf auch, wie diese effektiv wahrzunehmen 
sind. 

Antikommunisten möchten gerade dies verhindern Sie wollen 
die Kommunisten isolieren, damit die real und potentiell antiim- 
perialistischen Kräfte zersplittert sind und in ihrer Zersplitterung 
verharren. Und Antikommunisten fürchten zu Recht um Positio- 
nen des Imperialismus. 


In der Gesamtheit ihrer Existenz und ihres Wirkens bereits be- 
günstigen die antiimperialistischen und revolutionären Kräfte 
einander. Treten sie geeint auf, vermögen sie Unerhörtes zu 
vollbringen. 


Nehmen wir den Vietnamkrieg. Das vietnamesische Volk vertei- 
digte sich heroisch. Doch daneben trug die Solidarität, die ihm 
weltweit zuteil wurde und in der neben der realen Macht, die so- 
zialistische Staaten einbrachten, der Protest bürgerlicher Politi- 
ker und vielgestaltige Aktivitäten junger Menschen in kapitalisti- 
schen Staaten standen, wesentlich dazu bei, daß die USA ihre 
Aggression beenden mußten. 

Im Jahr 1982 zwang neben dem Heldenmut der palästinensi- 
schen und libanesischen Patrioten der weltweit sich verbrei- 
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In pausenlosem Einsatz werden die Opfer des schrecklichen Blutbades in 
den Flüchtlingslagern Schatilla und Sabra in Westbeirut geborgen. 


ternde Widerstand die israelischen Aggressoren, ihren Völker- 
mord in Libanon abzubrechen, bevor sie ihr erklärtes Haupt- 
kriegsziel, die Zerschlagung der PLO, erreicht hatten. Als sich die 
israelischen Machthaber um Menachem Begin und Ariel Scharon 
sogar - das war etwas Neues - mit dem wachsenden Protest ge- 
mäßigter Zionisten in und außerhalb Israels konfrontiert sahen, 
wußten sie keinen anderen Ausweg mehr, als eine Kommission 
einzusetzen, beauftragt, die an sie gerichtete Kritik zu entkräften, 
insbesondere den Vorwurf, Verantwortung für die Massaker in 
Schatilla und Sabra zu tragen. Die Kommission, benannt nach ih- 
rem Vorsitzenden Yitzhak Kahan, behauptete - in völliger Ignorie- 
rung des Umstands, daß es israelische Truppen waren, die völ- 
kerrechtswidrig in Libanon einfielen, dort mordeten und zerstör- 
ten -, allein die Falangisten seien für das Massaker in Schatilla 
und Sabra verantwortlich gewesen. Kein Israeli habe eins der bei- 
den Lager betreten. Doch konnte die Kommission angesichts des 
massiven Protestes der Weltöffentlichkeit, darunter gemäßigter 
Zionisten, nicht umhin, einigen israelischen Führern eine „indi- 
rekte Verantwortung" zuzuweisen, darunter Scharon, Yehoshua 
Saguy, dem Direktor des Militärischen Geheimdienstes, und 
Arnos Yaron, Divisionskommandeur. Die Betreffenden hätten ge- 
wußt, daß die Falangisten die Palästinenser aus Libanon vertrei- 
ben oder sie liquidieren wollten; sie hätten deshalb voraussehen 
können, was geschehen würde, als sie falangistischen Einheiten 
die Erlaubnis gaben, in die beiden palästinensischen Flüchtlings- 
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lager einzurücken. Auch seien eingehende Informationen nicht 
genügend sorgfältig behandelt worden.*3 

Die antiimperialistischen und revolutionären Kräfte schöpfen 
indessen noch nicht alle Möglichkeiten des Zusammenwirkens 
aus. Gewisse Hürden ergeben sich daraus, daß es sich ihrer so- 
zialen Basis wie ihrem politischen Profil nach um unterschiedli- 
che Kräfte handelt. Sozialistische Staaten verkörpern die Macht 
der Arbeiter und Bauern, in den meisten Entwicklungsländern re- 
krutieren sich die Führungskräfte aus bürgerlichen und kleinbür- 
gerlichen Schichten. Bei den unmittelbar zu bewältigenden Pro- 
blemen existieren Unterschiede: Im Bereich des Sozialismus 
nimmt eine neue, ausbeutungsfreie Gesellschaft allmählich Ge- 
stalt an, in der „dritten Welt" ringen die Völker um volle Unabhän- 
gigkeit vom Imperialismus und um Überwindung der überkom- 
menen Rückständigkeit. Das und anderes trägt dazu bei, daß es 
in der Beurteilung internationaler Probleme unterschiedliche 
Sichtweisen gibt. 

Auch verstellen mitunter akute regionale Konflikte den Blick 
auf globale Gefahren. So sehen einige Politiker in Entwicklungs- 
ländern durch den USA-Konrfrontationskurs vornehmlich Westeu- 
ropa bedroht - wo jetzt neue USA-Raketen stationiert werden -, 
nicht aber den Weltfrieden und damit auch die eigenen Län- 
der. Die These der „Äquidistanz" steht dort, wo sie Resonanz fin- 
det, einem engeren Zusammengehen von Kräften der nationalen 
Befreiung mit sozialistischen Staaten entgegen. 

Diese Gegebenheiten sind zu registrieren. Nüchtern, als Bilanz. 
Zugleich jedoch als Aufforderung und Ermutigung, hier mehr zu 
tun. Denn es bleibt die objektive Gemeinsamkeit der Lebensinter- 
essen, was Reserven in ihrer Wahrnehmung einschließt. 


Proletarischer Internationalismus: 
Maßstäbe 


Kommunisten und sozialistische Staaten setzen durch den prole- 
tarischen Internationalismus, von dem sie sich leiten lassen, 
Maßstäbe für das Zusammenwirken der antiimperialistischen und 
revolutionären Kräfte. 


Sozialistische Staaten unterstützen entschlossen und auf viel- 
fältige Weise den Kampf, den die Völker Asiens, Afrikas und 
Lateinamerikas für nationale und soziale Befreiung führen. Sie 
tun dies, indem sie die Positionen des realen Sozialismus stär- 
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ken, mithin auch den Bewegungsraum für Entwicklungsländer 
vergrößern. Sie leisten antiimperialistischen und revolutionä- 
ren Kräften in der internationalen Arena Beistand in ihrem 
Kampf gegen den Imperialismus, so in den verschiedenen Be- 
reichen des UNO-Systems. Und sie arbeiten mit Entwicklungs- 
ländern gleichberechtigt auf verschiedenen Ebenen des ge- 
sellschaftlichen Lebens zusammen. 


Kommunisten und sozialistische Staaten setzen sich für die de- 
mokratischen Aspekte des Kampfes um eine Neue Internationale 
Wirtschaftsordnung ein. Zugleich entwickeln sie, die Begrenzun- 
gen dieses programmatischen Konzepts überschreitend, eigene 
konstruktive Vorschläge zur Demokratisierung der Weltwirt- 
schaftsbeziehungen. Priorität hat in ihren Augen der Kampf um 
Entspannung und Abrüstung: Allein wenn hier Fortschritte erzielt 
werden, können Entwicklungsländer ihre Position in der kapitali- 
stischen Weltwirtschaft verbessern. Sozialistische Staaten wei- 
sen ferner darauf hin, daß es notwendig ist, die Weltwirtschafts- 
beziehungen in ihrer Gesamtheit auf eine neue Grundlage zu stel- 
len, was einschließt, die wirtschaftliche Diskriminierung sozialisti- 
scher Staaten seitens imperialistischer Staaten radikal abzu- 
schaffen. 

Mit Entwicklungsländern arbeiten sozialistische Staaten auf 
gleichberechtiger Grundlage zusammen. Dadurch entstanden 
Wirtschaftsbeziehungen neuen Typs. Zu ihren charakteristischen 
Merkmalen gehören Komplexität, Langfristigkeit der Abma- 
chung, Konzentration auf die Entwicklung der Industrie, insbe- 
sondere im staatlichen Sektor, Förderung der Landwirtschaft, um 
das Nahrungsmittelproblem zu lösen.** Verstärkt wurden gemein- 
same Wirtschaftskommissionen auf Regierungsebene gebildet. 
Das schafft günstige Voraussetzungen auch, um arbeitsteilige 
Formen der Zusammenarbeit zu erkunden und zu realisieren. 

Die RGW-Mitgliedsländer unterhalten mit über 80 Entwick- 
lungsländern Handels- und Wirtschaftsbeziehungen. Mit fast al- 
len bestehen bilaterale Abkommen. Der dabei getätigte Außen- 
handelsumsatz stieg, was absolute Zahlen betrifft, von 1,6 Milliar- 
den Rubel im Jahr 1960 auf über 25 Milliarden Rubel im Jahr 
1980. Es nahm damit auch der Anteil der Entwicklungsländer im 
Gesamtaußenhandelsumsatz der RGW-Staaten zu, und zwar von 
etwa 7 Prozent im Jahr 1960 auf über 10 Prozent im Jahr 1979.*5 

Kommunisten und sozialistische Staaten lassen sich vom prole- 
tarischen Internationalismus leiten. Doch können sie von nicht- 
proletarischen Kräften nicht von vornherein die gleiche Haltung 
erwarten. 

Nicht wenige Führungskräfte in Entwicklungsländern halten of- 
fenbar lange am Nationalismus fest, wobei dieser Wandlungen 
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Solidaritätsgüter aus der DDR im Wert von 12 Millionen Mark für die VR 
Kampuchea. Da der Hafen Kompong Som noch nicht über eigene Kräne 
verfügte, führte die Besatzung der „Lieselotte Herrmann" die Löscharbei- 
ten selbst aus. 


unterliegt, hin zum „kollektiven Nationalismus". Von hier aus wird 
ihre Haltung zu sozialistischen Staaten bestimmt: Sie sehen in ih- 
nen Partner, die helfen, die Interessen der um ihre Befreiung 
kämpfenden Völker gegen den Imperialismus durchzusetzen. 

Das ist legitim - die sozialistischen Staaten sind die mächtig- 
ste antiimperialistische Kraft doch auch etwas einseitig. Denn 
manche Politiker sind nicht bereit, die Solidarität, die sie vom an- 
deren erwarten, diesem auch entgegenzubringen. Oft unterliegt 
ihr Verhalten zum Partner taktisch bedingten Schwankungen. 

Nichtproletarischen Kräften fällt es aufgrund der Begrenztheit 
ihrer Klassenposition mitunter schwer, Hilfe, die sozialistische 
Staaten von der Position des proletarischen Internationalismus 
aus leisten, in ihrem wirklichen Gehalt und in ihrer ganzen Trag- 
weite zu verstehen. Das zeigte sich, als die Sowjetunion dem pro- 
gressiven Regime in Afghanistan militärischen Beistand leistete. 
Manche Politiker in Entwicklungsländern liehen hier der imperiali- 
stischen Propaganda ihr Ohr, was sie Gefahr laufen ließ, insge- 
samt antikommunistischen Argumenten Glauben zu schenken. 

Besonders eng sind die Beziehungen zwischen sozialistischen 
Staaten und Entwicklungsländern mit sozialistischer Orientie- 
rung. So heißt es in der „Nationalcharta der DVR Algerien": „Im 
Verhältnis zu den sozialistischen Ländern entwickelt und erwei- 
tert sich die Politik der Zusammenarbeit unaufhörlich auf allen 
Gebieten. Die beschleunigte Entwicklung Algeriens wird dieser 
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Politik immer neue Möglichkeiten eröffnen, zumal sie sich auf ei- 
nen gemeinsamen Kampf gegen Kolonialismus, Neokolonialis- 
mus und Imperialismus stützt. Algerien wird sich um die weitere 
Stärkung seiner Beziehungen zu den sozialistischen Ländern auf 
freundschaftlicher Basis und auf der Grundlage der Ausgewogen- 
heit der Interessen bemühen."“6 

Für die fortgeschrittensten Länder mit sozialistischer Orientie- 
rung gewann das Bündnis mit sozialistischen Staaten strategi- 
schen Charakter. Im Zusammenhang damit wird es immer mehr 
als untrennbarer Bestandteil der gesamtgesellschaftlichen Ent- 
wicklung verstanden.?7 


Strategisches Bündnis: Das bedeutet, die an ihm Beteiligten 
haben nicht nur die unmittelbaren eigenen Belange im Auge; 
sie gehen vielmehr von den gemeinsamen grundlegenden In- 
teressen aus, was den Blick auf die Gesellschaftsperspektive 
einschließt. Von hier aus reift die Entschlossenheit, fest zu- 
sammenzustehen im Kampf gegen den Imperialismus und für 
gesellschaftlichen Fortschritt. 


Samora Moises Machel, Präsident der FRELIMO-Partei und Prä- 
sident der Volksrepublik Mocambique, erklärte in diesem Sinn am 
3. März 1983 bei seinem Besuch in der DDR: Wir „haben ein soli- 
des Fundament für unsere Beziehungen: die Prinzipien des Mar- 
xismus-Leninismus und den proletarischen Internationalismus, 
die es ermöglichen, daß unsere Ziele und unsere Meinungen 
übereinstimmen, daß sich unsere Interessen im Einklang befin- 
den. Unser Bündnis hat deshalb einen strategischen Charakter. 
Es bedroht niemanden. Es fördert den gemeinsamen Kampf für 
den Frieden und den Sozialismus, die Freiheit und Unabhängig- 
keit der Völker. Dieses Bündnis trägt zum Voranschreiten der re- 
volutionären Weltbewegung bei."#8 


Ein „strategisches Bündnis" ist durch Stabilität gekennzeich- 
net. Und es ordnet sich organisch der revolutionären Umge- 
staltung in einem Land ein, in mehrfacher Hinsicht. Es trägt 
entscheidend zur Bestimmung der perspektivischen Vorstel- 
lungen der Führungskräfte und der Werktätigen bei, eben weil 
in ihm die Entschlossenheit verankert ist, gemeinsam an der 
Revolutionierung der Welt zu arbeiten. Aus ihm erwachsen zu- 
sätzliche Potenzen für das eigene Werk. Und ihre Kollektivität 
verleiht den Bemühungen der Bündnispartner größeres Ge- 
wicht im weltrevolutionären Prozeß. 


Ein anschauliches Zeugnis der engen Zusammenarbeit mit ei- 
nem sozialistisch orientierten Entwicklungsland ist die „Schule 
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Erich Honecker und Fidel Castro bei einer freundschaftlichen Begegnung 
in Havanna 1980 


der Freundschaft", die im September 1982 in Staßfurt eröffnet 
wurde. Auf einem fast 7 Hektar großen Schulkomplex, auf dem 
sich 3 zehngeschossige Internatshäuser, Wohngebäude für Leh- 
rer und Erzieher, Schulgebäude, Sporthalle und Mensa befinden, 
vervollständigen 900 Mädchen und Jungen aus Mocambique - 
eine kleine Gemeinschaft mocambiquanischer Bürger inmitten 
der DDR - ihre Allgemeinbildung und absolvieren eine Berufs- 
ausbildung, um danach am revolutionären Aufbauwerk im eige- 
nen Land mitzuwirken. 

Kommunistische Parteien, darunter die SED, arbeiten mit kom- 
munistischen und Arbeiterparteien sowie mit anderen revolutio- 
nären und demokratischen Organisationen in Entwicklungsländern 
zusammen. Dazu gehört, Erfahrungen auszutauschen. Oder an 
Schulen von Parteien und gesellschaftliichen Organisationen in 
sozialistischen Staaten gibt es Studenten auch aus Entwicklungs- 
ländern, die sich mit dem Marxismus-Leninismus und den beim 
Aufbau des Sozialismus gewonnenen Erfahrungen vertraut ma- 
chen. 

Von der SED veranstaltete internationale Konferenzen wurden 
zu einem Forum des Erfahrungs- und Meinungsaustausches, was 
die Entschlossenheit und die Fähigkeit der Beteiligten stärkte, in 
Wahrnehmung der gemeinsamen Interessen zusammenzuwirken. 

So waren im Oktober 1980 Delegationen von 116 kommunisti- 
schen und Arbeiterparteien, anderen revolutionären Parteien und 


129 


nationalen Befreiungsbewegungen aus 103 Ländern zu einer wis- 
senschaftlichen Konferenz nach Berlin zusammengekommen. Es 
zeigte sich: Die revolutionäre antiimperialistische Bewegung war 
umfassender geworden. Ein Viertel der Delegationen nahm erst- 
mals an einer solchen Beratung teil. Und bei aller Mannigfaltig- 
keit der Kampfbedingungen und Unterschiedlichkeit der Auffas- 
sungen zu einzelnen Fragen wurde die politische und ideologi- 
sche Übereinstimmung in den Grundfragen der Gegenwart zum 
dominierenden Charakterzug der Konferenz.*? 

Vom 11. bis 16. April 1983 veranstaltete das Zentralkomitee der 
SED in Berlin eine Internationale Wissenschaftliche Konferenz 
„Karl Marx und unsere Zeit - der Kampf um Frieden und sozialen 
Fortschritt". 145 kommunistische und Arbeiterparteien, revolutio- 
näre Vorhutparteien, nationalrevolutionäre Parteien und Befrei- 
ungsbewegungen, sozialistische und sozialdemokratische Par- 
teien aus 111 Ländern waren auf ihr vertreten. Eine Repräsentanz 
in dieser Breite war auf einer vergleichbaren Veranstaltung noch 
nie erreicht worden. 

Die Konferenz fand zu Ehren von Karl Marx statt: Vor 165 Jah- 
ren war er geboren worden, vor 100 Jahren gestorben. Doch be- 
gnügten sich die Konferenzteilnehmer nicht mit einer Rückschau; 
im marxschen Geist machten sie sein Werk, der im Leninismus 
seine Fortsetzung fand, fruchtbar für die Lösung der gewaltigen 
Aufgaben, vor denen die Menschheit heute steht. Dadurch wurde 
die Konferenz zu einem Ereignis, das, indem es bewegend auf die 
Gegenwart einwirkt, in die Geschichte eingehen wird. 

In dem umfassenden und freimütigen Meinungsaustausch er- 
griffen 140 Konferenzteilnehmer das Wort. In ihren Beiträgen 
wurde plastisch, wie breit und vielgestaltig der weltrevolutionäre 
Prozeß ist. Doch ein Thema bewegte sie in besonderem Maß: 
Das war die Verteidigung des Friedens gegen die imperialistische 
Aggressionspolitik. Viele Redner würdigten die sozialistischen 
Staaten als stärkste Friedensmacht. Wiederholt wurden die 
Marxschen Worte zitiert, wonach im Gegensatz zur kapitalisti- 
schen Gesellschaft „mit ihrem ökonomischen Elend und ihrem 
politischen Wahnwitz" mit dem Sozialismus eine „neue Gesell- 
schaft entsteht, deren internationales Prinzip der Friede sein 
wird, weil bei jeder Nation dasselbe Prinzip herrscht - die Ar- 
beitl".5° Zugleich wurde deutlich, daß auch diejenigen, die soziali- 
stischen Idealen nicht oder noch nicht folgen, ein tiefes Interesse 
an der Friedenserhaltung haben. „Versammelt, um Karl Marx zu 
ehren, haben wir auf dieser Konferenz die Entschlossenheit be- 
kündet, unsere Kräfte zu vereinen im Kampf für Frieden und so- 
zialen Fortschritt", stellte Erich Honecker in seinen abschließen- 
den Worten fest. „Es ist unsere gemeinsame Entschlossenheit, 
die Welt nicht einem atomaren Inferno zu überlassen. Die heuti- 
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gen und die künftigen Generationen, die Mütter und Väter, die 
Kinder und Kindeskinder sollen ohne die Furcht vor einem neuen 
Weltkrieg sein. Sie sollen in Frieden leben."5' 


! Politische Deklaration der Teilnehmerstaaten des Warschauer Vertra- 
ges, Prag, den 5. Januar 1983; Gemeinsame Stellungnahme des Polit- 
büros des Zentralkomitees der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch- 
lands und des Ministerrates der DDR zu den Ergebnissen der Tagung 
des Politischen Beratenden Ausschusses der Teilnehmerstaaten des 
Warschauer Vertrages am 4. und 5. Januar 1983 in Prag, Berlin, den 11. 
Januar 1983, Berlin 1983, S. 5. 

2 Ebenda, S.6f, 

3 Ebenda, S. 17, 20. 

4 K. Hager: Gesetzmäßigkeiten unserer Epoche - Triebkräfte und Werte 
des Sozialismus. Rede auf der Gesellschaftswissenschaftlichen Konfe- 
renz des Zentralkomitees der SED am 15. u. 16. Dezember 1983 in Ber- 
lin, Berlin 1983, S. 18 

5 Nach R. Cartier: Mächte und Männer unserer Zeit, München 1971, 
S. 621. 

6 O0. Jankowitsch, K. P. Sauvant: The Third World without Superpowers: 
The Collected Documents of the Non-Aligned Countries, Volume |, 
Dobbs Ferry, New York 1978, S. XV f. 

7” Vgl. Jawaharlal Nehru's Speeches, Band 1, September 1946-Mai 1949, 
Delhi 1967, S. 2. 

8 Vgl. P. Heidrich: An den Quellen der Nichtpaktgebundenheit - Indiens 
Haltung zum Nahostkonflikt 1946 bis 1956. In: asien, afrika, lateiname- 
rika, Berlin, Heft 1/1981, S. 39 ff. 

9 Zit. nach: ebenda, S. 41. 

10 Zit. nach: Einführung. In: Dokumente der Nichtpaktgebundenen, a. a. 
0.,S.8. 

11 Ebenda, S. 9. 

12 Vgl. B. Korany: Social Chance, Charisma and International Behaviour: 
Toward a Theory of Foreign Policy-making in the Third World, Leiden - 
Genf 1976, S. 2. 

13 Zit. nach: ebenda, S. 103. 

14 Nach C. H. Jansen: Nonalignment and the Afro-Asian States, New York 
- Washington 1966, S. 285. 

15 Dokumente der Nichtpaktgebundenen, a. a. 0., S. 37. 

16 Ebenda, S. 42. 

17 Ebenda, S. 182. 

18 Ebenda, S. 255. 

19 Rede des Oberkommandierenden Fidel Castro Ruz, Erster Sekretär des 
Zentralkomitees der Kommunistischen Partei Kubas, Vorsitzender des 
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Abhängiger Kapitalismus, 
sozialistische Alternative 


Die Haltung, die Entwicklungsländer gegenüber dem Imperialis- 
mus einnehmen, ist — dies wird immer deutlicher - untrennbar 
mit den gesellschaftlichen Prozessen verbunden, die sich in ih- 
rem Innern vollziehen. Kapitalistische Verhältnisse bringen nicht 
nur die ihnen eigene Klassenpolarisierung hervor; sie sind zu- 
gleich der Boden für imperialistische Einflußnahme und Ausbeu- 
tung - gewiß nicht im Sinn einer Automatik, doch einer Gefahr 
und Begünstigung. Der Kampf um volle Unabhängigkeit vom Im- 
periallsmus verlangt deshalb, den Antiimperialismus in Richtung 
Antikapitalismus zu vertiefen. 

Bei der Gesellschaftsperspektive geht es zugleich um die 
Frage: Wie soll die Überwindung der überkommenen Rückstän- 
digkeit angegangen werden? Wird sie von Ausbeutern und Uhnter- 
drückern betrieben, die Nutzen aus ihr ziehen, während sie die 
Lasten den Werktätigen aufbürden? Oder erfolgt sie im gesamt- 
gesellschaftlichen Interesse? 


Weichenstellungen 


Die Frage nach der Gesellschaftsperspektive wurde unmittelbar 
akut, nachdem aus dem antikolonialen Kampf souveräne Staaten 
hervorgegangen waren. Doch bereits zuvor war um ihre Beant- 
wortung gerungen worden, praktisch in jedem Fall, zuweilen 
auch die sich abzeichnenden Möglichkeiten ausdrücklich erwä- 
gend. 

Wie sah das aus? 

Die Eigenstaatlichkeit markiert einen Bruch mit der kolonialen 
Vergangenheit. Doch zugleich ist sie ein vermittelndes Element 
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im Gesamtprozeß des antiimperialistischen Kampfes, der zur vol- 
len Unabhängigkeit vom Imperialismus führt. Als Frucht vorange- 
gangener wurde sie zum Fundament künftiger Kämpfe. Und wie 
sie errungen wurde - wie die gegebene Klassenstruktur aussah, 
welche sozialen und politischen Kräfte sich mit welcher Stärke 
und Konsequenz antikolonial und antiimperialistisch engagierten, 
welche programmatischen Vorstellungen und Kampfformen sie 
entwickelten, wie sich im Zusammenhang damit das Verhältnis 
von Revolution und Reform gestaltete —, das hatte Konsequen- 
zen für die Gesellschaftsentwicklung unter ihren Bedingungen. 
Zuweilen warfen politische Kräfte schon im antikolonialen Kampf 
die Frage auf: Wie füllen wir die staatliche Souveränität aus, für 
die wir jetzt eintreten? 


Hier tritt die soziale Dimension nationaler Befreiung hervor. 
Bereits im antikolonialen Kampf wurden Weichen gestellt für 
die Entwicklung unter den Bedingungen der Eigenstaatlich- 
keit. Der politische Machtwechsel erfolgte vielfach in einer Be- 
wegung, die in ihrer Dynamik überkommene Gesellschafts- 
strukturen erschütterte, so daß der vorhandene revolutionäre 
Schwung genutzt werden konnte, um weiterreichende Maß- 
nahmen durchzusetzen. 


Bürgerliche Kräfte, die im nationalen Befreiungskampf weithin 
auf Reformen setzten, wollten, um bereits errungene Öökonomi- 
sche und politische Positionen zu behaupten und auszubauen, Ei- 
genstaatlichkeit durch Kompromisse mit der Kolonialmacht erlan- 
gen. Kolonialmächte sahen hier eine Chance, in einer Zeit, in der 
ihre direkte Kolonialherrschaft ohnehin zu Ende ging, durch Zuge- 
ständnisse zumindest sicherzustellen, daß die souverän werden- 
den Staaten im kapitalistischen Bereich der Welt verblieben. 

In Indien hatte Gandhi mit dem „gewaltlosen Widerstand" eine 
Formel gefunden, um Werktätige in großer Zahl in den antikolo- 
nialen Kampf einzubeziehen, und zwar unter Verzicht auf spezifi- 
sche Klassenforderungen und bei Dominanz bürgerlicher Kräfte. 
Der Nationalkongreß handelte Zeitpunkt - 15. August 1947, Mit- 
ternacht - und Art der Erlangung der Eigenstaatlichkeit mit GroßR- 
britannien aus. Das geschah vor dem Hintergrund sich weitender 
und verstärkender Volkskämpfe, auch der sich anbahnenden und 
mit der Teilung des Subkontinents in Zusammenhang stehenden 
tragischen Auseinandersetzungen zwischen Hindus und Muslims. 
Die neue indische Regierung bat angesichts der sich türmenden 
Schwierigkeiten, mit denen sie sich konfrontiert sah, drei Wo- 
chen nach ihrem Amtsantritt sogar den britischen Vizekönig Lord 
Louis Mountbatten, die Regierungsgeschäfte noch für eine Weile 
zu übernehmen. (Nehru argumentierte, um diesen Schritt zu 
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Angehörige der Nationalen Befreiungsarmee Algeriens in den unwegsa- 
men Gegenden der Sahara 


rechtfertigen, daß er und andere Kongreßführer die besten Jahre 
ihres Lebens in britischen Gefängnissen verbracht hätten, wäh- 
rend er, Mountbatten, Gelegenheit gehabt habe, sein Organisa- 
tionstalent zu entwickeln und Erfahrungen zu sammeln.) Die ein- 
heimische Bourgeoisie stellte hier im Zusammenwirken mit Groß- 
britannien die Entwicklung von Kapitalismus im staatlich souverä- 
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nen Indien vorerst sicher, bei Fortexistenz von Widersprüchen 
und Konflikten zwischen beiden Seiten. 

Zusammenhänge dieser Art ließen sich auch in Nigeria oder 
Tunesien aufspüren, um zwei weitere Länder zu nennen. 

Anders war es dort, wo Befreiungsbewegungen sich gezwun- 
gen sahen, ihre Völker zum entschlossenen bewaffneten Kampf 
um die nationale Unabhängigkeit zu führen. 

Da ist das Beispiel Algerien. Die kleinbürgerlichen Führungs- 
kräfte, die die Unterstützung breiter Bauernmassen fanden, radi- 
kalisierten sich im Verlauf des achtjährigen bewaffneten Kamp- 
fes. Das schuf entscheidende Voraussetzungen, um das nach 
den Verträgen von Evian (1962) souverän gewordene Land auf 
den Sozialismus zu orientieren. Frantz Fanon, namhafter Theore- 
tiker der algerischen Revolution, hat noch während der Kämpfe - 
den Sieg erlebte er nicht mehr, er starb 1961 - auf ihre mögliche 
Konsequenz für die Zeit der Eigenstaatlichkeit verwiesen. „Wenn 
die Massen durch Gewalt an der nationalen Befreiung teilgenom- 
men haben", schrieb er in seinem programmatischen Buch „Die 
Verdammten dieser Erde", „erlauben sie niemandem, sich als 
‚Befreier' auszugeben. Sie wachen eifersüchtig über dem Resul- 
tat ihrer Aktion und hüten sich, ihre Zukunft, ihr Schicksal, das 
Los des Vaterlandes einem lebendigen Gott auszuliefern. Gestern 
noch ohne jede Verantwortung, wollen sie heute alles verstehen 
und über alles entscheiden."! Es waren in der Tat die Volksmas- 
sen, die durch ihre Unterstützung während der Zeit des Befrei- 
ungskampfes und danach es den revolutionär-demokratischen 
Kräften in den Führungen der FLN (Front de Liberation Nationale 
- Nationale Befreiungsfront) und der ALN (Armee de Liberation 
Nationale - Nationale Befreiungsarmee) ermöglichten, sich ge- 
gen bürgerlich-liberale und kleinbürgerlich-reformistische Kräfte 
durchzusetzen. 

Da ist das Beispiel Mocambique. Das mogambiquanische Volk 
konnte sich vom portugiesischen Kolonialfaschismus nur be- 
freien, indem es zur bewaffneten Gewalt griff. Es übernahm die 
Gebiete, die den Portugiesen entrissen wurden. Noch während 
der Kämpfe mußte in ihnen die Macht- und Eigentumsfrage ge- 
klärt werden. „Auf diese Art und Weise wurde im Prozeß des 
Klassenkampfes, im Schoß der Befreiungsfront und der befreiten 
Gebiete der Keim der marxistisch-leninistischen Partei, der sozia- 
listischen Revolution, des volksdemokratischen Staates gelegt", 
erklärte Samora Moises Machel dazu. „Der revolutionäre Prozeß 
nahm an Tempo zu. Die Beschleunigung des Prozesses erfolgte 
in Richtung auf den Sozialismus, ungeachtet der geringen Zahl 
der Arbeiterklasse und ihres schwachen Bewußtseins als Klasse 
für sich. Die Kriegssituation wirkte als großer Katalysator, der 
dank der politischen Arbeit das Verständnis für die realen Ziele 
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Das mocambiquanische Volk konnte sich vom portugiesischen Kolonialis- 
mus nur befreien, indem es zur bewaffneten Gewalt griff. Eine Einheit der 
FRELIMO beim Vormarsch ins Operationsgebiet, 1972 


des Konfliktes förderte. Das Bewußtsein, daß große Opfer erfor- 
derlich sind, schuf innerhalb der Gesellschaft das Gefühl der Not- 
wendigkeit einer radikalen Veränderung ihrer inneren Beziehun- 
gen."2 

Hier wären, wengleich es von Land zu Land gewichtige Unter- 
schiede gibt, noch Vietnam, China und Angola zu nennen. 

Gewiß bedeutet bewaffneter Kampf für sich genommen noch 
keine größere Konsequenz im Antikolonialismus und Antiimperia- 
lismus. Er ist, dies muß in Abgrenzung von Linksextremisten ge- 
sagt werden, der Sache nach Kampfmittel und kein strategisches 
Konzept. Doch wenn Patrioten zu ihm greifen, drückt dies - im 
Sinn eines Ergebnisses wie eines weiter verlaufenden Vorgangs 
- eine außerordentliche Zuspitzung in der Auseinandersetzung 
mit der jeweiligen Kolonialmacht aus. Volksmassen werden im 
Zusammenhang damit in größerem Umfang aktiviert, gefordert 
auch, hohe Einsatzbereitschaft zu beweisen, was in ihren Reihen 
Lernprozesse fördert und das Selbstvertrauen stärkt. Es werden 
auch die Abgrenzung gegenüber der Gesellschaftsordnung, die 
die verhaßte Kolonialmetropole verkörpert, und die Suche nach 
einer sozialistischen Alternative stimuliert. 
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Doch nirgendwo ist ein Automatismus wirksam. Revolutionen 
entwickeln mitunter eine Eigendynamik, die sie über die ur- 
sprünglichen Absichten ihrer Initiatoren hinauswachsen läßt. Um- 
gekehrt können sie hinter zunächst anvisierte Ziele zurückfallen. 
Entscheidend ist beziehungsweise wird in jedem Fall die Haltung, 
die die Volksmassen zu den in Gang gekommenen revolutionären 
Prozessen einnehmen. 

Die „Freien Offiziere", die sich zu Beginn der fünfziger Jahre in 
Ägypten anschickten, die Macht in der Armee und im Staat zu er- 
obern, wollten, wie sie in einem Flugblatt formulierten, „einen 
Feldzug gegen die Korruption in allen Formen führen, in denen 
sie sich äußert, gegen Bestechung, Vetternwirtschaft und Macht- 
mißbrauch". Im Zusammenhang damit sollte eine völlige Befrei- 
ung vom Imperialismus - womit konkret britische Herrschaftspo- 
sitionen gemeint waren - erfolgen.? Die Machtübernahme in der 
Nacht vom 22. zum 23. Juli 1952 verlief friedlich; Sadat hätte sie 
fast verpaßt und verbrachte ihre ersten entscheidenden Stunden 
- wie er in seiner Autobiographie berichtet - zusammen mit sei- 
ner Frau im Kino.* Die neuen Machthaber gingen faktisch ein 
Bündnis mit der einheimischen Bourgeoisie ein. Um Bedenken in 
deren Reihen zu zerstreuen, versicherte Muhammad Nadschib 
auf einer Veranstaltung der ägyptischen Handelskammer in Alex- 
andria: „Unsere Bewegung ist keine Revolution, sondern eine 
Renaissance." Die neuen Machthaber suchten ein Einvernehmen 
auch mit der imperialistischen Führungsmacht, den USA. Ihre 
Vorstellungen über die Zukunft des Landes waren, wie Nasser 
später rückschauend feststellte, ziemlich verschwommen. Doch 
in der Praxis - konkret: im Bemühen, die Armee mit schwerem 
Kriegsgerät auszurüsten, und im Versuch, Finanzhilfe für den Bau 
des Assuan-Hochdammes zu erlangen - erfuhren sie, daß der Im- 
periallsmus ein Feind der ägyptischen Unabhängigkeit war. Dar- 
aufhin nahmen sie eine entschlossenere antiimperialistische Hal- 
tung ein. Ferner mußten sie registrieren, daß die einheimische 
Bourgeoisie, obwohl energisch dazu aufgefordert, wenig unter- 
nahm, um die erstrebte Unabhängigkeit ökonomisch zu unter- 
mauern. Das ließ sie 1961 antikapitalistische Maßnahmen durch- 
führen. Die Zusammenarbeit mit der Sowjetunion wurde enger, 
und es wurden Schritte zu ihrer strategischen Fundierung unter- 
nommen. 

Doch der Bruch mit der aus der Kolonialzeit stammenden kapi- 
talistischen Entwicklung, der sich abzeichnete, war nicht radikal 
genug. Die Bourgeoisie blieb stark, während die Werktätigen nur 
unzureichend organisiert waren. (Organisierungsversuche _blie- 
ben im Ansatz stecken.) Das erlaubte es Rechtskräften, die be- 
reits nach der militärischen Niederlage Ägyptens im Juni 1967 ei- 
nen Vorstoß unternommen hatten, nach dem Tod Nassers im 
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Jahr 1970 mit Sadat als Präsident die Macht an sich zu reißen und 
einen konterrevolutionären Kurs einzuleiten. 

In Algerien zeigt sich, daß die Erfahrungen eines bewaffneten 
Befreiungskampfes keineswegs automatisch in politische Be- 
wußtheit der Werktätigen umschlagen oder diese auf Dauer er- 
setzen. Die bürokratische Bourgeoisie erstarkte und erweiterte ih- 
ren Bewegungsraum. Andererseits: In Ghana, Guinea und Mali 
wurde die Eigenstaatlichkeit auf dem Verhandlungsweg erreicht, 
was nicht verhinderte, daß Fortschrittskräfte eine sozialistische 
Orientierung durchsetzten. 

Sosehr ein Zusammenhang zwischen dem antikolonialen 
Kampf und der Entwicklung unter den Bedingungen der Eigen- 
staatlichkeit besteht, vor vereinfachenden Schlußfolgerungen 
muß gewarnt werden. 


„Denn wer da hat, 
dem wird gegeben werden...“ 


U 


Wenn die meisten Entwicklungsländer sich vorerst kapitalistisch 
entwickeln, so nicht, weil die Völker sich dafür entschieden hät- 
ten. Entscheidung ist ein bewußter Vorgang. Es ist indessen zu- 
nächst einmal die Macht der Spontaneität, die kapitalistische Ent- 
wicklungen hervorbringt. In den Ländern, die kolonial oder halb- 
kolonial versklavt wurden, gab es weithin schon Verhältnisse der 
antagonistischen Klassengesellschaft. In einer Reihe von ihnen 
bildeten sich partiell kapitalistische Verhältnisse heraus. Wenn 
Fortschrittskräfte nicht stark genug waren, eine Alternative 
durchzusetzen, drängte die gesellschaftliche Entwicklung in ihrer 
Spontaneität zum Kapitalismus, sei es, daß sich seine in der Kolo- 
nialzeit begonnene Herausbildung fortsetzte, sei es, daß er neu 
entstand. 


Imperialistische Staaten lassen nichts unversucht - dies 
wurde zum Hauptanliegen des Neokolonialismus -, um Ent- 
wicklungsländer in ihrem Herrschaftsbereich zu behalten. Sie 
nutzen den Mechanismus der kapitalistischen Weltwirtschaft, 
üben politischen Druck aus, wirken ideologisch, greifen zu Ter- 
ror und militärischer Intervention. 


Bürgerliche Ideologie, die ihrem Wesen nach auf eine kapitali- 
stische Entwicklung orientiert, wurde und wird in Entwicklungs- 
ländern auf vielfältige Weise verbreitet. Auch das begann im all- 
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gemeinen schon in der Kolonialzeit. Die in den Kolonialmetropo- 
len herrschenden Ideen gewannen aufgrund der wirtschaftlichen 
und militärischen Überlegenheit, die hinter ihnen stand, in Kolo- 
nien und Halbkolonien eine nicht geringe Anziehungskraft. Stu- 
denten aus asiatischen und afrikanischen Ländern, die an europä- 
ischen Universitäten studierten, machten sich mit ihnen vertraut. 
Missionare aus Europa ergänzten und fundierten mit der Verbrei- 
tung des Christentums die zuvor erfolgte wirtschaftliche und/ 
oder militärische Unterwerfung, dabei bemüht, Helfer aus der 
einheimischen Bevölkerung zu bekommen. Mit den modernen 
Massenmedien eröffneten sich hier noch weitaus größere Mög- 
lichkeiten. Kapitalistische Firmen erreichen mit ihrer Reklame, die 
in ihrer Bildhaftigkeit auch Analphabeten verständlich ist, nicht 
nur die Stadtbevölkerung, sondern auch die Bewohner entfernter 
Dörfer. Sie werben nicht nur für ihre Erzeugnisse, sondern zu- 
gleich für einen Lebensstil, in dem deren Besitz zum erstrebten 
Statussymbol wird; die Bilder allein schon können dem Betrach- 
ter die Vorstellung suggerieren, der Welt zuzugehören, die op- 
tisch so viele Verführungen bereithält. Viele Entwicklungsländer 
importieren Produktionen der Film- und Fernsehindustrie aus im- 
perialistischen Staaten. Zu Beginn der siebziger Jahre bestanden 
84 Prozent der Fernsehprogramme in Guatemala aus Importen; in 
Uruguay waren es 62 Prozent, in Chile 55 Prozent, in Sambia 64 
Prozent, in Irak 52 Prozent und in Ägypten 41 Prozent. Sicher, dar- 
unter ist auch künstlerisch Hochwertiges, doch nur vereinzelt; 
überwiegend handelt es sich um Trivialunterhaltung, in der die 
Schilderung der Idylle bürgerlicher und kleinbürgerlicher Behag- 
lichkeit durch Gewalt- und Pornodarstellungen ergänzt und abge- 
rundet wird. 

Was bedeutet die Entwicklung von Kapitalismus in Entwick- 
lungsländern? Welthistorisch hat diese Gesellschaftsordnung 
keine Perspektive mehr. Dennoch ist die Neuentwicklung kapitali- 
stischer Verhältnisse eine Realität und wird es vorerst, „mittelfri- 
stig" gewissermaßen, bleiben. Bedeutet sie, so läßt sich fragen, 
eine als revolutionär zu charakterisierende Ablösung von Elemen- 
ten vorkapitalistischer Gesellschaftsformationen? Befindet sie 
sich indessen nicht zugleich im Widerspruch zum Charakter der 
Epoche, demzufolge welthistorisch der Übergang zum Sozialis- 
mus und Kommunismus auf der Tagesordnung steht? 

Diese Fragen wollen bedacht sein. 

So verabschiedete das Schahregime in Iran in den sechziger 
Jahren ein Reformpaket, das es als „weiße Revolution" bezie- 
hungsweise als „Revolution des Schahs und des Volkes" propa- 
gieren ließ. In den siebziger Jahren verkündete Indira Gandhi in 
Indien ein 20-Punkte-Reformprogramm. In jedem Fall sollten Re- 
formen etwas in Bewegung bringen, zur Überwindung der Rück- 
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ständigkeit, was die Beseitigung feudaler Verhältnisse einschloß. 
Das Ergebnis? In Iran wurden tatsächlich bis zu einem gewissen 
Grad im Feudalismus wurzelnde Hemmnisse der gesellschaftli- 
chen Entwicklung abgebaut, doch mit der Ausbreitung kapitalisti- 
scher Verhältnisse bildeten sich neue, noch explosivere \Wider- 
sprüche heraus. 


Was die Neuentwicklung kapitalistischer Verhältnisse betrifft: 
Sie ist zutiefst widersprüchlich. Sie vermag, im Vergleich zu 
feudalen Produktionsformen, den Produktivkräften einen ge- 
wissen neuen Bewegungsraum zu verschaffen. Zugleich trägt 
sie bestimmte antirevolutionäre Züge. Werden doch mit ihr 
vorerst Möglichkeiten vergeben, mittels einer sozialistischen 
Orientierung die anstehenden Probleme unmittelbar im ge- 
samtgesellschaftlichen Interesse zu lösen. Der technologische 
Fortschrit, der im Rahmen des Kapitalismus erreicht wird, 
läßt die Reichen reicher, die Armen ärmer werden. 


So begannen bereits in den vierziger Jahren Wissenschaftler 
damit, neue tropentaugliche Weizensorten, die höhere Erträge 
bringen, zu züchten. Sie hatten Erfolg. Mexiko, das die neue 
Sorte anbaute, hatte 1940 noch die Hälfte seines Getreidebedarfs 
importieren müssen - bis 1956 konnte es auf diesem Gebiet die 
Selbstversorgung erreichen. Als es gelang, Weizensorten zu 
züchten, die asiatischen Bedingungen angepaßt waren, stiegen 
auch dort die Erträge. In Indien beispielsweise verdoppelten sie 
sich im Zeitraum zwischen 1964 und 1972. Es begann die „Grüne 
Revolution". 

Ein Fortschritt? Gewiß. Doch unter den gegebenen Eigentums- 
verhältnissen wurde er für die Armen und Ärmsten zum Fluch. 
Denn die Reichen hatten das Geld - oder sie waren so kreditwür- 
dig, daß sie es sich bei Banken leihen konnten -, um die für die 
Ertragssteigerung notwendigen Voraussetzungen zu schaffen: 
Ankauf von Saatgut, Düngemitteln und Insektenvertilgungsmit- 
teln, Regelung der Bewässerung, Pflege der Pflanzen (was einen 
hohen Arbeitsaufwand erforderte). Die Armen konnten hier nicht 
mithalten. Also steigerten nur die ohnehin reichen Bauern ihr Ein- 
kommen, während die Armen leer ausgingen; sie wurden vielfach 
noch ärmer, da die Steigerung der Ernteerträge niedrigere Preise 
zur Folge hatte, so daß sie bei gleichbleibenden Ernten geringere 
Erlöse als zuvor erzielten. 

Ähnliche Folgen hatte die zunehmende Verwendung von Trak- 
toren in der Landwirtschaft; im Jahrzehnt von 1965 bis 1975 stieg 
ihre Zahl in Afrika von 250 000 auf 400 000, in Lateinamerika von 
370 000 auf 580 000, in Asien von 330 000 auf 1,21 Millionen. Ein 
Traktor, für sich genommen, erleichtert die Arbeit und spart Ar- 
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Zuckerrohrsaftverkäufer in Kalkutta 


beitskräfte ein. In Sri Lanka beispielsweise kann ein kleiner Trak- 
tor ein Acre Land (etwa 4000 Quadratmeter) in 6 bis 9 Stunden 
umpflügen, ein Büffelgespann braucht dafür 20 Stunden, ein 
Mann mit einer Hacke 128 Stunden. Doch unter den gegebenen 
Eigentumsverhältnissen, zu denen ein Überangebot an Arbeits- 
kräften kam, konnten allein reiche Bauern einen Traktor kaufen. 
Sie erhöhten ihre Produktivität, was es ihnen erlaubte, sich noch 
mehr Land anzueignen, während Pächter von ihrem zuvor ge- 
pachteten Land vertrieben und Arbeitsplätze zerstört wurden. Un- 
tersuchungen in Pakistan ergaben, daß jeder Traktor im Durch- 
schnitt 5 Arbeitsplätze vernichtet. 

Pumpen, die „Traktoren des Wassers", wie Paul Harrison sie 
nennt, haben nach seinen Worten „ihre eigene, besonders tücki- 
sche Art und Weise, die Ungleichheit zu vermehren". Sie verrin- 
gern in Gegenden mit unzureichendem Niederschlag das Grund- 
wasser derartig rasch, daß der Grundwasserspiegel sinkt und nur 
noch teure Röhrenbrunnen tief genug in die Erde reichen. Die 
durch Hand ausgehobenen Brunnen der Armen trocknen aus. 
Harrison dazu: „Pumpen machen sinnigerweise aus Wasser, ei- 
ner Gabe Gottes, ein Privileg, das nur den ohnehin schon Privile- 
gierten zugänglich ist."® 


Die Bourgeoisie, die sich im Ergebnis kapitalistischer Entwick- 
lungen vergrößert und reicher wird, nimmt zunehmend parasi- 
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täre Züge an. Das kommt, allgemein gesprochen, dadurch zu- 
stande, daß sie welthistorisch ihre Aufgabe als Klasse erfüllt 
hat und zum Abtreten verurteilt ist. Ihr Eigennutz dient immer 
weniger oder gar nicht mehr dem gesamtgesellschaftlichen 
Fortschritt, sondern ist zunehmend gegen diesen gerichtet. So 
legt sie ihr Kapital gern in Bereichen an - unter anderem beim 
Bau von Mietshäusern oder im Landerwerb —, in denen es 
möglichst rasch und risikolos hohe Profite bringt, während sie 
nur zögernd industrielle Projekte fördert, die für die nationale 
Entwicklung eines Landes von existentieller Bedeutung sind. 


Das neutestamentliche Matthäusevangelium legt Jesus die 
Worte in den Mund: „Denn wer da hat, dem wird gegeben wer- 
den, so daß er Überfluß hat; wer aber nicht hat, dem wird auch 
das noch genommen werden, was er hat."” Diese Worte könnten 
als Beschreibung dafür dienen, was sich heute in vielen kapitali- 
stischen Entwicklungsländern abspielt. 


„Sie weinten vor Wut und Ohnmacht“ 


Nicht wenige Menschen in Entwicklungsländern verhalten sich 
bis zur Stunde kapitalistischen Entwicklungen gegenüber passiv. 
Zu viele zögern auch noch, sich in Beantwortung der Mensch- 
heitsfrage Nummer eins, der Verteidigung des Weltfriedens, zu 
engagieren. 

Dafür gibt es verschiedene Ursachen. Da ist die Macht der 
Trägheit, die aus vorkapitalistischen Verhältnissen erwächst. Da 
ist das Privateigentum an Produktionsmitteln, das im System der 
Produktionsverhältnisse dominiert und den Horizont der Produ- 
zenten einengt, sie nur an das Nächstliegende denken läßt, wäh- 
rend der Nichteigentümer im Eigentumserwerb die Rettung er- 
blickt. Hinzu kommt die Massenarmut, in der angesichts des täg- 
lichen Kampfes ums Überleben Menschheitsfragen wie Krieg und 
Frieden leicht in den Hintergrund gedrängt werden, das heißt, die 
„kleine" Katastrophe, die täglich ins Haus steht, behindert das 
hinreichende Verständnis für die drohende Weltkatastrophe. An- 
alphabeten sind zudem in ihren Möglichkeiten, sich politisch zu 
informieren, stark eingeengt; die Massenmedien, die ihnen zu- 
gänglich sind, vielfach von imperialistischer Seite beherrscht, las- 
sen Information im Detail zur Desinformation verkommen, was 
das gesellschaftliiche Gesamtgeschehen betrifft. 
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Dennoch spitzen sich die Widersprüche zu: zwischen Entwick- 
lungsländern und imperialistischen Staaten - und in Entwick- 
lungsländern, die sich kapitalistisch entwickeln. Sozialer Spreng- 
stoff sammelt sich an. 


Immer mehr kommt es spontan zu explosiven Ausbrüchen. 
Die Armen und Ärmsten setzen sich rebellierend gegen eine 
Verschlechterung ihrer Lebenslage zur Wehr. Die Reichen 
greifen zur Gewalttätigkeit, um Rebellionen niederzuschlagen 
oder im Keim zu ersticken. Ihr Geld verschafft ihnen auch hier 
Vorteile: Sie können sich Waffen kaufen und Mörderbanden 
dingen. 


So schlossen sich 1968 im Distrikt Thandschavur im indischen 
Bundesstaat Tamil Nadu landlose Arbeiter in einer Gewerkschaft 
zusammen, um höhere Löhne zu erzwingen. Daraufhin organisier- 
ten sich die Grundbesitzer ihrerseits. Rief die Gewerkschaft zum 
Streik, holten sie Landarbeiter von anderswo, was zu Auseinan- 
dersetzungen zwischen Streikenden und Streikbrechern führte. 
Die Grundbesitzer boten dann den Landarbeitern an, sie könnten 
wieder bei ihnen Arbeit finden, falls sie aus der Gewerkschaft 
austräten und 250 Rupien als Strafe zahlten. (Das entsprach 3 
Monatslöhnen.) Als bei einem akuten Konflikt ein Vertreter der 
Grundbesitzer getötet wurde, organisierten diese eine Strafexpe- 
dition. Sie fuhren, bewaffnet mit Stöcken, Schwertern und Ge- 
wehren, auf einem Lastwagen zu dem Dorf Kilvenmani, dem 
Hauptstützpunkt der Landarbeiter. Dort trieben sie Männer, 
Frauen und Kinder in einer Hütte zusammen, die sie anzündeten. 
Über 40 Menschen wurden bei lebendigem Leib verbrannt. (Das 
Oberste Gericht Madras sprach die 25 Grundbesitzer, die wegen 
dieses Verbrechens angeklagt waren, frei; die 8 Landarbeiter je- 
doch, die beschuldigt wurden, den Grundbesitzer-Vertreter getö- 
tet zu haben, erhielten lange Freiheitsstrafen.®) 


Als Reaktion auf die sich zuspitzenden Widersprüche verstär- 
ken die Werktätigen, zusammengeschlossen in Gewerkschaf- 
ten, Bauernverbänden und anderen Organisationen, den be- 
wußten und organisierten Kampf für ihre Belange. In vorder- 
ster Reihe kämpfen kommunistische und Arbeiterparteien. Sie 
sind, gemessen an der jeweiligen Gesamtbevölkerung, im all- 
gemeinen zahlenmäßig noch schwach, was wesentlich mit der 
noch geringen Entwicklung der Arbeiterklasse zusammen- 
hängt. Nicht selten sind sie dem brutalen Terror der Herr- 
schenden ausgesetzt. Doch gehen von ihrer Arbeit starke poli- 
tische und ideologische Impulse aus, die Maßstäbe setzen im 
Kampf für nationale und soziale Befreiung. In einigen Ländern, 
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so in Indien, erlangten sie bedeutsamen Einfluß in Strukturen 
oder Teilstrukturen des staatlichen Lebens. 


Immer mehr Menschen machen Lernprozesse durch, in denen 
sie erfahren, daß sie ihre Interessen nur wirksam wahrnehmen 
können, wenn sie sich organisieren. 

Davon berichtet Domitila Barrios de Chungara, eine Boliviane- 
rin. Sie hatte vier Schwestern. Als die Mutter starb, erzählt sie, 
sagten die Leute: „Ay, die armen Würstchen, fünf Mädchen, kein 
Junge - wozu sind sie gut? Besser sie sterben." Der Vater wider- 
sprach: „Nein, laßt mir meine Töchter, sie werden leben." Domi- 
tia wurde die Frau eines Minenarbeiters und Mutter von sieben 
Kindern. Mit ihrer Familie lebte sie in zwei Zimmern ohne Toilette 
und fließendes Wasser. Doch sie resignierte nicht. Zusammen 
mit anderen Frauen nahm sie den Kampf auf, nicht nur gegen die 
Ausbeuter, auch gegen angestammte Vorurteile der Männer. So 
informiert sie über die Gründung eines Hausfrauenkomitees im 
Jahr 1961: „Am Anfang war die Sache nicht einfach. Bei der er- 
sten Veranstaltung, die es in Siglo XX gab, nachdem sie aus La 
Paz zurückgekommen waren, gingen die Genossinnen auf den 
Balkon der Gewerkschaft, um dort zu sprechen. Die Genossen 
waren nicht daran gewöhnt, einer Frau zuzuhören. Also schrien 
sie: ‚Sie sollen nach Hause gehen! ... kochen, waschen, ihre 
Hausarbeit machen... und sie pfiffen uns aus. Aber auf ihrer 
Seite war der Entschluß, sich zu organisieren, so stark und der 
Wunsch mitzureden so groß, daß sie nicht aufgaben. Sie weinten 
vor Wut und vor Ohnmacht, das ja, aber sie machten weiter."10 
Die Frauen haben weitergekämpft, zusammen mit den Männern. 
Domitila schließt ihren Bericht: „Ich weiß, daß es in allen Län- 
dern, die den Sozialismus erreicht haben, noch viel zu überwin- 
den gibt. Aber ich bin mir im klaren darüber, daß sie schon vieles 
von dem erreicht haben, was uns vorschwebt. Deshalb glaube 
ich, daß wir, die Bolivianer, die Erfahrungen dieser Völker auf- 
merksam beobachten müssen, ihre Irrtümer und ihre Siege, um 
uns zusammenzuschließen und eine Lösung zu finden, die für un- 
ser Land, unser Volk und unsere Lage geeignet ist. ... Mein Volk 
kämpft nicht für einen kleinen Sieg, für ein bißchen Lohnerhö- 
hung hier, für einen Notbehelf da. Nein. Mein Volk bereitet sich 
darauf vor, den Kapitalismus aus dem Land zu entfernen. Mein 
Land kämpft darum, zum Sozialismus zu gelangen. Das sage ich, 
und es ist nicht meine Erfindung. Das hat auf einem Kongreß der 
Gewerkschaftsdachverband Boliviens (COB) verkündet: ‚Bolivien 
wird erst dann frei sein, wenn es ein sozialistisches Land ist.' Und 
jeder, der daran zweifelt, sollte irgendwann einmal nach Bolivien 
kommen, um sich dann an Ort und Stelle selbst davon überzeu- 
gen zu können, daß es das ist, was mein Volk will."11 
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Reform oder Revolution? 


Die gesellschaftlichen Verhältnisse drängen nach Veränderung. 
Die Frage ist: Soll Vorgefundenes reformiert oder revolutioniert 
werden? 

Reform oder Revolution - mit dieser Fragestellung sind Alter- 
nativen umrissen. Reform meint Veränderung innerhalb einer ge- 
gebenen Gesellschaftsstruktur, Revolution demgegenüber den 
grundsätzlichen Wandel, insbesondere - als politische Revolu- 
tion - der Machtverhältnisse und - als soziale Revolution - der 
Produktionsverhältnisse. Doch handelt es sich hier um Alternati- 
ven im Sinn nicht einer abstrakten Ausschließlichkeit, sondern ei- 
ner dialektischen Vermittlung. „Der Begriff Reform ist dem Be- 
griff Revolution zweifellos entgegengesetzt", schrieb W. I. Lenin; 
„das Ignorieren dieser Gegensätzlichkeit, das Ignorieren jener 
Grenze, die die beiden Begriffe trennt, führt ständig zu den ern- 
stesten Fehlern in allen historischen Betrachtungen. Diese Ge- 
gensätzlichkeit ist jedoch nicht absolut, diese Grenze ist keine 
tote, sondern eine lebendige, bewegliche Grenze, die man in je- 
dem einzelnen konkreten Fall zu bestimmen verstehen muß."12 
Jede Reform ist nach den Worten von Lenin „nur insoweit eine 
Reform (und keine reaktionäre bzw. keine konservative MaR- 
nahme), als sie einen gewissen Schritt, eine ‚Etappe' zum Besse- 
ren bedeutet"!3. Sie kann deshalb letztlich nur im revolutionären 
Kampf errungen werden, in einer Praxis also, die in der ihr inne- 
wohnenden Endkonsequenz über sie hinausweist, und insofern 
und soweit sie von hier aus Impulse empfängt, vermag sie selbst 
revolutionäre Aspekte zu tragen. (Um diesen Zusammenhang zu 
verdeutlichen, wurde von Revolutionären der Begriff der „struktu- 
rellen Reform" geprägt, mit dem ausgesagt wird, daß etwas an 
den gegebenen Gesellschaftsstrukturen verändert wird.) In der 
antagonistischen Klassengesellschaft sind es indessen die Herr- 
schenden, die - sie allein haben die hierzu erforderlichen Macht- 
befugnisse — Reformen durchführen Sie gewähren diese als Zu- 
geständnisse - und verfolgen damit ihre eigenen Ziele; ihnen 
geht es darum, wie Lenin formulierte, „den revolutionären Kampf 
aufzuhalten, zu schwächen oder zu unterdrücken", „die Kraft und 
Energie der revolutionären Klassen zu zersplittern, ihr Bewußt- 
sein zu trüben usw."!4 

Jede Reform hat so in der antagonistischen Klassengesell- 
schaft nach den Worten Lenins einen „doppelten Charakter"'>, 
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als Gegenstand wie als Ergebnis der um sie geführten Klassen- 
auseinandersetzungen. Revolutionäre verstehen sie als Schritt 
hin zur Revolutionierung der Gesellschaft. Bürgerliche Reformi- 
sten, das charakterisiert sie, stellen die Reform der Revolution 
metaphysisch gegenüber. Die von ihnen empfohlene und prakti- 
zierte Reformierung gesellschaftlicher Verhältnisse soll einen 
grundlegenden Gesellschaftswandel ersetzen oder ihm zuvor- 
kommen. Es handelt sich hier um unversöhnliche Konzeptionen. 
Zwar können sich in Bejahung einer konkreten Reform Revolutio- 
näre und Reformisten treffen, und das kann wichtig sein, um auf 
nationaler wie auf internationaler Ebene Wandlungen im Sinn des 
antiimperialistischen Kampfes und des gesellschaftlichen Fort- 
schritts zu erreichen, doch bleibt die Unvereinbarkeit im Konzep- 
tionellen. Und im Klassenkampf wird entschieden, welches kon- 
zeptionelle Verständnis von Reform sich partiell oder ganz durch- 
setzt. Die Frage ist, um die möglichen Gegenpole anzudeuten: 
Reift Revolution in Reformen beziehungsweise im Kampf für 
diese? Oder drohen Reformen die Revolution zu ersticken? Im 
Einzelfall kann Widersprüchliches geschehen: Kompromisse, die 
Revolutionäre als Etappe auf dem Weg zu ihrem Endziel verste- 
hen, können bei anderen Kräften, die sich am revolutionären 
Kampf beteiligen, Illusionen wecken und sie zur Aufgabe ihres re- 
volutionären Engagements bewegen - ein Vorgang, den bürgerli- 
che Reformisten fördern und der immer wieder zu Differenzie- 
rungsprozessen unter revolutionären Kräften führt. 


Unmittelbar auf der Tagesordnung stehen in Entwicklungslän- 
dern vielfach Reformen, von den objektiven Möglichkeiten wie 
vom sozialen und politisch-ideologischen Profil der Führungs- 
kräfte her. Das schafft in widersprüchlicher Weise Schranken 
zur Revolution wie Ansätze zur Überwindung dieser Schran- 
ken, wobei Reformen, die zur Besserung unerträglicher Le- 
bensbedingungen von Menschen beitragen, von vornherein 
nicht gering zu schätzen sind. 


Der bürgerliche Reformismus, wie er in Indien, Nigeria oder 
Mexiko Staatsideologie ist, bejaht Reformen, die auf die Heraus- 
bildung eines nationalen Kapitalismus zielen. Dazu gehören anti- 
feudale Maßnahmen und Begrenzungen beziehungsweise Be- 
schränkungen ausländischen Eigentums. Es ist dies ein prokapita- 
listisches Engagement. Soweit bürgerliche Reformisten in Verfol- 
gung dieser Zielvorstellungen in Konflikt mit der Praxis imperiali- 
stischer und neokolonialer Ausbeutung und Unterdrückung gera- 
ten, kann sie das dazu bewegen - dies unterscheidet sie von 
reaktionären und konservativen Befürwortern einer kapitalisti- 
schen Entwicklung -, Aspekte des antiimperialistischen Kampfes 
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zu unterstützen, insbesondere in Ländern, in denen starke revolu- 
tionäre und andere demokratische Kräfte wirksam sind. Dieser 
Zusammenhang ließ offenbar indische Führungskräfte, das be- 
gann mit Nehru, von Sozialismus und mexikanische Staatsmän- 
ner von Revolution sprechen, in jedem Fall auf Eigenständigkeit 
pochend. 

Aus Bemühungen vor allem um größere Konsequenz im antiim- 
perialistischen Kampf erwächst der radikale Reformismus, wie er 
von den Bafath-Parteien in Syrien und Irak, von Mudschibur 
Rahman in Bangladesh, von Militärpatrioten in Peru und Muam- 
mar al-Gaddafi in Libyen vertreten wurde beziehungsweise wird. 
Er sucht, der Begriff deutet es an, Reformen zu radikalisieren und 
stellt Strukturen der antagonistischen Klassengesellschaft in 
Frage - Gaddafi etwa wendet sich grundsätzlich gegen Ausbeu- 
tung und Unterdrückung -, auch wenn die angebotene Alterna- 
tive in mehr oder weniger starkem Maß utopische Züge trägt. Es 
ist dies die Dialektik von Reform und Revolution in Bewegung: 
Die Reform kann in ihrer Radikalisierung in Revolution Umschla- 
gen oder, wenn dies nicht geschieht - wie es in Peru der Fall 
war -, kapitalistischen Entwicklungen den Weg bahnen. In jedem 
Fall wird praktisch-politisch akut um Entscheidungen gerungen, 
was mit ideologischen Auseinandersetzungen und Klärungspro- 
zessen verbunden ist. 

Der Übergang zur Revolution, von dem hier die Rede ist, er- 
folgt im revolutionären Demokratismus. Seine Vertreter, die fast 
durchweg aus dem Kleinbürgertum kommen, sind auf dem Weg 
- der im allgemeinen lang und beschwerlich sein wird -, die ant- 
agonistische Klassengesellschaft zu überwinden. Dort, wo sie 
entsprechende Machtpositionen innehaben, wie in der VDR Je- 
men, in Äthiopien, Mocambique und Angola, leiten sie entspre- 
chende Maßnahmen ein. In der Revolutionierung der Umstände, 
die sie bewirken, verändern sie sich zugleich selbst, wie Karl 
Marx diesen Zusammenhang trefflich in seinen Thesen über Lud- 
wig Feuerbach dargelegt hat.'6 

Was wird indessen aus Entwicklungsländern, wenn sich die 
Entwicklung von Kapitalismus in ihnen fortsetzt? Rücken sie dann 
in die Gruppe der industriell entwickelten kapitalistischen Länder 
ein? Und hat dies Konsequenzen für die in ihnen ausgefochtenen 
Klassenkämpfe? 

Das ist eine berechtigte und interessante Frage. 

Nimmt man einen Indikator wie das Pro-Kopf-Bruttosozialpro- 
dukt, dann haben einige Entwicklungsländer, nämlich arabische 
erdölproduzierende und -exportierende Staaten, industriell ent- 
wickelte kapitalistische Länder bereits eingeholt und teilweise 
übertroffen. Katar und Kuweit sind dann den USA um 100 Prozent 
voraus. Doch damit ist nichts über den wirklichen Entwicklungs- 
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stand der Produktivkräfte ausgesagt. So reich einige arabische 
Länder auch sind: In der Erdölfördertechnologie, die für ihren 
Reichtum von existentieller Bedeutung ist, stehen sie nicht auf ei- 
genen Füßen. Und insgesamt ist die Kluft zwischen Entwicklungs- 
ländern und industriell entwickelten Ländern so groß, daß sie in- 
nerhalb der kapitalistischen Weltwirtschaft, die erstere von letz- 
teren abhängig sein läßt, nicht überwunden werden kann. 

Von einigen Ländern glaubten Politiker und Wissenschaftler, 
sie seien aufgrund der Entwicklung ihrer Produktivkräfte im Be- 
griff, die Schwelle zu den industriell entwickelten Ländern zu 
überschreiten („Schwellenländer" — „newiy industrialized coun- 
tries" oder „semi-industrialized countries"). Allerdings kam bei 
der registrierten Industrialisierung durchweg die Produktion von 
Produktionsmitteln zu kurz. Die Vorstellung, die Entwicklungslän- 
der würden sich als Gruppe auflösen, steht zudem in Wider- 
spruch zu ihren Solidarisierungsbestrebungen und stößt folglich 
in ihren eigenen Reihen auf Ablehnung. 


Je mehr sich der Kapitalismus in einem Entwicklungsland her- 
ausbildet, desto stärker wird indessen die für ihn charakteristi- 
sche Klassenpolarisierung von Proletariat und Bourgeoisie. 
Die Klassen- und Klassenkampfsituation wird dadurch der in 
industriell entwickelten kapitalistischen Staaten ähnlicher. 
Doch mit der Abhängigkeit vom Imperialismus bleibt der Wi- 
derspruch zu dieser Grundtatsache des gesellschaftliichen Le- 
bens, so daß die inneren sozialen Auseinandersetzungen un- 
trennbar mit dem Kampf um volle nationale Unabhängigkeit 
verflochten sind. 


Auf der Suche nach einem „Dritten“ 


Viele Politiker in Entwicklungländern beanspruchen, einen eigen- 
ständigen Weg der gesellschaftliichen Entwicklung konzipiert zu 
haben oder zu verwirklichen. 

Hier verschaffen sich vielfach Intentionen des antikolonialen 
und antiimperialistischen Kampfes Geltung: Eigenständiges soll 
es, in Liquidierung der Kolonialherrschaft und in Abgrenzung von 
der Kolonialmacht, auch in der Gesellschaftsgestaltung geben. 
Antikapitalistische Stimmungen der Werktätigen werden einge- 
fangen, denn die Entwicklung, die da ins Auge gefaßt wird, soll 
keine kapitalistische sein. 
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Jedes Volk hat tatsächlich seine eigene, unverwechselbare Ge- 
schichte. Auch sein Weg zum Sozialismus weist eigenständige 
Züge auf. Je mehr Völker zum Sozialismus gehen - das wird 
schon heute sichtbar -, desto mannigfaltiger werden die Wege, 
auf denen dies geschieht. 

Problematisch wird es, wenn die postulierte Eigenständigkeit 
so interpretiert wird, als könnten durch sie allgemeine Gesetzmä- 
Rigkeiten der gesellschaftlichen Entwicklung ignoriert oder außer 
Kraft gesetzt werden. 

Da sprechen Politiker und Ideologen von einem „arabischen", 
„afrikanischen" oder „islamischen Sozialismus". Entscheidend 
für ihn soll das jeweils Arabische, Afrikanische oder Islamische 
sein. So meint L&opold Sedar Senghor, lange Zeit Staatspräsi- 
dent des Senegal, Vizepräsident der Sozialistischen Internatio- 
nale, die vorkoloniale afrikanische Gesellschaft sei eine vollstän- 
dige Verkörperung der Wahrheit, „die heute wieder durch den 
Sozialismus zu Ehren kommt, daß nämlich der Mensch nur in der 
Gemeinschaft und durch die Gemeinschaft leben und zu sich sel- 
ber finden kann". Bei der schwarzafrikanischen Kultur handle es 
sich deshalb „um eine kollektivistische, auf einer tieferen seeli- 
schen Gemeinschaft beruhende - und das heißt im Grunde eine 
sozialistische - Kultur"!”. Oder Vertreter eines „islamischen So- 
zialismus" behaupten, der Sozialismus sei schon durch den Islam 
in die Welt gekommen, viele Jahrhunderte vor dem Wirken von 
Marx und Engels. Sie interpretieren dabei einfach die Verpflich- 
tung des Muslim - sie gehört zu den sogenannten fünf 
Grundpfeilern seiner Religion —, einen Teil seines Eigentums be- 
ziehungsweise Einkommens als Steuer für die Armen („zakat") zu 
zahlen, als sozialistisches Prinzip. 

Sicher sieht Sozialismus in Afrika anders aus als in Europa - 
schon in den verschiedenen europäischen Staaten, in denen er 
verwirklicht wird, trägt er jeweils spezifische Züge. Doch kann 
das „Anderssein" für ihn entscheidend werden? Als eigene Ge- 
sellschaftsordnung hat er allgemeine Züge, die ihn einerseits 
vom Feudalismus und Kapitalismus unterscheiden, während sie 
andererseits in der ganzen Welt dieselben sind. Es ist deshalb 
nicht sinnvoll, von einem „arabischen" oder „afrikanischen Sozia- 
lismus" zu sprechen. Diese Terminologie verdunkelt das Allge- 
meingültige am Sozialismus, vernachlässigt oder ignoriert die 
Aufgabe, sich in seiner Gestaltung auf die ihm zugrunde liegen- 
den Gesetzmäßigkeiten zu orientieren. 

Letztlich wird der Sozialismus, wenn er nur durch angebliche 
Besonderheiten charakterisiert wird, als programmatisches Ziel 
in Frage gestelll, oder das Sozialismusideal wird antikommuni- 
stisch aufgeladen. So widersetzt sich Senghor der Verbreitung 
des wissenschaftlichen Sozialismus in Afrika, weil dieser aus Eu- 
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ropa komme und mit der Identität des Afrikaners unvereinbar sei. 
Der „islamische Sozialismus" soll nach dem Willen seiner Ver- 
fechter wirklichen revolutionären Umwälzungen zuvorkommen. 
Abd ar-Razzaq Naufal nennt die islamische Armensteuer „ein Mit- 
tel, um zu verhindern, daß sich Grundsätze verbreiten, welche be- 
wirken, daß der Arme dem Reichen seinen Besitz mißgönnt und 
die Gesellschaft haßt". Nach seiner Auffassung haben „die mei- 
sten Revolutionen, die stattgefunden haben, ...ihre Ursache 
hauptsächlich in der Armut, in der Tatsache, daß die Armen füh- 
len, daß man ihnen in der Karawane der Gesellschaft den letzten 
Platz zugewiesen hat"!2, 

Manche Politiker und Ideologen propagieren einen „dritten 
Weg" der gesellschaftlichen Entwicklung, der ganz anders sein 
soll als die bekannten Gesellschaftsordnungen Kapitalismus und 
Sozialismus. 

Gaddafi bezeichnet seine im „Grünen Buch" entwickelte Kon- 
zeption, für deren weltweite Propagierung der libysche Staat viel 
tut, als „dritte Universaltheorie". Er spricht sich für eine „direkte 
Demokratie" aus, ausgeübt durch Volkskongresse und Volksko- 
mitees!®. Und in Verdammung der Ausbeutung des Menschen 
durch den Menschen befürwortet er die „Rückkehr zu dem Ge- 
setz, das die Beziehungen von dem Entstehen von Klassen... be- 
stimmte."20 

Muslimische Führungskräfte in Iran setzen sich dafür ein, in 
Abgrenzung gegenüber „West" und „Ost" beziehungsweise ge- 
genüber Kapitalismus und Sozialismus ihre Gesellschaft heute 
auf der Grundlage eines in seiner ursprünglichen Reinheit wieder- 
hergestellten Islam zu gestalten. Dieses Bemühen, das auch in 
anderen islamischen Ländern anzutreffen ist, wird „Fundamenta- 
lismus" genannt. Um ihre Zielvorstellungen zu charakterisieren, 
verwenden iranische Führer Begriffe wie „monotheistische Ge- 
sellschaft" und „monotheistische Wirtschaft". Abolhasan Bani 
Sadr, ehemaliger Staatspräsident des Iran, bemerkt dazu: „Der 
Islam ist kein Mittelweg zwischen Kapitalismus und Kommunis- 
mus. Die islamische Wirtschaft ist weder dies noch das; sie ist 
eine dritte Variante, die nicht auf Gewalt, sondern auf Monotheis- 
mus beruht, nicht auf Zentralisation und Akkumulation, sondern 
auf Dezentralisation und Abbau der Akkumulation (in jeder 
Form)."2! (Im Zusammenhang mit den fundamentalistischen Be- 
strebungen wurde in Iran altes islamisches Recht reaktiviert. Es 
gilt wieder die Blutrache. Oder „Unzucht" - dazu gehören sexu- 
elle Beziehungen eines Nichtmuslim zu einer Muslimin - werden 
mit Steinigung bestraft, zu deren Vollzug ein Mann bis zur Taille 
und eine Frau bis zur Brust eingegraben wird. „Die bei einer Stei- 
nigung verwendeten Steine dürfen nicht so groß sein", heißt es 
in dem am 25. August 1982 verabschiedeten „Gesetz über Vergel- 
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tung und Hodud", „daß der Verurteilte schon mit ein oder zwei 
Steinwürfen getötet wird; auch dürfen die Steine nicht so klein 
sein, daß man sie nicht als Steine bezeichnen kann.") 


In letzter Konsequenz kann es ein „Drittes" in der Gesell- 
schaftsgestaltung nicht geben. W. I. Lenin hat sich dazu klar 
geäußert. In seiner Schrift „Was tun?" stellte er fest: Die Frage 
kann nur so stehen: bürgerliche oder sozialistische Ideologie. 
„Ein Mittelding gibt es hier nicht (denn eine ‚dritte' Ideologie 
hat die Menschheit nicht geschaffen, wie es überhaupt in ei- 
ner Gesellschaft, die von Klassengegensätzen zerfleischt wird, 
niemals eine außerhalb der Klassen oder über den Klassen ste- 
hende Ideologie geben kann)."2? 


Lenin meint hier nicht, um Mißverständnissen zuvorzukommen, 
daß es heute auf der Welt nur bürgerliche oder sozialistische 
Ideologie gibt. Es existieren noch massenhaft Vorstellungen, die 
vorkapitalistischen Verhältnissen entstammen. Doch allein bür- 
gerliche und sozialistische Ideologie sind tragfähig, das heißt, al- 
lein sie können zu Leitlinien für reale gesellschaftliche Entwick- 
lungen werden, so daß im Klassenkampf letztlich die Entschei- 
dung nur zwischen ihnen fallen kann. Es ist gewiß eine edle Ab- 
sicht, aus der Erfahrungswelt der Beduinengesellschaft, die die 
Klassenpolarisierung noch nicht kennt, die Forderung abzuleiten 
- wie Gaddafi das tut die Menschheit möge auf Klassenkampf 
verzichten und in Harmonie leben. Realisieren läßt sich das nicht. 
Die Menschheit muß durch den Klassenkampf „hindurch", um 
über die Errichtung der Diktatur des Proletariats zur klassenlosen 
und damit zu einer harmonischen Gesellschaft zu gelangen. Gad- 
dafi selbst muß erleben, wie sein Streben nach nationaler Unab- 
hängigkeit und sozialer Gerechtigkeit für sein Land auf den hefti- 
gen Widerstand imperialistischer Kräfte, insbesondere der USA, 
trifft. 

Doch ist hier noch etwas zu ergänzen. Lenin setzt mit der Ge- 
genüberstellung von bürgerlicher und sozialistischer Ideologie 
die in Gang gekommene kapitalistische Klassenpolarisierung vor- 
aus. In zahlreichen Entwicklungsländern ist diese jedoch noch 
nicht weit gediehen. Das kann Folgen für die Gesellschaftsper- 
spektive haben: Sie zeichnet sich mitunter noch nicht klar ab. Für 
Vertreter der Zwischenschichten kann das die Illusion nähren, et- 
was „Eigenes" in der Gesellschaftsgestaltung vor sich zu haben. 
Tatsächlich handelt es sich jedoch um nichts „Drittes", sondern 
darum, daß noch nicht offenkundig ist, ob sich eine kapitalisti- 
sche oder eine sozialistische Entwicklungsrichtung durchsetzt. 

Kommunisten sind dabei keine unbeteiligen Zuschauer. Sie 
analysieren, worum es sich konkret handelt. Steht mit der Postu- 
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lierung eines „Dritten" die Abgrenzung gegenüber dem Imperia- 
lismus im Vordergrund? Ist die Gefahr gegeben, daß die Distan- 
zierung vom Sozialismus in Antikommunismus umschlägt? Kom- 
munisten werden in den jeweiligen ideologischen Auseinander- 
setzungen und Klärungsprozessen Führungkräften wie Werktäti- 
gen helfen, sich zu größerer Konsequenz im Kampf gegen den 
Imperialismus und für gesellschaftlichen Fortschritt durchzurin- 
gen. 


Sozialistische Orientierung 


Nationale Befreiung wird erst durch die soziale Befreiung, das 
heißt im Sozialismus wirklich vollendet. Diesen Zusammenhang 
demonstrierten unter anderen die Völker in Vietnam, China und 
Kuba, die den antikolonialen und antiimperialistischen Befreiungs- 
kampf in eine sozialistische Revolution hinüberleiteten. 


Dort, wo revolutionäre Demokraten in Entwicklungsländern 
eine sozialistische Orientierung durchsetzten, vollzieht sich 
die gesellschaftliche Entwicklung in Übereinstimmung mit 
dem Charakter der Epoche. Mit ihr wurde der sachgemäße An- 
satz gewählt, um in Radikalisierung des Antiimperialismus in 
Richtung Antikapitalismus noch existente Abhängigkeit vom 
Imperialismus zu beseitigen und damit die zweite Etappe na- 
tionaler Befreiungsrevolutionen erfolgreich zu gestalten. 


Doch das Werk, das da in Angriff genommen wird, ist alles an- 
dere, nur nicht einfach. Der Ausgangspunkt: Das ist die Rück- 
ständigkeit in ihrer Komplexität, wie sie die imperialistische Kolo- 
nialherrschaft hinterlassen hat. Mit ihrer Überwindung muß be- 
gonnen werden, während ein Land noch zur kapitalistischen 
Weltwirtschaft gehört, also neokolonialer Ausbeutung und impe- 
rialistischem Druck ausgesetzt ist. Und wenn auch erst Vorberei- 
tungen für einen Übergang zum Sozialismus getroffen werden — 
dazu gehören die Zurückdrängung und schließlich Liquidierung 
der Macht des Auslandskapitals, die Beseitigung feudaler Ver- 
hältnisse und die Entwicklung der Produktivkräfte -, müssen 
doch auch bereits in dieser Phase sozialistische Prinzipien zur 
Geltung gebracht werden. (Es ist deshalb schwierig, hier die ge- 
eigneten Termini zu finden. Es ist möglich, zwischen „sozialisti- 
scher Orientierung" und der dann schon weitergehenden „soziali- 


154 


Tage des Schreckens, der Not und des Hungers liegen hinter diesen Kin- 
dern des Indioviertels der nikaraguanischen Stadt Masaya 


stischen Entwicklung" zu unterscheiden. Doch Gesellschaft ist 
immer in Entwicklung begriffen. Entscheidend ist die Entwick- 
lungsrichtung, und die kann bei den Ländern, um die es sich hier 
handelt, in jedem Fall als sozialistisch charakterisiert werden. 
Wissenschaftler sprechen im Zusammenhang damit zunehmend 
von Wegen des Herankommens an den Sozialismus.?3) 

Die Entwicklungsländer, die sich auf den Sozialismus orientie- 
ren oder in denen sich sozialistische Entwicklungen vollziehen, 
weisen bei zunehmender Differenzierung zugleich gewisse Ge- 
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meinsamkeiten auf, einfach deshalb, weil sich in ihnen be- 
stimmte allgemeine objektive Gesetzmäßigkeiten Geltung ver- 
schaffen. 

Erstens. Es ist die Machtfrage zu klären. Revolutionäre Demo- 
kraten besetzen jeweils die entscheidenden Machtpositionen im 
Staat; dadurch haben sie den entscheidenden Hebel zur Umge- 
staltung der gesamten Gesellschaft in Händen. 

Zweitens. Die Führungskräfte gehen daran, Betriebe des Aus- 
landskapitals zu nationalisieren und in staatlicher Regie neue In- 
dustrieprojekte zu errichten. Der sich so bildende staatliche Indu- 
striesektor wird zum Motor für die Gesamtentwicklung der Pro- 
duktivkräfte. 

Drittens. Es werden Bodenreformen durchgeführt, flankiert 
durch Maßnahmen wie Schaffung von Genossenschaften unter- 
schiedlichen Typs. Dadurch gewinnen die landlosen und landar- 
men Bauern Interesse an der Revolution und können in den revo- 
lutionären Prozeß einbezogen werden. Und es werden entschei- 
dende Voraussetzungen geschaffen, um die landwirtschaftliche 
Produktion zu erhöhen, was unerläßlich ist, um das Nahrungsmit- 
telproblem zu lösen und Rohstoffe für die Industrie wie für den 
Export zu gewinnen. 

Viertens. Zu sozialistischen Staaten werden enge Beziehungen 
hergestellt im Sinn eines „strategischen Bündnisses“. 

Es handelt sich hier zunächst um eine sozialistische Orientie- 
rung, um den Entschluß der Führungskräfte und der Werktätigen, 
einen Weg in Richtung Sozialismus zu beschreiten. Auf die so- 
zialökonomischen Verhältnisse hat das unmittelbar noch keine 
tiefgreifenden Auswirkungen; sie sollen erst umgestaltet werden. 
Das bedeutet: Es existieren vorerst massenhaft vorkapitalistische 
und in geringerem oder größerem Umfang auch kapitalistische 
Verhältnisse fort, wobei aus der Kleinproduktion Kapitalismus 
neu erwachsen kann. Der sowjetische Wissenschaftler Karen 
Brutenz meint, „daß die sozialistische Orientierung bei aller Be- 
deutung der bereits vollzogenen gesellschaftlichen Veränderun- 
gen vor allem Ausdruck eines bestimmten ‚politischen Willens’ 
ist". „Was... die ökonomische Basis anbelangt, so dauern hier, 
insbesondere in der Landwirtschaft (deren Rolle in den Entwick- 
lungsländern außerordentlich groß ist), die spontanen Entwick- 
lungsprozesse an, die zu einem Wachstum der auf dem Privatei- 
gentum beruhenden kapitalistischen Verhältnisse führen, und in 
vielen wichtigen Merkmalen ähnelt sie nach wie vor der Basis in 
den Ländern, die einen kapitalistischen Entwicklungsweg einge- 
schlagen haben."?* 

Diejenigen, die eine sozialistische Orientierung in einem Ent- 
wicklungsland verfechten, sind so mit starken gegenläufigen Ten- 
denzen und gefährlichen Gegnern konfrontiert. Das wiederum 
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Medikamente aus der Sowjetunion gehören zu den Hilfsgütern, mit de- 
nen die sozialistischen Staaten das nikaraguanische Volk unterstützen. 


stellt hohe Anforderungen an ihre Entschlossenheit und an ihre 
politisch ideologische Reife. 

Entscheidend für das Schicksal einer sozialistischen Orientie- 
rung in einem Entwicklungsland sind, perspektivisch gesehen, 
Formierung und Arbeit markistisch-leninistischer Parteien. Mit 
dem Marxismus-Leninismus verfügen diese Parteien über die für 
gesellschaftliiche Umgestaltungen in Richtung Sozialismus erfor- 
derliche wissenschaftliche Orientierung. Sie vermögen es, und 
dies ist ihre vornehmste Aufgabe, die Werktätigen durch Über- 
zeugung und Organisierung in den revolutionären Prozeß einzu- 
beziehen. Sie können dafür Sorge tragen, daß der Staat ein 
schlagkräftiges Instrument wird und bleibt, was die Auseinander- 
setzung mit Korruption, Vetternwirtschaft und ähnlichen Erschei- 
nungen verlangt.25 

Revolutionär-demokratische Kräfte in den Ländern, in denen 
sich in der „zweiten Welle" - das heißt in den siebziger Jahren - 
eine sozialistische Orientierung durchgesetzt hat, sind darange- 
gangen, ihre Organisationen zu marxistisch-leninistischen Par- 
teien umzugestalten beziehungsweise solche zu schaffen. So ent- 
schloß sich im Februar 1977 die FRELIMO (Frente de Libertacao 
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de Mocambique - Befreiungsfront von Mocambique), sich unter 
Beibehaltung ihres Namens als Arbeiter- und Bauernpartei zu 
konstituieren. Im Dezember desselben Jahres bildete sich die 
MPLA (Movimento Popular de Libertacao de Angola - Volksbe- 
wegung für die Befreiung Angolas) zur MPLA - Partei der Arbeit 
- um. Im Oktober 1978 gründeten die Delegierten der Vereinigten 
Politischen Organisation Nationale Front (VPONF) die Jemeniti- 
sche Sozialistische Partei (JSP). In Äthiopien wurde im Dezem- 
berr 1979 die COPWE (Commission to Organize the Party of the 
Working People of Ethiopia - Kommission zur Organisierung der 
Partei der Werktätigen Äthiopiens) geschaffen. Anfang 1983 faR- 
ten ihre Delegierten auf dem zweiten Allgemeinen Kongreß in 
Addis Abeba den Entschluß, die marxistisch-leninistische Avant- 
gardepartei der Werktätigen Äthiopiens bis zum 10. Jahrestag der 
Revolution im September 1984 zu gründen. Bisher entstanden 
insgesamt 6500 ständige Studienzirkel, in denen sich Tausende 
Männer und Frauen mit dem Marxismus-Leninismus vertraut ma- 
chen. Grundorganisationen der COPWE wurden in allen 143 staat- 
lichen Betrieben, auf den Staatsfarmen, in öffentlichen Institutio- 
nen sowie in 162 Einheiten der revolutionären Streitkräfte gebil- 
det.26 

Vertreter revolutionärer Kräfte sprachen auf der Internationa- 
len Karl-Marx-Konferenz 1983 in Berlin über Erfahrungen und Auf- 
gaben bei der Aneignung des Marxismus-Leninismus und der 
Schaffung marxistisch-leninistischer Parteien. 

Die Ideologie der Arbeiterklasse spiele eine führende und be- 
stimmende Rolle bei der Lösung der in der gegenwärtigen Epo- 
che vorherrschenden gesellschaftliichen Konflikte, erklärte Sa- 
mora Mois&es Machel. Selbst in Ländern mit einer schwachen in- 
dustriellen Basis - so in Mocambique - sei eine sozialistische 
Revolution möglich. Die Ausübung der Macht durch den Staat 
wie die gesamte Leitung der Gesellschaft erfordere dabei „die 
Organisierung der Avantgarde der Werktätigen in einer Partei, 
die mit der wissenschaftlichen Ideologie des Proletariats ausge- 
rüstet ist"?7. 

Roberto de Almeida sprach von der MPLA-Partei der Arbeit als 
einem aktivierenden Faktor bei den revolutionären Umgestaltun- 
gen in Angola. Es seien Maßnahmen ergriffen worden - darunter 
die Säuberung und Verstärkung ihrer Reihen, die ideologische Er- 
ziehung ihrer Mitglieder, die Heranbildung von Kadern -, die zur 
Stärkung der führenden Rolle der Partei und zur Vertiefung der 
Revolution beitragen würden.28 

Abu Bakr Abdul Razzaq Badeeb, JSP, führte aus: „Der Kampf 
der progressiven nationalen Kräfte um den Aufbau einer Partei, 
die sich vom wissenschaftlichen Sozialismus leiten läßt, war lang 
und kompliziert und richtete sich gegen die reaktionären Kräfte 
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Samora Moises Machel, Präsident der Frelimo-Partei und Präsident der 
Volksrepublik Mocambique, auf der Berliner Karl-Marx-Konferenz im Ge- 
spräch mit Amoldo Martinez Verdugo, Mitglied der Politischen Kommis- 
sion des Zentralkomitees der Sozialistischen Einheitspartei Mexikos 


und die von Revisionismus und Abenteurertum gekennzeichnete 
Linke. ...Der erste Parteitag der Jemenitischen Sozialistischen 
Partei, der im Oktober 1978 stattfand, stellte eine qualitative Er- 
rungenschaft in der Entwicklung der revolutionären jemeniti- 
schen und auch arabischen Bewegung dar. Seit diesem Zeitpunkt 
entwickelte die Partei ihre organisatorischen Strukturen, festigte 
ihre politische und ideologische Einheit, erhöhte das Niveau des 
Bewußtseins ihrer Mitglieder, stärkte ihre Rolle bei der Leitung 
der Volkswirtschaft und im gesellschaftlichen Leben des Landes 
und vertiefte ihre Beziehungen zur revolutionären Weltbewe- 
gung."2? 

„Unser Il. COPWE-Kongreß, der vor drei Monaten durchgeführt 
wurde, hat öffentlich verkündet, daß wir uns gegenwärtig in der 
letzten Phase der Herausbildung der marxistisch-leninistischen 
Partei befinden, deren Nichtexistenz in den bisherigen schweren 
und komplizierten Kämpfen der äthiopischen Revolution eine 
deutliche Schwäche war", erklärte Addis Tedla. „Die marxisti- 
schen Prinzipien, denen die um die COPWE gescharten und von 
ihr geführten revolutionären Kräfte folgen, werden von den Werk- 
tätigen Äthiopiens wohl verstanden und aktiv unterstützt. Der 
entschlossene Kampf, den das revolutionäre Äthiopien Seite an 
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Seite mit den antiimperialistischen und friedliiebenden Kräften 
führt, ist gleichfalls eine Erwiderung auf den Marxschen Aufruf 
zum proletarischen Internationalismus."30 


Indem sie sich den Marxismus-Leninismus aneignen und ihre 
Organisationen in marxistisch-leninistische Parteien umwan- 
deln oder solche gründen, beziehen revolutionäre Demokraten 
Positionen der Arbeiterklasse. Das ist für den weltrevolutionä- 
ren Prozeß von außerordentlicher Tragweite: Der Kampf für 
nationale und soziale Befreiung kann in eine sozialistische Re- 
volution hinüberwachsen - wie dies bereits in einer Reihe von 
Ländern geschehen ist -, wodurch sich der Bereich des Sozia- 
lismus in der Welt verbreitert. 


Doch aus diesem Prozeß erwachsen auch Schwierigkeiten und 
Konflikte. Der Marxismus-Leninismus ist seinem Klassengehalt 
nach Weltanschauung der Arbeiterklasse. Nichtproletarische 
Kräfte können ihn sich aneignen - die Praxis beweist es -, doch 
müssen sie dann, bildlich gesprochen, über ihren eigenen Schat- 
ten springen, nämlich die Position einer anderen Klasse einneh- 
men. Es kann dabei die Gefahr auftreten, daß einzelne Persön- 
lichkeiten oder Kreise marxistisch-leninistisches Gedankengut, 
geleitet von ihrer Klassenmentalität, subjektivistisch interpretie- 
ren, was zu linksradikalen oder reformistischen Fehlorientierun- 
gen führen kann. 

Um diese Gefahr zu mindern beziehungsweise zu beseitigen, 
ist es wichtig, daß die neuen Parteien sich im Sinn ihrer Pro- 
gramme zu wirklichen Arbeiterparteien profilieren, das heißt sich 
auf die zuweilen noch schwache, doch wachsende Arbeiterklasse 
stützen und zunehmend Mitglieder aus deren Reihen rekrutieren. 
Dadurch können sie sich wie die gesamtgesellschaftliche Ent- 
wicklung stabilisieren. Zugleich ist eine kluge Bündnispolitik not- 
wendig, durch die möglichst breite Kreise der Bevölkerung in die 
revolutionären Umgestaltungen einbezogen werden. Es ist dies 
eine entscheidende Voraussetzung, um errungene Positionen zu 
behaupten und weiter voranschreiten zu können. 

Immer geht es dabei um die Frage: „Wer - wen?" Sie wird so 
schnell nicht entschieden sein. Doch um ihre Entscheidung wird 
täglich und stündlich hart gerungen. 
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Optimismus auf langem Weg 


Entwicklungsländer haben, das zeigt sich, ihre besonderen Pro- 
bleme. Zugleich betrifft das, was ihre Menschen bewegt, die 
ganze Menschheit. 

Was heißt das? 

Zunächst einmal ganz einfach: Die Entwicklungsländer befin- 
den sich auf unserem Planeten. Angesichts der Drohung eines 
atomaren Weltkriegs, die aggressive imperialistische Kräfte her- 
aufbeschwören, bedeutet das: Wir alle haben nur eine Zukurft, 
wenn wir gemeinsam den Frieden verteidigen. Es geht dabei um 
die Verhütung oder Beseitigung lokaler Konflikte - der langwie- 
rigste und gefährlichste unter ihnen ist der Nahostkonflikt -, die 
sich angesichts der Verschärfung der internationalen Situation 
leicht zu einem Weltbrand weiten können. Und es kommt darauf 
an, geeint der Politik der Konfrontation und Hochrüstung entge- 
genzutreten, die imperialistische Staaten, voran die USA, betrei- 
ben. 

Doch das ist nicht alles. Die Völker, die im Kapitalismus ausge- 
plündert, unterdrückt und in Rückständigkeit gehalten wurden 
und weithin noch werden, haben in dieser Gesellschaftsordnung 
keine wirkliche Perspektive. Sie können ihre Probleme, die primär 
gesamtgesellschaftlicher Natur sind, nur effektiv anpacken und 
lösen, wenn sie sich auf den Sozialismus orientieren und an seine 
Errichtung gehen, wodurch sie, ihrerseits die in ihm herangereif- 
ten Möglichkeiten nutzend, den weltrevolutionären Prozeß voran- 
treiben helfen. 

Es schließt dies internationale Zusammenarbeit in allen Berei- 
chen der Gesellschaft ein. So verfügen Entwicklungsländer über 
Rohstoffe, die andere Staaten, darunter die DDR, brauchen. Ihre 
Kulturen, Bestandteile der Menschheitskultur, sind Gegenstand 
der schöpferischen Aneignung auch in sozialistischen Gesell- 
schaften. Industriell entwickelte Länder können helfen, die in Ent- 
wicklungsländern existente Rückständigkeit zu überwinden. 

Die Möglichkeiten hierzu sind groß, besonders dann, wenn es 
im antiimperialistischen Kampf gelingt, Rüstungsbegrenzung und 
Abrüstung durchzusetzen. Das würde nicht nur immense Mittel 
für Entwicklungsprojekte freisetzen, sondern auch ein für Koope- 
ration günstiges Klima schaffen. 

Dennoch, die Probleme in Entwicklungsländern sind zu gewal- 
tig, als daß sie in absehbarer Zeit gelöst werden könnten. Viele 
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Menschen werden dort noch als unsere Zeitgenossen in Armut le- 
ben, Hunger leiden, unnötigerweise von Krankheiten heimge- 
sucht werden und früher sterben. 

Es wäre töricht, dies zu ignorieren oder zu verharmlosen. 

Wer indes verzweifeln wollte, würde kapitulieren. Und dazu 
gibt es keinen Grund. Die Zukunft kommt nicht als blindes 
Schicksal, sondern Menschen gestalten sie. Wir gehören zu de- 
nen, die dafür wirken, daß sie dem Frieden und dem Fortschritt 
gehört - und daß im Zusammenhang damit die Entwicklungslän- 
der in Bewältigung ihrer Probleme vorankommen. Wir sind ihnen 
gegenüber solidarisch, helfen ihnen aber auch dadurch, daß wir 
die DDR stärken, die zusammen mit anderen sozialistischen Staa- 
ten ihrem Kampf einen festen Rückhalt gibt. Das läßt uns optimi- 
stisch sein. Wir bringen unser Engagement in den Optimismus 
ein, aus dem wir wiederum neue Kraft schöpfen. 


Einige Grundbegriffe 


AKP-Staaten - Länder in Afrika, im karibischen Raum und im Pazifischen 
Ozean, die in Lom& (Togo) mit der Europäischen Gemeinschaft Assoziie- 
rungsabkommen geschlossen haben. 1975 („Lome |") waren dies 46, 1979 
(„Lome Il") 61 Staaten. 


Allianz für den Fortschritt - von den USA 1961 als neokoloniales „Ent- 
wicklungsprogramm" für Lateinamerika konzipiert, um nach der siegrei- 
chen kubanischen Revolution den Sieg weiterer revolutionärer Bewegun- 
gen in diesem Bereich der Welt zu verhindern. J. F. Kennedy sprach von 
einer „friedlichen Revolution der Hoffnung", die in Angriff genommen 
werde. Ende der sechziger Jahre endete die „Allianz". 


ANC (African National Congres - Afrikanischer Nationalkongreß) - 
1912 in Südafrika gegründete Befreiungsbewegung, die sich für den Sturz 
des Rassistenregimes und die Abschaffung der Apartheid einsetzt. Wird 
von der OAU als Repräsentanz des südafrikanischen Volkes anerkannt. 


Apartheid (afrikaans: „Trennung") - die in der Südafrikanischen Repu- 
blik praktizierte Politik der Rassentrennung. Die schwarzafrikanische Be- 
völkerung wird durch sie entrechtet und diskriminiert (u. a. werden ihr 
zwangsweise Reservate - Bantustans, Homelands - als Wohngebiete zu- 
gewiesen), während sich eine weiße Minderheit (1978: 18 Prozent der Ge- 
samtbevölkerung) die politische und wirtschaftliche Herrschaft sichert. 


Arabische Liga (Liga der Arabischen Staaten) - 1945 gegründete Verei- 
nigung mit heute 22 Mitgliedern, wozu arabische Staaten, die PLO, Mau- 
retanien, Somalia und Djibouti gehören. Ägypten wurde als Reaktion auf 
seine Beteiligung an den Camp-David-Separatabmachungen (1978) von 
der Mitgliedschaft suspendiert. 


ASEAN (Association of South-East Asian Nations) - 1967 in Bangkok 
gegründeter Staatenverband, dem Indonesien, Malaysia, die Philippinen, 
Singapur und Thailand angehören. Erstrebt regionale Zusammenarbeit. 


Brain Drain („Abzug der Gehirne") - Abwerbung von ausgebildeten 
Fachkräften aus Entwicklungsländern durch imperialistische Staaten; 
Form neokolonialer Ausbeutung. 


CENTO (Central Treaty Organization) - imperialistisches Militärbünd- 
nis, das 1955 mit der Gründung des Bagdadpakts entstand. Zeitweilig ge- 
hörten ihm Großbritannien, die USA (formell nur als Beobachter), die Tür- 
kei, Irak, Pakistan und Iran an. Wurde 1979 aufgelöst, nachdem alle ihm 
beigetretenen Entwicklungsländer, zuletzt wesentlich inspiriert durch die 
„islamische Revolution" in Iran, ausgeschieden waren. 


„Dritte Welt“ — Bezeichnung für die Gesamtheit der Entwicklungslän- 
der. Die Numerierung im Begriff geht davon aus, daß die kapitalistischen 
Staaten als „erste" und die sozialistischen Staaten als „zweite Welt" zu- 
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sammengefaßt und benannt werden, doch sind diese Benennungen un- 
gebräuchlich. Der Begriff „dritte Welt" kann die Illusion wecken oder näh- 
ren, es handle sich hier um eine homogene Ländergruppe, die dazu noch 
eine eigenständige gesellschaftliche Entwicklung zwischen Kapitalismus 
und Sozialismus nimmt; um dieser Gefahr zuvorzukommen beziehungs- 
weise auf sie aufmerksam zu machen, wird er im allgemeinen in Anfüh- 
rungszeichen gesetzt. 


Entwicklungsdekade - von der UNO festgelegte Zehnjahresperiode, in 
der im Hinblick auf die Entwicklungsländer eine bestimmte Entwicklungs- 
strategie gelten soll. In der ersten Entwicklungsdekade (sechziger Jahre) 
sollten die jährlichen Wachstumsraten betragen: für das Bruttosozialpro- 
dukt 5 Prozent, für das Pro-Kopf-Nationaleinkommen 3 Prozent, für die In- 
dustrieproduktion 8,5 Prozent und für die landwirtschaftliche Produktion 4 
Prozent. Für die zweite Entwicklungsdekade (siebziger Jahre) betrugen 
die entsprechenden Kennziffern: 6 Prozent, 3,5 Prozent, 8 Prozent, 4 Pro- 
zent. Die gestellten Ziele konnten nur partiell erreicht werden. Im August 
1980 wurde die dritte Entwicklungsdekade proklamiert, die eine jährliche 
Wachstumsrate von 7 Prozent vorsieht. 


Entwicklungsland -Staat, der auf dem Territorium früher kolonial be- 
ziehungsweise halbkolonial unterworfener Gebiete aus dem antikolonia- 
len und antiimperialistischen Kampf hervorging oder bei formaler Selb- 
ständigkeit um wirkliche Souveränität zu kämpfen hatte. Gehört noch 
dem kapitalistischen Weltwirtschaftssystem an, so daß seine aus der Ko- 
lonialzeit ererbte Rückständigkeit durch neokoloniale Ausbeutung seitens 
imperialistischer Mächte und internationaler Monopole reproduziert wird. 
Das läßt den antiimperialistischen Kampf zum Schlüssel werden, um 
volle Unabhängigkeit und gesellschaftlichen Fortschritt zu erlangen. Ge- 
genwärtig gibt es auf der Erde ungefähr 120 Entwicklungsländer. 


FAO (Food and Agriculture Organization) - Ernährungs- und Landwirt- 
schaftsorganisation der UNO. Sie tritt alle zwei Jahre zusammen. 

Grüne Revolution - Steigerung der landwirtschaftlichen Produktion 
durch verbesserte Anbaumethoden, so durch ertragreiches Saatgut, Me- 
chanisierung, Einsatz größerer Mengen an Wasser, Energie, Düngungs- 
mitteln und Pflanzenschutzmitteln. Da sie hohe Kapitalaufwendungen 
verlangt, begünstigt sie unter kapitalistischen Bedingungen die ohnehin 
reichen Bauern. 


Gruppe der 77 - Zusammenschluß von (zunächst 77, daher der Name) 
Entwicklungsländern mit dem Ziel, ihre Positionen international wirksa- 
mer zur Geltung zu bringen, insbesondere auf UNCTAD-Konferenzen. 
Seit 1972 ein eigenes Sekretariat, gegenwärtig 127 Mitglieder. 


IDA (International Development Agency - Internationale Entwicklungs- 
organisation) - 1960 gegründete Tochtergesellschaft der Weltbank. Ver- 
gibt an ärmere Entwicklungsländer zinsfreie Kredite (bei Berechnung ei- 
ner Bearbeitungsgebühr von 0,75 Prozent jährlich) bei einer Laufzeit von 
50 Jahren. 


IFAD (International Fund for Agrarian Development - Internationaler 
Fonds für landwirtschaftliiche Entwicklung) - Sonderorganisation der 
UNO, die sich, 1972 gegründet, um die Erhöhung der landwirtschaftlichen 
Produktion in den ärmsten Nahrungsmitteldefizitländern kümmert. 
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ILO (International Labour Organization - Internationale Arbeitsorgani- 
sation, IAO) - 1919 gegründet, seit 1946 Sonderorganisation der UNO, 
hat sie die Aufgabe, die Arbeits- und Lebensbedingungen der Menschen 
insgesamt zu verbessern und entsprechende gesetzliche Regelungen in- 
ternational einheitlich zu gestalten. 1981 zählte sie 147 Mitglieder. Ihr Se- 
kretariat ist das Internationale Arbeitsamt (lIAA). 


Imperialismus - Entwicklungsstadium des Kapitalismus, nach W. I. Le- 
nin („Der Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus") gekenn- 
zeichnet durch: 1. Konzentration der Produktion und des Kapitals, wo- 
durch Monopole entstehen, die im Wirtschaftsieben eine entscheidende 
Rolle spielen; 2. Verschmelzung des Bank- und des Industriekapitals zum 
Finanzkapital (personell: Finanzoligarchie); 3. Kapitalexport gewinnt ge- 
genüber dem Warenexport beträchtlich an Bedeutung; 4. internationale 
monopolistische Kapitalistenverbände, die sich bilden, teilen die Welt un- 
ter sich auf; 5. die territoriale Aufteilung der Erde unter die kapitalisti- 
schen Großmächte ist beendet. 


Indirect Rule - von Briten entwickeltes Konzept, wonach eine Kolonial- 
macht sich in Ausübung ihrer Herrschaft in Kolonien weitgehend auf die 
traditionellen Führerschichten (Stammeshäuptlinge, Fürsten) stützt. In 
seiner Orientierung (die nur teilweise verwirklicht wurde) Gegenstück zu 
der von Frankreich bevorzugten „direkten" Kolonialherrschaft. 


Internationale Monopole - Monopolgesellschaften, die in mehreren 
(mindestens zwei) Staaten operieren und die zum bestimmenden Struktur- 
element der heutigen kapitalistischen Gesellschaft geworden sind. Unter 
den 11 000, die es zu Beginn der achtziger Jahre gab (mit 82 000 Filial- 
und Tochterunternehmen), haben etwa 300 bis 400 eine dominierende Po- 
sition. Die internationalen Monopole gehören zu den Hauptakteuren des 
Neokolonialismus. Durch Direktinvestitionen in Entwicklungsländern 
(Ende der siebziger Jahre: 25 Prozent ihrer Gesamtinvestitionen) sichern 
sie sich Rohstoffquellen, senken Nebenkosten (u. a. Zölle, Kosten für Um- 
weltschutz) sowie Lohnkosten („Niedriglohnländer") und vergrößern ihre 
Absatzmärkte. Sie kontrollieren ein Drittel des gesellschaftlichen Gesamt- 
produkts der Entwicklungsländer. Wie der Beitrag von ITT zum Sturz des 
Präsidenten Allende in Chile (1973) zeigt, mischen sie sich unmittelbar in 
das politische Leben der Staaten ein. 


KIWZ (Konferenz für Internationale Wirtschaftliche Zusammenarbeit) 
- in ihrem Rahmen kamen im Zeichen des „Nord-Süd-Dialogs" vom De- 
zember 1975 bis Juni 1977 in Paris 8 kapitalistische Staaten und 19 Ent- 
wicklungsländer zusammen, um in den Bereichen Energie, Rohstoffe, 
Entwicklungspolitik und Finanzfragen gemeinsame Positionen zu erarbei- 
ten. Es wurden keine nennenswerten Ergebnisse erzielt. 


Kolonialismus - politische Beherrschung und ökonomische Ausbeu- 
tung eines Volkes durch die herrschenden Klassen eines anderen. Gehört 
historisch wie wesensmäßig zur antagonistischen Klassengesellschaft, 
wobei sein Charakter von der jeweiligen Gesellschaftsformation abhängt, 
in der er praktiziert wird. Im Kapitalismus führt der Kolonialismus als in- 
ternationalisiertes Kapitalverhältnis dazu, daß die Kolonien als Lieferanten 
von Rohstoffen und Arbeitskräften, als Absatzmärkte sowie als Kapitalan- 
lagesphären in den von den Bedürfnissen der Kolonialmetropolen diktier- 
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ten Reproduktionszyklus einbezogen werden. Die Diskrepanz im gesell- 
schaftlichen Entwicklungsniveau zwischen Kolonie und Metropole wird 
dadurch reproduziert. 


Kolonialmetropolen - Staaten, die sich andere Gebiete und Völker als 
Kolonien unterworfen haben, um sie politisch zu beherrschen und ökono- 
misch auszubeuten. Die koloniale Ausbeutung hat die Herausbildung und 
Entwicklung von Kapitalismus in ihnen beträchtlich gefördert. 


Kolonien (lat.: „Siedlung") - Gebiete, die im Rahmen des Kolonialis- 
mus der politischen Beherrschung und ökonomischen Ausbeutung durch 
andere Mächte, die sogenannten Kolonialmetropolen, unterworfen wur- 
den. Im Kapitalismus werden sie als „Randgebiete" („Peripherie") in das 
kapitalistische Weltwirtschaftssystem einbezogen. Gegenüber den Kolo- 
nialmetropolen befinden sie sich, da das äußere Abhängigkeitsverhältnis 
zu einer entscheidenden Komponente ihrer inneren Entwicklung wird, in 
einer als strukturell zu charakterisierenden Abhängigkeit. 


Kommunalismus - Begriff wird in einer zweifachen Bedeutung ver- 
wandt: als Versuch, die traditionelle afrikanische Dorfgemeinschaft er- 
neut zu beleben und in ihrer Neubelebung zur Grundlage heutiger Gesell- 
schaftsentwicklung zu machen; als politisches Verhalten, das sich an 
ethnischen und/oder religiösen Kriterien orientiert und so leicht entspre- 
chende Konflikte heraufbeschwört. 


LLDC (Least Developed Countries) — nach 1971 aufgestellten UNO Kri- 
terien Länder mit einem Pro-Kopf-Bruttosozialprodukt von höchstens 100 
Dollar im Jahr, einem Industrieanteil am Bruttosozialprodukt von maximal 
10 Prozent und einer Alphabetisierungsrate von weniger als 20 Prozent. 
Zunächst wurden 25 Entwicklungsländer dazu gerechnet; inzwischen 
stieg ihre Zahl auf 30. 


Mehrsektorenwirtschaft - Nebeneinander von Verhältnissen verschie- 
dener Gesellschaftsformationen in der sozialökonomischen Basis eines 
Landes, charakteristisch für Kolonien und Halbkolonien ebenso wie für 
Entwicklungsländer. 


Monokultur - Orientierung der Volkswirtschaft eines Landes auf im 
wesentlichen ein Erzeugnis, das für den Export bestimmt ist. Wesentli- 
cher Bestandteil der strukturellen Abhängigkeit der Kolonien und Halbko- 
lonien wie später der Entwicklungsländer. 


MSAC (Most Seriousiy Affected Countries) - nach Festlegung des UN- 
Generalsekretariats Entwicklungsländer, die von der Krise der kapitalisti- 
schen Weltwirtschaft besonders hart betroffen sind, mit einem Pro-Kopf- 
Bruttosozialprodukt von höchstens 400 Dollar im Jahr, einem Zahlungsbi- 
lanzdefizit, geringen Exporterlösen, einem hohen Schuldendienst und 
dergleichen. Hierzu gehören ungefähr 45 Entwicklungsländer. 


Nationale Befreiungsbewegung - Gesamtheit der Kräfte, die - ge- 
prägt oder geführt durch die für den Kapitalismus charakteristischen 
Klassen und Schichten - für die nationale Unabhängigkeit eines Landes 
vom Imperialismus kämpfen. Ihr erstes Kampfziel war die Eigenstaatlich- 
keit; danach hatte und hat sie den antiimperialistischen Kampf fortzuset- 
zen, um volle - vor allem auch ökonomische - Unabhängigkeit zu erlan- 
gen (Bewegung der nichtpaktgebundenen Staaten, Programm einer 
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Neuen Internationalen Wirtschaftsordnung). Verstanden als Gesamtheit 
ihrer Bewegungen und Bestrebungen, wurde die nationale Befreiungsbe- 
wegung neben dem Weltsozialismus und der revolutionären Arbeiterbe- 
wegung in imperialistischen Staaten zu einer der revolutionären Haupt- 
kräfte der Gegenwart. 


Nationalismus - Verhaltens- und Denkweise, die der existierenden be- 
ziehungsweise erstrebten nationalen Gemeinschaft den Vorrang vor an- 
deren Formen menschlichen Zusammenlebens einräumt. Spielte im anti- 
kolonialen Kampf eine progressive Rolle, indem bourgeoise Kräfte mit 
ihm zur Einigung der verschiedenen Klassen und Schichten riefen und die 
eigene nationale Identität als Kampfprogramm der Kolonialmacht entge- 
gensetzten. Verliert unter den Bedingungen der Eigenstaatlichkeit zuneh- 
mend seine Progressivität, indem er zwischenstaatliche Konflikte motivie- 
ren kann und zunehmend mit Antikommunismus und Antisowjetismus 
verschmilzt. 


Negritude („Negertum") - Bewegung, die in antikolonialer beziehungs- 
weise antiimperialistischer Frontstellung zur Rückbesinnung auf die alt- 
afrikanische Kultur auffordert, um daraus Selbstvertrauen und eigene 
Werte für die Gesellschaftsgestaltung zu schöpfen. Hauptvertreter: L. S. 
Senghor und A. Cösaire. Unter den Bedingungen der Eigenstaatlichkeit 
kann die Negritude von Antikommunisten genutzt werden, um den Mar- 
xismus Leninismus als eine dem Afrikaner angeblich wesensfremde Welt- 
anschauung zu bekämpfen. 


Neokolonialismus - Gesamtheit der Mittel (ökonomische, politische, 
militärische, ideologische), mit deren Hilfe imperialistische Staaten Ent- 
wicklungsländer ausplündern und in ihrem Herrschaftsbereich behalten 
wollen. Knüpft an „klassischen" Kolonialismus an und sucht diesen in An- 
passung an Bedingungen fortzusetzen, die durch die staatliche Souverä- 
nität ehemaliger Kolonien und Halbkolonien sowie durch den weltweiten 
Übergang zum Sozialismus und Kommunismus charakterisiert sind. 


Neue Internationale Wirtschaftsordnung (NIWO) - Gesamtheit von 
Forderungen, die auf eine - wesentlich im Interesse der Entwicklungslän- 
der liegende - Demokratisierung der Weltwirtschaftsbeziehungen zielen. 
Erstmals auf UNCTAD Ill 1972 in Santiago de Chile zur Geltung gebracht, 
gingen sie in programmatische Dokumente ein, die 1974 von der UN-Voll- 
versammlung verabschiedet wurden: in eine Erklärung und ein Aktions- 
programm (9. Mai 1974) sowie in eine „Charta der ökonomischen Rechte 
und Pflichten der Staaten" (12. Dezember 1974). 


Nichtpaktgebundene Staaten - Bewegung von Staaten, hauptsächlich 
von Entwicklungsländern, die aus dem antikolonialen Kampf erwuchs und 
für friedliche Koexistenz sowie für Unabhängigkeit vom Imperialismus 
eintritt. Gipfelkonferenzen: Belgrad (1961), Kairo (1964), Lusaka (1970), Al- 
gier (1973), Colombo (1976), Havanna (1979), Delhi (1983). In den siebziger 
und achtziger Jahren widmeten die Nichtpaktgebundenen ökonomischen 
Problemen größere Aufmerksamkeit, insbesondere dem Kampf um eine 
Neue Internationale Wirtschaftsordnung. 


OAPEC (Organization of Arab Petroleum Exporting Countries) - 1968 
geschaffener Zusammenschluß arabischer erdölproduzierender und -ex- 
portierender Länder. Es handelt sich um Saudi-Arabien, Irak, Kuweit, die 
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Vereinigten Arabischen Emirate, Katar, Libyen, Algerien, Syrien, Bahrein 
und Ägyten. Die erstgenannten 7 Staaten gehören auch der OPEC an. 
Ägypten wurde 1979 wegen seiner Beteiligung an den Camp-David-Sepa- 
ratabmachungen (1978) von der Mitgliedschaft suspendiert. Die OAPEC- 
Mitgliedsstaaten verfügen über ungefähr 60 Prozent der außerhalb der 
sozialistischen Länder befindlichen bekannten Welterdölreserven. 


OAS (Organization of American States - Organisation Amerikanischer 
Staaten) - 1948 in Bogotä als erste regionale Mehrzweckorganisation der 
UNO gegründet, mit Hauptsitz in Washington. Die USA nutzten den Zu- 
sammenschluß, um revolutionäre Bestrebungen und Bewegungen in La- 
teinamerika niederzuhalten und zu bekämpfen. So wurde 1962 als Reak- 
tion auf die kubanische Revolution der Marxismus-Leninismus als unver- 
einbar mit dem „Interamerikanischen System" erklärt und Kuba aus der 
OAS ausgeschlossen. Seit Ende der sechziger Jahre bringen die latein- 
amerikanischen Staaten in der Organisation stärker eigene Belange zur 
Geltung, was Kritik an den USA einschließt. Sie entwickelten außerhalb 
der OAS neue Kooperationsformen und -institutionen, unter Einschluß 
Kubas und unter Ausschluß der USA. 


OAU (Organization of African Unity - Organisation für Afrikanische 
Einheit) - im Mai 1963 in Addis Abeba gegründet, nachdem 1958 (Accra) 
und 1960 (Addis Abeba) Ansätze dazu gemacht worden waren. Setzt sich 
unter anderem für die Förderung der Einheit und Solidarität zwischen den 
afrikanischen Staaten, für die Verteidigung der Souveränität sowie für die 
Ausrottung aller Formen des Kolonialismus in Afrika ein. Die Organisation 
hat 51 Mitglieder. 


OIC (Organization of the Islamic Conference - Organisation der Islami- 
schen Konferenz) - 1970 geschaffener Zusammenschluß von inzwischen 
43 Mitgliedern (einschließlich der PLO). Die OIC verfolgt das Ziel, die isla- 
mischen Völker und Staaten enger zusammenzuschließen und einer von is- 
lamischen Grundsätzen inspirierten eigenständigen Politik Geltung in der 
Welt zu verschaffen. Tritt zwiespältig auf: bekämpft Kolonialismus und 
Rassendiskriminierung und unterstützt die legitimen nationalen Rechte 
des arabischen Volkes von Palästina, wandte sich jedoch gegen die 
sowjetische militärische Hilfeleistung in Afghanistan. (Afghanistan wurde 
von seiner Mitgliedschaft suspendiert.) Bisher fanden vier Gipfelkonfe- 
renzen statt, die letzte im Januar 1984 in Casablanca (Marokko). 


OPEC (Organization of the Petroleum Exporting Countries) - 1960 in 
Bagdad geschaffener Zusammenschluß von Entwicklungsländern, in de- 
nen der Rohölexport die hauptsächliche Wirtschaftsgrundlage darstellt. 
Die Gründungsmitglieder sind: Iran, Irak, Kuweit, Saudi-Arabien und Ve- 
nezuela. Es traten dann bei: Katar (1961), Indonesien und Libyen (1962), 
Abu Dhabi (1967, ab 1974: Vereinigte Arabische Emirate), Algerien (1969) 
Nigeria (1971), Ekuador (1973), Gabun (1975). Ziel der OPEC: Koordinie- 
rung der Erdölpolitik ihrer Mitglieder, Stabilisierung der Erdölpreise auf 
den internationalen Märkten, Durchsetzung staatlicher Beteiligung an 
den ausländischen Erdölgesellschaften. Den OPEC-Staaten gelang es in 
den siebziger Jahren, den Preis für Rohöl auf ungefähr 2000 Prozent zu er- 
höhen. Der Referenzpreis betrug zu Beginn der achtziger Jahre für „Ara- 
bian Light" 39 Dollar je Barrel (= 159 Liter). Einige Mitglieder setzten eine 
Beteiligung von 51 Prozent an den Erdölgesellschaften durch, andere na- 
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tionalisierten die Erdölindustrie vollständig (Algerien 1970, Irak 1972, Li- 
byen 1973, Venezuela 1975). Ein 1976 geschaffener Entwicklungsfonds 
wurde 1980 auf 4 Miliarden Dollar aufgestockt. Zu Beginn der achtziger 
Jahre wurde auch das Erdöl vom allgemeinen Preisverfall betroffen. 


PAN-Bewegungen - Bestrebungen, sich angesichts gemeinsamer hi- 
storischer Traditionen und Aufgaben über staatliche Grenzen hinweg zu 
einigen. 1826 tagte in Panama, inspiriert von den Ideen Simon Bolivars 
(1782-1830), der erste panamerikanische Kongreß, der der politischen Ei- 
nigung Lateinamerikas gewidmet war. Kwame Nkrumah setzte sich als 
ein Vorkämpfer des Panafrikanismus für die Einigung der afrikanischen 
Staaten ein und hatte wesentlichen Anteil an der Schaffung der OAU. Pan- 
arabismus und Panislamismus proklamieren den Zusammenschluß aller 
Araber beziehungsweise aller Muslims. 


Peripherie - vor allem von Vertretern der nichtproletarischen Linken 
gebrauchte Bezeichnung für Kolonien, um ihr Gegenüber zu den Kolonial- 
metropolen, dem „Zentrum", innerhalb des kapitalistischen Weltwirt- 
schaftssystems zu kennzeichnen. 


SEATO (South-East Asia Treaty Organization - Südostasienpakt) - 
1954 in Manila gegründeter imperialistischer Militärpakt. Ihm gehörten 
an: die USA, Frankreich, Großbritannien, Australien, Neuseeland, Paki- 
stan, Thailand; die Philippinen. Löste sich 1977 auf, nachdem sich Frank- 
reich bereits 1967 faktisch zurückgezogen hatte und Pakistan 1972 ausge- 
treten war. 


Subsistenzwirtschaft - landwirtschaftliche Produktion, die vorwiegend 
oder ganz der Eigenversorgung der Produzenten dient, so daß kein oder 
nur ein geringes Marktaufkommen entsteht. Charakteristisch für viele 
landarme und landlose Bauern in Entwicklungsländern. 


Terms of Trade - in gleichen Währungseinheiten ausgedrücktes Preis- 
verhältnis zwischen Exporten und Importen. Daraus ergibt sich, welche 
Exportmengen ein Land aufbringen muß, um bestimmte Importgüter zu 
erwerben. 


Tribalismus - Politik, die sich an Stammesgruppen und deren Interes- 
sen orientiert und die dadurch zum Hemmnis für die Herausbildung von 
Nationen wird. 


UNCTAD (United Nations Conference on Trade and Development - 
Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Entwicklung) - Sonder- 
organisation der UNO, die sich für die Förderung des internationalen Han- 
dels einsetzt und hierzu entsprechende Grundsätze und Maßnahmen fest- 
legt. Bisher fanden statt: UNCTAD I — Genf 1964, UNCTAD II - Neu Dehli 
1968, UNCTAD Ill - Santiago de Chile 1972, UNCTAD IV - Nairobi 1976, 
UNCTAD V - Manila 1979, UNCTAD VI - Belgrad 1983 


UNICEF (UN-Children's Fund) - 1946 eingerichtetes UNO-Hilfspro- 


gramm, um Kinder in der Welt vor Hunger und Krankheit zu bewahren 
und ihnen Schulbildung zu ermöglichen. 


UNIDO (UN-Industrial Development Organization - UNO-Organisation 
für industrielle Entwicklung) - hat das Ziel, die Industrialisierung in den 
Entwicklungsländern zu beschleunigen. Auf ihrer 2. Konferenz im Jahr 
1975 in Lima wurde vereinbart, daß die Entwicklungsländer bis zum Jahr 
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2000 ihren Anteil an der Weltindustrieproduktion auf 25 Prozent steigern 
sollen. 


Weltbank (genau: International Bank for Reconstruction and Develop- 
ment, IBRD - Internationale Bank für Wiederaufbau und Entwicklung) - 
im Rahmen der Beschlüsse von Bretton Woods (Juli 1944) im Dezember 
1945 gegründete internationale Finanzinstitution. Ihr oberstes Organ ist 
der Rat der Gouverneure, die von den Mitgliedsländern (1982 waren es 
132) entsandt werden. Jedes Land verfügt dort über 250 Stimmen; hinzu 
kommt 1 Stimme für jede Aktie, die in seinem Besitz ist, so daß imperiali- 
stische Staaten die Stimmenmehrheit haben und die Bankpolitik bestim- 
men. Der Präsident, der vom Exekutivrat (Board of Directors) gewählt 
wird, soll US-Amerikaner sein (seit 1981 Alden W. Clausen). 
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